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Herausforderungen in einer unsicheren 
Welt

Joachim Gauck 

Bundespräsident a. D Joachim Gauck 
bei seiner Rede in der Akademie.

Chancen und Risiken sowie Zuver-
sicht und Angst liegen für Joachim 
Gauck sehr eng zusammen. Mit einer 
sehr lebhaften, positiv gestimmten und 
immer wieder auch persönlich gefärb-
ten Rede legte der frühere Bundesprä-
sident am Abend des 31. Januars 2019 
vor rund 550 Zuhörern in der Katho-
lischen Akademie in Bayern dar, 
welche Herausforderungen er in einer 

doch unsicheren Welt sieht. Nur in 
einer freiheitlichen Gesellschaft, da 
war sich Gauck sehr sicher, könnten 
all diese Probleme gelöst werden, 
allerdings nur dann, schränkte er ein, 
wenn die Bürgerinnen und Bürger 
Verantwortung übernehmen würden, 
Verantwortung für sich, für andere 
und für das Gemeinwesen.

Ein Abend mit Bundespräsident a.D.
Joachim Gauck

Freiheit und
Verantwortung I.

Ob in den Fachkreisen oder in der 
Presse: Landauf, landab wird augen-
blicklich immerfort diskutiert über die 
Ordnung der Welt, die ins Rutschen ge-
rät, und besorgt gesprochen über die 
Außen- und Sicherheitspolitik, deren 
Akteure nicht mehr verlässlich sind. In 
München laufen die Vorbereitungen zur 
55. Sicherheitskonferenz, und wir kön-
nen uns schon jetzt vorstellen, dass Ar-
tikel und Schlagzeilen erneut fragen 
werden: Geht es überhaupt noch weiter 
mit einer wertebasierten Weltordnung; 
wie ist es mit dem Multilateralismus; 
können wir nach Trump und anderen 
Menschen, die in der Welt große Schat-
ten werfen, noch damit rechnen, dass 
ein friedliches Zusammenleben Zukunft 
hat? 

Mit Erschrecken sehen wir die zu-
nehmende Friedlosigkeit und eine Ero-
sion des Vertrauens zwischen den Staa-
ten. Vor fünf Jahren, bei der Eröffnung 
der 50. Münchner Sicherheitskonferenz, 
habe ich in dieser Stadt laut darüber 
nachgedacht, welches Format Deutsch-
land in Europa und in der Welt haben 
solle. Es erschien mir wichtig, die 
Landsleute daran zu erinnern, dass wir 
mit dem Vertrauen, das wir zum Rechts-
staat, zur Demokratie, zur Freiheit ent-
wickelt haben, eine Nation geworden 
sind, auf die man sich verlassen kann. 
Dazu kommt eine erhebliche wirtschaft-
liche Stärke, die uns zu einem wichtigen 
Partner verschiedener Nationen macht. 
Deutschland, so meinte ich, müsse sich 
daher in verschiedenen Bereichen inter-
nationaler Zusammenarbeit stärker ein-
bringen – nicht nur, aber auch auf dem 
Gebiet der Sicherheit. 

Heute nun sehe ich Entwicklungen 
in unserem Land und auch bei unseren 
nahen und fernen Nachbarn, die mir 
Sorgen bereiten. Wie in fast allen euro-
päischen Ländern hat sich auch bei uns 
der Populismus politisch etabliert. Ver-
treter einer rechtsnationalen Politikvari-
ante sitzen im Deutschen Bundestag 
und in allen Landesparlamenten – eine 
Entwicklung, die uns lange nicht er-
reicht hatte, obwohl sie in unseren 
Nachbarländern schon lange auf der 
Tagesordnung war. 

In Italien hat sich mit der Regierung 
aus Linkspopulisten und Rechtspopulis-
ten ein demagogischer Politikstil einge-
schlichen, der uns unvertraut ist, und 
den ich in Deutschland nicht sehen 
möchte. Aber auch in den demokrati-
schen Musterländern in Skandinavien – 
in wunderbaren, entwickelten Demo-
kratien mit einem ausgeprägten Sozial-
staat – gibt es Bewegungen, die Natio-
nalismus in einer relativ starken Aus-
prägung wieder zu einem wichtigen 
Element der Politik machen. Polen und 
Ungarn haben sich unter rechtsnationa-
len Regierungen zu einer illiberalen Po-
litik entschieden. In Frankreich gehen 
Zehntausende auf die Straße gegen ei-
nen Staatspräsidenten, der vor nicht 
einmal zwei Jahren noch Hoffnungsträ-
ger war. Und mit dem Austritt Großbri-
tanniens droht der Europäischen Union 
die größte Bewährungsprobe seit ihrer 
Gründung. All das sind relativ neue, re-
lativ beunruhigende Entwicklungen, die 
das traditionelle Parteiengefüge vieler-
orts kräftig durchrütteln und dem euro-
päischen Gefüge schon jetzt tiefe Risse 
zugefügt haben.

Im Osten und Nahen Osten sieht es 
noch bedrückender aus. Autokratische 
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Editorial
Liebe Leserinnen und Leser,

„die Beziehungen zwischen Kirche 
und Welt zu klären und zu fördern“ 
ist laut Satzung der Zweck der Katho-
lischen Akademie in Bayern. Diesem 
Auftrag kommt die Akademie in ers-
ter Linie durch ihre Veranstaltungen 
nach, in denen sie Themen behandelt, 
die „klärend“ und wenn immer mög-
lich auch „fördernd“ sind. 

Sinn und Zweck unserer Zeitschrift 
„zur debatte“ und auch der anderen 
Medien der Akademie ist es, diese 
Themen gesellschaftlich möglichst 
breit zu streuen. An dieser Stelle 
möchte die Redaktion einmal allen 
Autorinnen und Autoren dafür dan-
ken, dass sie sich die Mühe machen, 
die gesprochenen Vorträge zusätzlich 
noch zu verschriftlichen, zu ergänzen 
und zu autorisieren.   

Mit einer Abo-Auflage unserer Zeit-
schrift von gut 10 000 Exemplaren, 
von denen Sie gerade eines in Hän-
den halten, und unseren YouTube-
Kanälen – die Akademie bestückt seit 
rund drei Jahren regelmäßig einen 
Video- und einen Audio-Kanal – do-
kumentieren wir Vorträge und Dis-
kussionen.  Auf den YouTube-Kanälen 
finden Sie mittlerweile zusammen 400 
Audios und Videos. Bequem zu errei-
chen sind all diese elektronischen 
Medien über die Mediathek der Aka-
demie-Website: www.kath-akademie-
bayern.de/mediathek – Stichwort-bayern.de/mediathek – Stichwort-bayern.de/mediathek
register erleichtern die Suche.

Auch eine gute Zahl von debatte-
Artikeln – aus den Ausgaben der Jah-
re 2017, 2018 und 2019 – stellen wir 
in der Mediathek als podcast und zum 
Download zur Verfügung; sie sind na-
türlich ebenfalls mit Schlagworten er-
schlossen. Und dasselbe gilt für die 
dort eingestellten Bücher zu Themen 
der Akademie oder den publizierten 
Werken des Theologen und Religions-
philosophen Romano Guardini, des-
sen wissenschaftliches Erbe die Aka-
demie verwaltet.

Verbreitet werden die Themen der 
Katholischen Akademie in Bayern 
auch über eine erkleckliche Zahl von 
Berichten in Zeitungen und Zeit-
schriften sowie auch mittels der Zu-
sammenarbeit der Akademie mit 
Fernsehsendern. So freuen wir uns 
über eine enge Kooperation mit ARD-
alpha, dem Bildungskanal des Bayeri-
schen Rundfunks, und die regelmäßi-
ge Berichterstattung im Fernsehmaga-
zin „Kirche in Bayern“ in den priva-
ten, lokalen Fernsehsendern in Bay-
ern. 
Auch diese Berichte werden – nach 
ihrer Erstsendung – in der Mediathek 
zum podcast angeboten.

Die Themen „zur debatte“ im vor-
liegenden Heft entnehmen Sie bitte 
dem Inhaltsverzeichnis auf der kom-
menden Seite. Wir hoffen, dass wir 
mit den publizierten Texten für Sie 
einiges „klären“ und sogar „fördern“ 
können.

Mit den besten Wünschen für Sie 
im Namen der Redaktion

Dr. Robert Walser

Führer lieben es, ihre Politik der Stärke 
der Stärke des Rechtes vorzuziehen. Sie 
bewegen sich aus dem Kreis der Demo-
kratien heraus und empfinden es als le-
gitim, Krisen und Konflikte auch in der 
eigenen Nachbarschaft zu provozieren, 
oder, wie durch Russland geschehen, 
Territorien sogar völkerrechtswidrig zu 
besetzen. Darüber hinaus mischen sich 
Russland, der Iran, auch die Türkei of-
fen in den syrischen Bürgerkrieg ein, 
mal als Verbündete, mal als Gegner, um 
ihre großmachtpolitischen Interessen 
abzusichern und sich in der Region als 
permanenter Machtfaktor zu etablieren. 
Über die massiven außenpolitischen 
permanenter Machtfaktor zu etablieren. 
Über die massiven außenpolitischen 
permanenter Machtfaktor zu etablieren. 

Vorstöße von China habe ich dabei 
noch gar nicht gesprochen. Mit gewal-
tigen Investitionspakten kaufen sie sich 
entlang der Seidenstraße ein bis Ost-
europa, gestützt auf ein imponierendes 
wirtschaftliches Wachstum bei gleich-
zeitiger Stabilisierung einer vormoder-
nen Herrschaft der Wenigen über die 
Vielen.

Das alles könnten wir noch leichter 
ertragen, wenn unsere Hauptpartner 
des Westens, die Vereinigten Staaten, in 
der Weise verlässlich wären, wie sie es 
für uns Europäer über Jahrzehnte wa-
ren. Aber verunsichert durch den unbe-
rechenbaren Gestus von Donald Trump 
sind nicht nur die Amerikaner, sondern 
natürlich auch wir Europäer. Ich bin ein 
Herzens-Atlantiker, und ich werde nie-
mals die Rolle der Vereinigten Staaten 
für den Erhalt der Freiheit in Europa 
vergessen. Mir ist der dortige Präsident 
wirklich suspekt, aber daraus abzulei-
ten, dass wir einen Rückzug der Verei-
nigten Staaten als günstig für den gan-
zen Erdball betrachten sollten, würde 
ich für einen ganz schwerwiegenden 
Irrtum, schlichtweg für politische 
Dummheit halten. Ich sehe nicht, dass 
das vielleicht sogar führungswillige 
Frankreich zusammen mit dem eher 
nicht führungsbereiten Deutschland an 
die Stelle dessen treten könnte, was 
Amerika für uns sicherheitspolitisch ge-
leistet hat. Mit welchen Potentialen und 
mit welcher inneren Haltung sollten 
denn diese beiden größten Länder das 
bewältigen? Gleichwohl halte ich eine 
Stärkung der europäischen Verteidigung 
für sinnvoll.

In Sicherheitsfragen herrscht in den 
reichen Ländern des Westens allerdings 
eine gewisse Sorglosigkeit, verbunden 
mit einem weit verbreiteten Wunsch-
denken. Herfried Münkler nennt unsere 
Zeit die „postheroische“ Zeit. Ich weiß 
zwar nicht, welche heroischen Zeiten 
für Deutschland besser waren. Aber 
wenn postheroisch bedeutet, nicht mehr 
zu wissen, was und wie wir uns verteidi-
gen wollen, dann kann da irgendetwas 
mit unserem Nationalgefühl nicht stim-
men.

II.

Zusätzlich zu diesen außenpolitischen 
Problemen haben wir es noch mit inne-
ren Problemen zu tun. Wir erleben gro-
ße Unsicherheit und eine diffuse Angst, 
vielleicht vergleichbar nur mit großen 
Umbruchzeiten wie der Kopernikani-
schen Wende oder dem Beginn des In-
dustriezeitalters. Viele fürchten heute 
die neue Welt der Computer, der künst-
lichen Intelligenz, viele fühlen sich 
nicht oder nur unzureichend ausgestat-
tet mit Wissen über das Funktionieren 
der vernetzten digitalen Welt. Sie fürch-
ten sich vor dem Verlust ihrer Autono-
mie und sind sich unsicher, welche Rol-
le sie in der Zukunft einnehmen wer-
den.

Politik darf diese Ängste nicht igno-
rieren. Aber Politik muss den verun-
sicherten Menschen gemeinsam mit der 
Wirtschaft auch die vielen Möglichkei-
ten und Chancen vor Augen führen, die 
sich mit dem Übergang in ein neues 
ten und Chancen vor Augen führen, die 
sich mit dem Übergang in ein neues 
ten und Chancen vor Augen führen, die 

Informationszeitalter eröffnen. Unsere 
Vorfahren haben sich vor siebzig Jahren 
ermächtigt, nach einem tiefen Fall diese 
Demokratie zu errichten, diesen Rechts-
staat zu stabilisieren, diese Wirtschafts-
ordnung zu etablieren. Das ging nur im 
Glauben an die eigenen Möglichkeiten. 
Das ist es, was uns eine innere Stärke 
geben sollte: ein Erfahrungsgut des Ge-
lingens. Dieses Zutrauen zu uns und zu 
unserem Potential müssen wir bemü-
hen, um uns und die Gesellschaft in den 
gegenwärtigen Phasen von Unsicherheit 
und Angst zu ermächtigen. 

Der große Søren Kierkegaard hat in 
seinem Jahrhundert, dem 19. Jahrhun-
dert, die Angst den Schwindel der Frei-
heit genannt. Vielleicht erschließen wir 
uns diese Aussage am besten, wenn wir 
uns erinnern, dass Freiheit unglaubliche 
Handlungs- und Spielräume eröffnet, 
zahllose Möglichkeiten, Möglichkeiten 
zum Guten aber auch zum Schlechten. 
Kann einen das nicht schon schwindlig 
machen? Und dann das Phänomen, 
dass wir es sind, die in der Demokratie wir es sind, die in der Demokratie wir
die Verantwortung tragen: wir alle als 
citoyen, als Bürger, und nicht irgend-
welche Könige, Fürsten oder Führer. 
Die Demokratie ist unsere Sache! Aus 
eigenem Antrieb entscheiden wir uns, 

zuständig zu sein für den Raum, in dem 
wir leben. Und wir spüren dabei: Die 
Freiheit der Erwachsenen heißt Verant-
wortung. Aber kann das nicht auch er-
schrecken? Dann müsste ich ja eine 
Meinung dazu haben, mit wie viel Geld 
ich die Sozialpolitik unterstütze, mit 
wie viel die Umweltpolitik, mit wie viel 
die Verteidigungspolitik, die Schulpoli-
tik. All dies müsste ich selber mit durch-
denken. Ist es da nicht doch einfacher, 
auf die da oben zu schimpfen? Denn 
selbst, wenn ich mich nicht beteilige, er-
laube ich mir ja immer noch ein Urteil 
über „sie“.

In der vormodernen Gesellschaft 
kannte jeder seinen Platz: Er war nicht 
frei, er fühlte sich manchmal auch ge-
gängelt, aber das ganze System hing 
nicht von ihm ab. Er war eingeordnet, 
er hatte eine gewisse Rollensicherheit 
und Beheimatung, einen gewissen Halt. 
Es war die Freiheit der Moderne, die 
den Menschen herauslöste aus dieser 
festen Verortung in der Gesellschaft. Es 
ist die moderne Gesellschaft, die uns in 
den Individualismus entlässt und uns 
zumutet, über die grundlegenden Dinge 
selbst zu entscheiden: Wie wir unser 
Leben gestalten und was unserem Le-
ben Sinn gibt. Ist es verwunderlich, dass 

Ilse Ruth Snopkowski, Vorsitzende der 
Gesellschaft zur Förderung jüdischer 
Kultur und Tradition, saß zusammen 
mit Prof. Dr. Heinrich Oberreuter. Der 
Politikwissenschaftler ist Redaktions-
leiter des Staatslexikons.

Auch in der Diskussionsrunde argu-
mentierte Joachim Gauck sehr klar und 
engagiert.
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dann eine Unsicherheit im Raum ist, zu-
mal in Zeiten eines fragilen Übergangs?

Es gibt keine offene Gesellschaft 
ohne gleichzeitige Phasen von Ängst-

Es gibt keine offene Gesellschaft 
ohne gleichzeitige Phasen von Ängst-

Es gibt keine offene Gesellschaft 

lichkeit und Unsicherheit. Wir sind 
Menschen, wir sind nicht Götter, wir 
sind nicht Gott. Aber – und ich wieder-
hole es, weil es so wichtig ist: Wir wis-
sen aus der Erfahrung, dass uns Kräfte 
zuwachsen können, die die Ängste we-
sen aus der Erfahrung, dass uns Kräfte 
zuwachsen können, die die Ängste we-
sen aus der Erfahrung, dass uns Kräfte 

der leugnen noch löschen, aber die sie 
relativieren, und die uns in das Stadium 
von Handlungsfähigkeit setzen. Kräfte, 
die die in uns ruhende Verantwortungs-
bereitschaft, die Mut, Tatkraft, Innovati-
onsbereitschaft, Risikobereitschaft, die 
all das wecken. Wenn du dir dann das 
erschließt, was in dir als positive Gabe 
hineingelegt worden ist, dann bist du 
vielleicht einer, der sich nur selten 
fürchten muss – und das ist eine ganze 
Menge.

Lassen Sie mich für einen Moment in 
mein altes Dasein als Pastor zurückge-
hen: Ich hatte als junger Mensch immer 
Furcht vor einer bestimmten Bibelstelle 
– vor vielen, aber bei dieser besonders – 
aus dem Schöpfungsbericht. Da heißt 
es: „Und Gott schuf den Menschen 
nach seinem Bilde, nach Gottes Bilde 
schuf er ihn“ (1. Mose 1,27). Ich be-
trachtete die Welt in meiner Nach-
kriegsjugend mit großer Skepsis, beson-
ders Deutschland. Das, was der junge 
Student da aus den Büchern und Fil-
men zur Kenntnis nahm über die eigene 
Heimat, in der man deutsch sprach, 
deutsche Musik liebte, Hand anlegte 
zum wirtschaftlichen Aufbau, aber über 
Massenmorde, Gewalt und Totschlag 
schwieg, das hat mich abgestoßen. Ja, 
ich kann sagen: Ich habe dieses Land 
gehasst. Und dann lese ich da in der 
Heiligen Schrift: Gott schuf den Men-
schen nach seinem Bilde. Ich weiß, was 
man dann sagt – es gibt ja Bücher, da 
kann man nachlesen, was ein Pastor 
dann predigen kann. Jedenfalls empfand 
ich die Bibelstelle als so provokant, – 

dieser Mensch als Gottes Ebenbild – dieser Mensch als Gottes Ebenbild – dieser
dass ich mir vorgenommen hatte: Dar-
über predigst du nie. 

Aber irgendwann, ich war schon alt 
geworden, kehrte die Bibelstelle zu mir 
zurück. Ich konnte den Text plötzlich 
lesen und sagte: Oh, was für ein schö-
nes Wort. Und wissen Sie, wie das 
kam? Es hängt mit diesem Begriff der 
Verantwortung zusammen. Für mich 
hieß dieser Text plötzlich: Gott schuf 
den Menschen mit einer geheimnisvol-
len Gabe, die kein anderes Geschöpf 
hat, sondern nur er. Der Mensch kann 
sich selber erkennen und für sich selber 
und für andere Verantwortung überneh-
men. Er kann das in Liebe tun, er kann 
es mit Mut tun, mit Ängstlichkeit – aber 
er ist immer gemeint als der, der diese 
besondere Fähigkeit besitzt, über die 
niemand anderes sonst auf der ganzen 
weiten Welt verfügt: Er kann Verant-
wortung übernehmen. Da hatte sich mir 
plötzlich etwas erschlossen, auf vielen, 
vielen Umwegen des Lebens. Für mich 
jedenfalls war ein geistliches Wort sehr 
irdisch, sehr nah geworden. 

III.

Ich möchte aber noch einmal zum 
Thema der Ängste zurückkehren. Der 
große Psychologe Erich Fromm und der 
große Philosoph und Politikwissen-
schaftler Karl Popper haben mehrfach 
darüber gesprochen dass es verborgen 
unter den verschiedenen Ängsten so et-
darüber gesprochen dass es verborgen 
unter den verschiedenen Ängsten so et-
darüber gesprochen dass es verborgen 

was wie eine Grundangst gibt, die die 
Menschen gar nicht so genau definieren 
können. Ein diffuses, verunsicherndes 
Grundgefühl: Die Furcht vor der Frei-
heit. Eine nicht völlig von uns erkannte, 
uns aber immer begleitende Furcht vor 
dem weiten Raum der Freiheit. Karl 
Popper und noch stärker Erich Fromm 
hielten diese Angst für eine anthropo-
logische Konstante, nicht für einen Feh-
ler im System des Menschen, sondern 
für einen Teil seiner Grundausstattung.

In der sich dem Vortrag anschlie-
ßenden Podiumsdiskussion, die von 
dem Journalisten Dr. Christoph von 
Marschall, Mitglied der Chefredaktion 
des Berliner Tagesspiegel, moderiert 
wurde, legte Joachim Gauck dann wei-
terhin dar, dass man Bedrohungen 
von außen nur dann meistern könnte, 
wenn man dem Gegenüber Paroli 
böte. Es müsse glaubhaft sein, dass 

Zersplitterung des Westens

Diskutierten unter der Leitung des 
Journalisten Dr. Christoph von Mar-
schall (r.): Joachim Gauck,  Prof. Dr. 
Ursula Münch und General a. D. Klaus 
Naumann (v.r.n.l.)

man sich wehren kann und das auch 
tun würde. General a. D. Klaus Nau-
mann, der frühere Vorsitzende des 
NATO-Militärausschusses und intimer 
Kenner der internationalen Politik, rief 
beim Gespräch dazu auf, sich der Be-
drohung der Freiheit durch autoritäre 
Staaten – China und Russland an erster 
Stelle – erst einmal bewusst zu werden. 
Nicht mehr Waffen seien die Lösung, 

sondern klare Einsichten und Haltun-
gen. Prof. Dr. Ursula Münch, Politik-
wissenschaftlerin, Direktorin der Aka-
demie für Politische Bildung in Tut-
zing und ebenfalls auf dem Podium, 
sah die Hauptsorge hingegen in der 
zunehmenden Zersplitterung des Wes-
tens. Exemplarisch und besonders gra-
vierend sei für sie der Brexit.

Interessant, dass auch der eher linke 
Psychotherapeut und Psychologe Fromm 
auf die Bibel verweist und dort eine ar-
chetypische Geschichte findet, wieder in 
der Genesis, die Geschichte von Adam 
und Eva. Da wird also der Apfel weiter-
gereicht – der Gläubige weiß da schon: 
Das ist Sünde, Gott will es nicht, das tut 
man nicht. Aber scheinbar paradoxer-
weise hat Gott den Menschen so ge-
schaffen, dass er auch tun kann, was er 
nicht tun soll. Also schlussfolgerte der 
Psychologe aus diesem schönen alten 
mythischen Text: Der Schöpfer hat den 
Menschen als freies Geschöpf gewollt. 
Er hat ihn in die Freiheit hinein gebo-
ren. Und das Paar entscheidet sich, 
Gottes Gebot nicht zu folgen, sondern 
selbst das Gebot zu setzen: Ich setze 
meine Kraft ein und entscheide mich im 
Rahmen meiner Freiheit. Eine große 
Tat.

Aber Erich Fromm lässt uns weiterle-
sen. Was passiert nach dieser Tat? Ei-
nen Tag später findet sich das Paar au-
ßerhalb des Paradieses: Es ist nackt, 
fürchtet sich – wer gibt uns etwas zu es-
sen, wer sagt uns, was wir tun sollen, 
wer schützt uns vor Gefahr, wo sind wir 
überhaupt. Von jetzt an wird es sich da-
nach sehnen, in die heile Ordnung eines 
geschützten Raumes zurückkehren zu 
können, das wir Paradies nennen. Das 
Paar wird nie wieder dort hinkommen, 
aber immer wird es sich danach sehnen 
und daran denken, dass es dort sein 
könnte. Und es wird sich immerfort 
fürchten vor dem, was ihm heute und 
am nächsten Tag zustoßen könnte. In 
diesem Bild ist das enthalten, was ich in 
Kurzform als anthropologische Kons-
tante beschrieben habe. Wir haben die 
Freiheit der Wahl, wir haben auch (be-
grenzt) Kraft und Mut, aber ohne Ängs-
Freiheit der Wahl, wir haben auch (be-
grenzt) Kraft und Mut, aber ohne Ängs-
Freiheit der Wahl, wir haben auch (be-

te ist diese Freiheit nicht zu haben.
Wenn wir uns diese Prägung der 

menschlichen Psyche vor Augen führen, 
erkennen wir, wie leicht es ist, das The-
ma im Politischen zu instrumentalisieren. 
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Pfarrer Joachim Gauck – hier auf einer 
Podiumsdiskussion 1999 – war einer 
der engagiertesten Bürgerrechtler in der 
ehemaligen DDR und später Bundes-
beauftragter für die Stasi-Unterlagen.

Foto: Hennig Langenheim/picture alliance – akgFoto: Hennig Langenheim/picture alliance – akg

General a. D. Klaus Naumann mit 
Christoph von Marschall und Brigade-
general Helmut Dotzler, Befehlshaber 
des Landeskommandos Bayern der 
Bundeswehr.

Kardinal Reinhard Marx (re.) und 
Patrik Schwarz, Geschäftsführender 
Redakteur der Wochenzeitung DIE 

ZEIT. Das überarbeitete Referat von 
Joachim Gauck ist auch in der Ham-
burger Wochenzeitung erschienen.

Das ist generell ein Problem der politi-
schen Diskurse, aber es erfolgt überall 
dort zugespitzt und manipulativ, wo ge-
rade populistische Bewegungen die De-
mokratie in Frage stellen. Das Tröstende 
für viele Menschen, die solchen Bewe-
gungen folgen, ist das Versprechen: Du 

musst dich nicht vor der Zukunft fürch-
ten, wenn du auf uns hörst und wir dir 
sagen: Es ist die geordnete Welt wieder-
herzustellen, die wir früher erlebt haben.

Ich sehe allerdings keinen Ort in der 
Welt, wo das gelingen kann. Ich sehe 
nur Orte in der Welt, wo die Demokra-

tie, wie sie sich einmal entwickelt hat, 
mit all ihren zweifellos vorhandenen 
Problemen, zurückverwandelt wird in 
eine gelenkte Ordnung oder ein autori-
täres System. Und wenn dieser Prozess 
erst einmal angefangen hat, dann wer-
den die Menschen plötzlich merken, 

dass sie Freiheit vermissen. Jetzt er-
scheint sie ihnen oft als zu umfassend 
und zu bedrohlich und Angst machend, 
doch plötzlich wird es ihnen an Freiheit 
fehlen.

Vielleicht machen wir, die wir die 
Freiheit und die Demokratie verteidigen, 
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Am 23. März 2012 leistete Joachim 
Gauck vor dem damaligen Bundestags-
präsidenten Norbert Lammert seinen 
Amtseid als Bundespräsident. 

Foto: Britta Pedersen/dpaFoto: Britta Pedersen/dpa
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General Klaus Naumann und der 
Patentanwalt Dr.-Ing Ulrich Breit.

einen Fehler, wenn wir der Ängstlich-
keit allein mit kühler Sachlichkeit be-
gegnen. Unsere Freude daran, gestalten 
zu können, mag sich auch deshalb 
manchmal nicht zeigen, weil wir uns oft 
genieren. Wieso kann ich mich freuen 
über das, was zu gestalten gelingt, wenn 

da so viele sind, die sich so sorgen um 
all das, was (noch) nicht gelingt? Es 
mag in Süddeutschland ja anders sein, 
aber bei uns im Norden ist es so: Wenn 
du in bestimmten Zirkeln ernst genom-
men werden willst, musst du einen be-
drückten Eindruck machen. Du kannst 

da nicht hingehen und sagen, mein 
Gott, wie freue ich mich, dass dieses 
Land so geworden ist, wie es ist, wie er-
folgreich, friedlich, schön. Da gelten Sie 
leicht für unbedarft. Warum das so ist? 
Ich weiß es nicht. Aber es ist eine Ge-
fahr, dass wir die Gefahren und Sorgen 
und Probleme überzeichnen und uns 
die Erfolge kleinrechnen. Als würden 
wir ein Fernglas umdrehen und das, 
was im Normalfall nahe bei uns, plötz-
lich ganz weit weg ist.

IV.

Wir wollen das, was Angst macht, er-
kennen, aber wir wollen Fluchtreflexen 
nicht folgen. Ich will wirklich nicht so 
tun, als ob das leicht wäre. Und ich 
weiß, dass man denen mehr zuhört, die 
Fake News verbreiten oder Hysterie. 
Bei den politischen Hysterikern: da ist 
Aufruhr, da wird gefühlt. Wir müssen 
dann aber fragen: Wo ist dein Politikan-
satz zukunftsträchtig? Was sind deine 
sowohl langfristigen wie aktuellen Vor-
stellungen zur Bewältigung des techno-
logischen Umbruchs, der Krise in der 
internationalen Zusammenarbeit, des 
drohenden Klimawandels oder zum 
Umgang mit massenhafter Migration? 
Da, denke ich, werden wir ganz große 
Überraschungen erleben. Da kommt 
Da, denke ich, werden wir ganz große 
Überraschungen erleben. Da kommt 
Da, denke ich, werden wir ganz große 

nämlich fast nichts. Und die Diskrimi-
nierung von anderen, der Hass auf 
Fremde, das Liebäugeln mit starken 
Führern – all das wird unsere Probleme 
nicht lösen, aber unsere Seelen vergiften.
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 Presse
DIE ZEIT
14. Februar 2019 – Bundespräsidenten 
machen sich rar, das gilt auch für solche 
außer Dienst. Es war also eine kalku-
lierte Pointe, dass Joachim Gauck eine 
Woche vor Eröffnung der Sicherheits-
konferenz in München vorbeischaute, 
um den ab Freitag dort versammelten 
Mächtigen seine Sicht auf Trump, China 
und die deutsche Unlust an der Selbst-
verteidigung auf den Weg zu geben – 
fünf Jahre nach seiner aufsehenerregen-
den Rede auf ebendieser Konferenz, in 
der er mehr Engagement in der Welt 
gefordert hatte. Die zweite Pointe war 
die Wahl des Ortes: Der Protestant und 
Pastor Gauck sprach in der Katholischen 
Akademie in Bayern, gemeinsam getra-
gen von allen Bistümern des Freistaats 
und idyllisch am Englischen Garten ge-
legen.

Katholische Nachrichtenagentur
1. Februar 2019 – Mit Sorge sieht der 
einstige Bundespräsident, dass sich 
mittlerweile der Populismus auch in 
Deutschland etabliert habe - ein Politik-
stil, den er hier eigentlich nicht sehen 
wolle. Dabei werde mit den Ängsten der 
stil, den er hier eigentlich nicht sehen 
wolle. Dabei werde mit den Ängsten der 
stil, den er hier eigentlich nicht sehen 

Menschen gearbeitet. Es gebe aber nun 
einmal keine offene Gesellschaft ohne 
Phasen von Angst und Unsicherheit.
 Barbara Just

Münchens Erzbischof Kardinal 
Reinhard Marx im Gespräch mit 
Joachim Gauck.

Abschließend muss ich noch eine Be-
merkung anfügen: Als ich in die gesamt-
deutsche Politik eintrat, begegnete ich 
einer Vorstellung von Deutschland, die 
sehr defizitär war. Ich traf in West-
deutschland auf Intellektuelle, die den 
Begriff der Nation gar nicht mehr be-
nutzen wollten. Es hatte sich bei klugen 
Leuten eingebürgert, Deutschland eine 
postnationale Demokratie zu nennen. 
Damit konnte jeder leben: Demokratie 
ist gut, Nation schlecht, und wir sind 
eben postnational, das heißt, wir sind 
erwachsen geworden, wir sind jetzt 

Europäer. Deutschland? Nein. Die 
deutsche Fahne? Oh, sehr verdächtig. 
Diese Farben, schwarz-rot-gold, aus ih-
ren Ursprüngen der deutschen Demo-
kratie herausgewachsen, jedenfalls ein 
geschätztes Symbol aufgeklärter Men-
schen.

Rückblickend sehen wir: Es war gut 
und nötig, dass sich Deutsche ihrer 
übergroßen Schuld in der Vergangen-
heit bewusst geworden sind und dann 
skeptisch gegenüber jeder Form des 
Nationalismus waren. Aber wenn man 
so weit geht, dass man aus Furcht vor 

Nationalismus nationale Prägungen 
nicht mehr akzeptiert oder automatisch 
verdächtigt, dann ist man einen Schritt 
zu weit gegangen. So kann aus einer 
guten pädagogischen Absicht und aus 
einer positiven Selbstkritik auch so et-
was wie eine neurotische Feindschaft 
gegen das Eigene werden. Und diese 
neurotische Feindschaft gegen das Eige-
ne hat dann bei vielen zu einer Ferne 
von jeder Art von Selbstbewusstsein ge-
führt – manchmal sogar zu einer Ver-
nachlässigung nationaler Interessen. 
Die Amerikaner, Franzosen und Briten 
haben es uns übrigens nie abgenom-
men, aber wir selbst haben tatsächlich 
empfunden, dass wir nicht so wichtig 
sind, weil wir nicht so wichtig sein dür-
fen. Bei Autos und Fußball, da durften 
wir in der ersten Reihe stehen. Aber auf 
anderen Ebenen nicht.

Ich finde, dass wir denen, die sehr 
früh angefangen haben mit „Ich bin 
stolz, ein Deutscher zu sein“, nicht fol-
gen dürfen – denn die sind stolz auf ein 
Deutschland, das ich ablehne und ver-
achte. Aber warum entwickeln wir kei-
nen positiven Bezug zu diesem so ge-
wordenen Hort des Rechtes, der Frei-
heit und der Demokratie? Warum be-
kennen wir uns dazu nicht in Dankbar-
keit und Freude und meinetwegen auch 
mit Stolz? 

Aus dieser Freude heraus entstehen 
dann auch die Kräfte, die gegen die 
Angst aktiv werden können. Der Glau-
be hilft dabei. Er will nicht Menschen, 
die aus der Verantwortung fliehen, son-
dern unser Gott ist ein Gott, der die 
Aufbrüche segnet und Menschen bei ih-
ren Aufbrüchen begleitet. Unsere De-
mokratie ist ein Land, das den Einzel-
nen nicht verachtet, und sei er noch so 
schwach, sondern das ihm Möglichkei-
ten gibt. Gestützt auf unsere Erfah-
rungsgüter, die wir weltweit vorzeigen 

können, können wir uns neue Hand-
lungsfähigkeit erwerben – auch in einer 
Weise, die vielen von uns bisher noch 
fremd ist. �

Die frühere Bundesbildungsministe-
rin Dr. h.c. Annette Schavan sowie der 
Erziehungswissenschaftler und Pädago-
gikprofessor Klaus Zierer von der Uni-
versität Augsburg sehen in einer ver-
nünftigen Digitalisierung des Klassen-
zimmers eine vordingliche Aufgabe der 
schulischen Bildungspolitik. Bei der 
Veranstaltung „Welche Bildung wollen 
wir“ am 22. Mai 2019 in der Katholi-
schen Akademie in Bayern machten 
aber beide klar, dass es nicht ausreiche, 
einfach nur High-Tech-Geräte in die 
Schulen zu bringen. Mindestens genau-
so wichtig sei eine entsprechende Schu-
lung des Lehrpersonals.

In dem von der BR-Journalistin Vera 
Cornette moderierten Gespräch im Sa-
lon von Schloss Suresnes sprachen sich 
die Politikerin und der Bildungsforscher 
auch nachdrücklich dafür aus, die Lehr-
pläne an den Gymnasien komplett zu 
überarbeiten. Und das betreffe sowohl 
die Curricula von acht-, wie die von 
neunjährigen Gymnasien. „Heute ist 
Anderes gefragt als vor 40 Jahren“, so 
ihre übereinstimmende Meinung.

Die Bildungspolitik, so eine weitere 
Mahnung des Duos, dürfe auch nicht 
nur auf das Gymnasium schauen. Die-
ser „Akademisierungswahn“ sei eine 
unkluge Engführung, die so weit gehe, 
dass Haupt-, Mittel,- und Realschulen 
regelrecht abqualifiziert würden. Die 

Welche Bildung wollen wir
Ein Gespräch zwischen Annette Schavan und Klaus Zierer

nicht-gymnasialen Schularten hätten 
eine eigenständige Daseinsberechtigung 
und dürften nicht als kürzeres Gymna-
sium gesehen werden. Im Gegenteil 
müssten sie sich inhaltlich deutlich da-
von absetzen, so zum Beispiel durch 
mehr Praxisanteile in den Lehrplänen. �

BR-Journalistin Vera Cornette moderier-
te das Salon-Gespräch zwischen 
Annette Schavan und Klaus Zierer.
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 Staat ohne Gott?
Ein Streitgespräch zwischen den 
Verfassungsrechtlern Horst Dreier 
und Paul Kirchhof

Zwei der angesehensten Verfassungs-
rechtler waren am 10. Dezember 2018 
– sinnigerweise der Internationale Tag 
der Menschenrechte – zu Gast in der 
Katholischen Akademie. Professor 
Horst Dreier aus Würzburg und Pro-

fessor Paul Kirchhof aus Heidelberg 
diskutierten an diesem Abend, ob, wie 
und wieweit ein Staat ohne Gott sein 
kann. Herauskamen deutliche Un-
terschiede, aber auch überraschende 
Gemeinsamkeiten.

Exposition
Horst Dreier

I. Werkbiographischer Hinweis

Ich beginne die Ausführungen zu 
meinem Buch am besten mit einem Ge-
ständnis. Der Titel „Staat ohne Gott“ 
stammt gar nicht von mir, sondern vom 
Verlag. Als ich die sechs Kapitel nach 
langer Reife- und Produktionszeit end-
lich fertig hatte und dem Verlag das Ma-
nuskript sandte, wollte ich es eigentlich 
schlicht nennen: „Der säkulare Staat“ – 
vielleicht noch mit einem Untertitel in 
der Art von „Programm, Profil, Proble-
matik“.

Das klang dem Verlag aber viel zu 
langweilig. Er wollte etwas Prägnante-
res, Pfiffigeres. Und obwohl ich einen 
Augenblick brauchte, um mich mit 
„Staat ohne Gott“ anzufreunden (das 
klang zunächst ein bisschen zu markt-
schreierisch in meinen Ohren), sah ich 
rasch ein: Der Verlag hatte recht. Das 
war einfach der bessere und vor allem 
eingängigere Titel. Freilich war er auch 
missverständlich. Also musste ich nun 
das mögliche Missverständnis aus dem 
Weg räumen, man habe es hier mit ei-
ner atheistischen Streitschrift oder einer 
Verlautbarung des Humanistischen Bun-
des zu tun. Deshalb setzte ich mich noch
einmal an den Schreibtisch und verfass-
te zusätzlich das Einführungskapitel mit 
der Überschrift: „Der säkulare Staat als 
te zusätzlich das Einführungskapitel mit 
der Überschrift: „Der säkulare Staat als 
te zusätzlich das Einführungskapitel mit 

religiöser Freiheitsgewinn“. Und um 
wirklich auch jedem sofort zu signalisie-
ren, dass es sich hier nicht um eine 
Kampfschrift gegen die Religion han-
delt, lauten die ersten Sätze des Buches 
(die zur Sicherheit auch auf dem Buch-
rücken noch einmal abgedruckt wur-
den) wie folgt: „‚Staat ohne Gott‘ heißt 
nicht: Welt ohne Gott, auch nicht: Ge-
sellschaft ohne Gott, und schon gar 
nicht: Mensch ohne Gott.“ Auf dem 
Buchrücken geht das so weiter: „Was 
aber heißt es dann? Auf diese Frage gibt 
das Buch eine klare Antwort.“

Prof. Dr. Horst Dreier, Professor für 
Rechtsphilosophie, Staats- und Ver -
waltungsrecht an der Universität Würz-
burg

II. Geschichtliche Tradition: 
Mit Gott Staat machen

Der neue Titel hatte nicht nur den 
Nötigungseffekt, in der Einführung auf 
denkbar knappem Raum die wesentli-
chen gedanklichen Leitlinien des Bu-
ches zu skizzieren. Er lenkt, und das ist 
vielleicht noch wichtiger, den Blick im-
plizit darauf, dass jahrhunderte-, ja jahr-
tausendelang Staat und Gott eine enge 
Verbindung eingegangen sind, dass die 
sakrale Legitimation staatlicher Herr-
schaft und nicht die Trennung von Poli-
tik und Religion vorherrschend war. 
Lange Zeit galt also: Staat mit Gott.
Diese enge Verwobenheit von weltlich 
und geistlich, von Staat und Kirche, von 

Herrschaft und Heil hat viele Gesichter 
und viele Facetten. So wurden die Pha-
raonen Altägyptens selbst als Götter ver-
ehrt und bildeten – wie die Sonnenkö-
nige der Azteken und Inkas – den Mus-
terfall sakral legitimierter Herrschaft, 
und auch die spätrömischen Principes 
galten als Götter oder doch als gott-
gleich (Stichwort: Kaiserkult). Der Cä-
saropapismus Ostroms ist ein weiteres 
Beispiel für die Identifizierung („Sym-
phonie“) von weltlicher und geistlicher 
Gewalt. Aber auch das im Westen aus-
gebildete Reichskirchensystem des frü-
hen und hohen Mittelalters verschmolz 
göttliche und weltliche Herrschaft bis 
zur Unkenntlichkeit, und die päpstliche 
Salbung des Kaisers vermittelte eine 
„ins Sakramentale entrückte Herr-
schaftslegitimation“ (Christoph Link).

Im Mittelalter und Früher Neuzeit 
verstanden oder gerierten sich die Köni-
ge und Fürsten als von Gott auserwählt. 
Den französischen Königen (und nicht 
nur ihnen) wurden lange Zeit überna-
türliche Kräfte zur Heilung von Krank-
heiten zugesprochen, die durch ein Be-
rührungsritual wirksam wurden: das 
sind die vielzitierten rois thaumaturges
(Marc Bloch), die thaumaturgischen 
(also: heilkräftigen) Könige Frankreichs 
sowie Englands. Und auch wenn solche 
Vorstellungen bald Opfer des aufgeklär-
ten Zeitalters wurden, beginnen doch 
noch in der Epoche des Konstitutiona-
lismus, also im 19. Jahrhundert, die ein-
schlägigen Verfassungsurkunden mit ei-
ner Berufung auf das Gottesgnadentum. 
„Maximilian Joseph, von Gottes Gna-
den König von Baiern“, heißt es in der 
Bayerischen Verfassung von 1818, und 
ein Jahr später in der Württembergs: 
„Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Württemberg“. Die Liste ließe sich 
leicht verlängern. Richtig hat man übri-
gens gesagt, dass diese Bezugnahmen 
„weniger dem Lobe Gottes als der Ab-
wehr der Volkssouveränität und der 
Demokratie“ gedient hätten (Klaus 
Schlaich). Auch allen Formen des 
Staatskirchentums einschließlich des 
landesherrlichen Kirchenregiments, wie 
es bis 1918 in vielen deutschen Territo-
rien bestand, ist eine mehr oder minder 
enge institutionelle Verzahnung von 
Staat und Kirche eigen.

III. Moderne Entwicklung: 
Der säkulare Staat

Mit all diesen Formen einer Identifi-
kation, Vermengung, Verbindung, Ver-
schwisterung, Verknüpfung von Staat 
und Kirche, Politik und Religion macht 
der freiheitliche Verfassungsstaat 
Schluss. Er schließt jede Form institutio-
neller Verklammerung von Kirche und 
Staat aus. Auch verzichtet er auf sakrale 
Legitimation und Abstützung: er klam-
mert die religiöse Wahrheitsfrage aus 
und weist sie als Rekurs an eine inkom-
petente Instanz von sich zurück. Er ge-
währt allen Bürgern gleiche Religions-
freiheit, während er sich selbst zugleich 
religiös-weltanschauliche Neutralität 
auferlegt. Er ist mit jeder Form eines 
Gottesstaates, einer Theokratie, einer sa-
kralen Ordnung oder eines christlichen 
Staates gänzlich unvereinbar. Der säku-
lare Staat ist ein innerweltliches Projekt.

Aber er ist kein antireligiöses Projekt. 
Denn der säkulare Staat ist keineswegs 
in dem Sinne gottlos, dass er Religion 
ablehnen, bekämpfen, für irrational er-
klären oder überhaupt in irgendeiner 
Weise bewerten würde. Vielmehr lässt 
er breiten Raum für die Ausübung des 
Glaubens – wie übrigens auch, was im-
mer mitgedacht werden muss, für die 
Praktizierung von Weltanschauungen. 
Die eigentliche Pointe des säkularen 
Staates liegt darin, dass die Ausdifferen-
zierung der Sphären von Politik und 
Religion diese keineswegs schwächt, 
sondern durchaus zu ihrer Stärkung als 

Glaubensmacht führen kann. Säkulari-
sierung des Staates im verfassungsrecht-
lichen Sinn ist als Chance für die Religi-
on, nicht als deren Bedrohung zu be-
greifen. Keinesfalls ist mit dem säkula-
ren Staat ein erster Schritt in Richtung 
Religionslosigkeit getan.

Staat ohne Gott heißt daher

•  nicht, dass Religion in die Privatsphä-
re abgedrängt wird;

•  nicht, dass die Gesellschaft säkular 
wird oder werden sollte;

•  nicht, dass in der politischen Ausein-
andersetzung religiöse Argumente 
keine Rolle spielen dürften oder in 
eine säkulare Sprache übersetzt wer-
den müssten.

Der säkulare Staat versteht sich also 
nicht als Widerpart des Glaubens, son-
dern bietet diesem eine Plattform. Er 
ruht auf zwei Säulen: der Religionsfrei-
heit, die allen Bürgerinnen und Bürgern 
gleichermaßen zusteht, und der religiös-
weltanschaulichen Neutralität, der sich 
der Staat selbst befleißigen muss. Ihnen 
sind die zentralen Kapitel II und III 
meines Buches gewidmet, deren Kern-
aussagen im Folgenden kurz rekapitu-
liert werden.

IV. Religionsfreiheit

Das zweite Kapitel des Buches lautet: 
„Eine kurze Verfassungsgeschichte der 
Religionsfreiheit in Deutschland“. Das 
ist nun eine stark komprimierte Gipfel-
wanderung entlang der wichtigsten Do-
kumente: vom Augsburger Religionsfrie-
den 1555 über den Westfälischen Frie-
den 1648 zum Preußischen Allgemei-
nen Landrecht 1794 und der Paulskir-
chenverfassung (1848/49) bis hin zur 
Weimarer Reichsverfassung (1919) und 
dem Grundgesetz (1949). In einer Re-
zension des Buches wurde moniert, dass 
der Kulturkampf unter Bismarck keine 
Erwähnung gefunden habe. Dazu kann 
ich nur sagen: auch der Kirchenkampf 
in der NS-Zeit wird nicht erwähnt, eben-
so wenig die Vertreibung der 20.000 
Salzburger Protestanten im Jahre 1731 
und vieles andere nicht, weil ich keine 
umfassende Ereignisgeschichte der Ent-
faltung der Religionsfreiheit, sondern 
deren strukturelle Verfassungsgeschich-
te schreiben wollte, und zwar eine kur-
ze, damit der Stoff auch von möglichst 
vielen Lesern mit annehmbarem Zeit-
aufwand bewältigt werden kann.

Mit voller Absicht habe ich aber bei 
dieser Rekonstruktion an mehreren 
Punkten herausgestellt, dass es durch-
aus einen spezifisch deutschen Beitrag 
zur Geschichte der Religionsfreiheit 
und damit der Grund- und Freiheits-
rechte gibt. Dies deswegen, weil man 
nicht selten der Auffassung begegnet, 
Deutschland und den Deutschen seien 
die entsprechenden Vorstellungen erst-
mals durch die re-education der westli-
chen Besatzungsmächte nach dem Zwei-
ten Weltkrieg als ein Novum nahege-
bracht worden. Wir seien eben ganz 
spät auf dem langen Weg nach Westen 
angekommen. Das aber ist eine arge 
Verkürzung, um das Geringste zu sagen. 
Es gibt eine relevante deutsche Grund-
rechtsgeschichte.

Der erste Punkt betrifft den Augsbur-
ger Religionsfrieden von 1555. Dieser 
brachte zwar keine Glaubensfreiheit, 
wohl aber „Glaubenszweiheit“ (Ger-
hard Anschütz). Soll heißen: Es kam 
(nur) auf der Reichsebene zur Anerken-
nung von zwei gleichberechtigten Kon-
fessionen: der katholischen und der lu-
therischen. In den Territorien hingegen 
herrschte strikte konfessionelle Ge-
schlossenheit. Denn dem Landesherrn 
stand das ius reformandi und damit das 
Recht zu, den Glaubensstand für alle 
Untertanen verbindlich zu bestimmen. 
Das ist der Sinn der bekannten Wen-
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dung cuius regio eius religio, frei über-
setzt: wem das Land gehört, der be-
stimmt die Religion. Andersgläubige 
durfte der Landesherr vertreiben. Von 
Religionsfreiheit finden wir hier also 
nicht die geringste Spur.

Und doch räumte der Augsburger Re-
ligionsfrieden gewissermaßen als Kom-
pensation für das harte ius reformandi
des Landesherrn den Untertanen ein 
Freiheitsrecht ein, nämlich das Recht 
zur Auswanderung (ius emigrandi). 
Diejenigen Untertanen, die sich nicht 
dem Glauben ihres Landesherrn beugen 
wollten, durften das Territorium verlas-
sen. Die Auswanderungsfreiheit wurde 
den konfessionsverschiedenen Landes-
bewohnern als subjektives Recht garan-
tiert. Da dieses letztlich in einer abwei-
chenden individuellen Konfessionsent-
scheidung gründete, ist hierin ein „ers-
ter und bescheidener Anfang der Aner-
kennung des Grundrechts der Religions-
freiheit, zunächst im Gewande religiö-
ser Freizügigkeit“ (Axel Freiherr von 
Campenhausen) erblickt worden – eine 
„erste, schmale grundrechtliche Verbür-
gung allgemeiner Religionsfreiheit inso-
fern, als sich nunmehr jeder Protestant 
und Katholik der obrigkeit lichen 
Zwangsbekehrung entziehen konnte“ 
(Martin Heckel).

Der nächste große Schritt ist der 
Westfälische Frieden von 1648. Auch 
hier erfolgt noch nicht der Durchbruch 
zur allgemeinen Religionsfreiheit, aber 
er bringt mit der Normaljahrsregelung 
eine deutliche Einschränkung des ius 
reformandi des Territorialherrn mit sich. 
Als Normaljahr legte man das Jahr 1624 
fest. Wer irgendwann in diesem Jahr in 
einem katholischen Territorium das 
evangelische Bekenntnis praktiziert hat-
te und umgekehrt, der sollte dies auch 

weiterhin so praktizieren dürfen. Jetzt 
musste der Landesherr also eine gewis-
se konfessionelle Mischung seiner Be-
völkerung hinnehmen. Eine weitere 
Neuerung: allen Untertanen wurde zu-
mindest die Möglichkeit der Hausan-
dacht (devotia domestica) gewährleis-
tet, die den glaubensverschiedenen Un-
tertanen zustand, die sich nicht auf die 
Normaljahrsregelung berufen konnten. 
Schließlich wurden in den Religionsfrie-
den jetzt neben den Katholischen und 
Evangelischen auch die Reformierten 
einbezogen.

Den dritten Markstein bildet das 
Preußische Allgemeine Landrecht von 
1794. Ganz entgegen landläufigen Vor-
stellungen von Preußen als ewigem Hort
der Reaktion und machtversessenem 
Obrigkeitsstaat sind dort als Frucht der 
Aufklärung bemerkenswert liberale 
Grundsätze niedergelegt, ja lassen sich 
hier kräftige „Wurzeln der Religionsfrei-
heit“ (Gerhard Anschütz) finden.

Die Begriffe „von Gott und den gött-
lichen Dingen, der Glaube und der in-
nere Gottesdienst können kein Gegen-
stand von Zwangsgesetzen sein“, heißt 
es da etwa, und ferner: „Jedem Einwoh-
ner im Staate muß eine vollkommene 
Glaubens- und Gewissensfreyheit ge-
stattet werden.“ Für die Ausbildung der 
Religionsfreiheit als subjektives Recht 
des Individuums spielt Preußen eine 
echte Vorreiterrolle. Auch die Gleich-
stellung der drei christlichen Konfessio-
nen war vorbildlich und fortschrittlich, 
wenn man wiederum an die seinerzeiti-
ge Lage in England, Frankreich oder 
Spanien denkt. All das hinderte den 
spätabsolutistischen preußischen Staat 
freilich nicht daran, ein strenges Auf-
sichtsrecht über die Kirchen zu führen, 
sie ganz offen in den Dienst staatlichen 

Untertanengeistes zu stellen und ein 
landesherrliches Kirchenregiment zu 
etablieren. An eine Trennung von Staat 
und Kirche war noch nicht gedacht.

Das änderte sich erst mit der Pauls-
kirchenverfassung von 1848/49, die 
sich auch in puncto Religionsfreiheit als 
geradezu spektakulär modern erweist. 
Der qualitative Sprung, der hier getan 
wird, lässt sich den ebenso schnörkellos 
wie eindringlich formulierten einschlä-
gigen Bestimmungen entnehmen. So 
heißt es in § 144: „Jeder Deutsche hat 
volle Glaubens- und Gewissensfreiheit. 
Niemand ist verpflichtet, seine religiöse 
Ueberzeugung zu offenbaren.“ § 145 
normiert: „Jeder Deutsche ist unbe-
schränkt in der gemeinsamen häusli-
chen und öffentlichen Uebung seiner 
Religion.“ Schließlich garantiert § 147 
Abs. 3 mit der religiösen Vereinigungs-
freiheit etwas bis dato nicht Dagewese-
nes: „Neue Religionsgesellschaften dür-
fen sich bilden; einer Anerkennung ih-
res Bekenntnisses durch den Staat be-
darf es nicht.“ Hier wird in großer Klar-
heit der systembildende Dreiklang von 
Bekenntnis-, Kultus- und Vereinigungs-
freiheit entwickelt, der sich als vorbild-
lich für spätere Verfassungen wie dieje-
nige Weimars oder der Bundesrepublik 
Deutschland erwies. Gemäß § 146 der 
Paulskirchenverfassung wird „durch das 
religiöse Bekenntnis der Genuß der bür-
gerlichen und staatsbürgerlichen Rechte 
weder bedingt noch beschränkt“. § 147 
Abs. 2 zieht die Konsequenz für die 
staatsorganisatorische Seite, indem er 
normiert: „Keine Religionsgemeinschaft 
genießt vor andern Vorrechte durch den 
Staat; es besteht fernerhin keine Staats-
kirche.“ 

Im historischen Rückblick lässt sich 
die Paulskirchenverfassung mit Wolf-

gang Huber als Ausdruck einer „aufge-
klärten Säkularität“ begreifen, weil ihr 
Ziel die „Gewährleistung der Freiheit 
unter Einschluß der Religionsfreiheit“ 
ist, weil sie „dem Staat nicht die Befrei-
ung von Religion zur Aufgabe macht“ 
und weil sie „dem Staat selbst nicht reli-
giöse oder quasireligiöse Funktionen 
zuschreibt“.

Nun wissen wir alle, dass die Pauls-
kirchenverfassung niemals in Kraft ge-
treten ist, sondern den wiedererstarken-
den restaurativen Kräften zum Opfer 
fiel. Aber sie strahlte weit und wirk-
mächtig aus. Endgültig zum positiven 
Verfassungsrecht wurde ihr Religions-
programm in der Weimarer Reichsver-
fassung 1919, von der das Grundgesetz 
wiederum 1949 zentrale Bausteine 
übernahm.

Soviel zur Religionsfreiheit. Kommen 
wir nun zur zweiten Säule des säkula-
ren Staates: der religiös-weltanschauli-
chen Neutralität des Staates.

V. Weltanschaulich-religiöse 
Neutralität

An der überragenden Bedeutung des 
Neutralitätsgebotes besteht in Judikatur 
und Literatur kein Zweifel. Es gilt als 
„verfassungstheoretischer und verfas-
sungsrechtlicher Schlüsselbegriff“ (Ste-
fan Huster), als „tragendes Element der 
staatskirchenrechtlichen Ordnung der 
Verfassung“ (Alexander Hollerbach) 
oder „Zentralbegriff der Staatstheorie 
und des Verfassungsrechts“ (Martin 
Morlok). Unschädlich ist dabei, dass 
sich der Terminus selbst nicht im 
Grundgesetz findet. Denn auch der Be-
griff der Repräsentation ist unserer Ver-
fassung fremd, ohne dass dies der zu-
treffenden Kennzeichnung unseres poli-

Bei früheren deutschen Verfassungen, 
so bei der Paulskirchenverfassung von 
1848, findet sich keine Erwähnung Got-
tes im Text. Darauf verweist Professor 
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Horst Dreier. Die abgebildete Zeich-
nung zeigt eine Plenarsitzung des demo -
kratisch gewählten Parlaments in Frank-
furt.
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tischen Gemeinwesens als einer reprä-
sentativen Demokratie Abbruch tun 
würde.

Für die verfassungsrechtliche Herlei-
tung ist kanonisch geworden eine Sen-
tenz des Bundesverfassungsgerichts aus 
dem Jahr 1965 (BVerfGE 19, 206 [216]).
In dem Urteil heißt es: „Das Grundge-
setz legt […] dem Staat als Heimstatt al-
ler Staatsbürger ohne Ansehen der Per-
son weltanschaulich-religiöse Neutrali-
tät auf. Es verwehrt die Einführung 
staatskirchlicher Rechtsformen und un-
tersagt auch die Privilegierung bestimm-
ter Bekenntnisse […]“. Das ist über 
Jahrzehnte hinweg Grundlage der Judi-
katur gewesen und bis heute geblieben. 
Das Gericht stützt sich dabei auf nicht 
weniger als sechs Normen des Grund-
gesetzes: Art. 4 Abs. 1, Art. 3 Abs. 3, 
Art. 33 Abs. 3 sowie Art. 136 Abs. 1 und 
4 und Art. 137 Abs. 1 WRV in Verbin-
dung mit Art. 140 GG. Das erscheint 
auf den ersten Blick etwas viel und we-
nig übersichtlich. Aber diese Normen-
kette lässt sich zu drei Teilgehalten ver-
dichten, denen die herangezogenen 
Normen in sachangemessener Weise zu-
geordnet werden können. Alle drei fin-
den ihr Zentrum im Gebot der Nicht-
Identifikation des Staates mit einer be-
stimmten Religion.

Das Neutralitätsgebot weist – erster 
Teilgehalt – eine ganz fundamentale in-
stitutionelle Komponente auf, nämlich 
die Trennung von Staat und Religion, 
die ihren knappsten Ausdruck in den 
Worten „Es besteht keine Staatskirche“ 
(Art. 137 Abs. 1 WRV) gefunden hat. 
Jede Form institutioneller Verklamme-
rung staatlicher und kirchlicher Einrich-
tungen ist damit prinzipiell ausgeschlos-
sen. 1919 war damit das landesherrliche 
Kirchenregiment beendet. Der Staat hat 
seinen Ort weder in der Kirche (Kirchen-
regiment) noch über der Kirche (als 
Staatsaufsicht). Es besteht ein allgemei-
nes Einmischungs- oder Interventions-
verbot, was Kooperation nicht aus-
schließt.

Wichtig ist sodann der zweite, der 
freiheitliche Aspekt: Religion und Welt-
anschauung, die man immer dazuzäh-
len muss, sind Grundrechte und als sol-
che Sache der Bürger. Dafür steht der 
Verweis auf Art. 4 GG und auf Art. 136 
Abs. 4 WRV, wonach niemand zu einer 
kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit 
oder zur Teilnahme an religiösen Übun-
kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit 
oder zur Teilnahme an religiösen Übun-
kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit 

gen gezwungen werden darf. Und da 
hier das Prinzip grundrechtlicher Frei-
heit herrscht, darf der religiös-weltan-
schaulich neutrale Staat, wie das Bun-
desverfassungsgericht es formuliert hat, 
„den Glauben oder Unglauben seiner 
Bürger nicht bewerten“ (BVerfGE 12, 1 
[4]). Der Staat darf nicht Partei ergrei-
fen, sich nicht inhaltlich mit einer be-
stimmten Religion oder Weltanschau-
ung identifizieren. Das hat nicht zuletzt 
Bedeutung für die staatliche Präsentati-
on religiöser Symbole.

In der Verlängerung dieses Gedan-
kens treten dann drittens die gleich-
heitsrechtlichen Normen auf den Plan, 
denen zufolge etwa die Innehabung be-
stimmter Rechte oder der Zugang zu ei-
nem öffentlichen Amt unabhängig vom 
religiösen oder weltanschaulichen Be-
kenntnis ist (Art. 3 Abs. 3, 33 Abs. 3 
GG; Art. 136 Abs. 1 WRV). Freiheits- 
und Gleichheitsaspekte greifen ineinan-
der. Eng verbunden mit beiden Aspek-
ten ist der Gedanke, dass der Staat 
Äquidistanz zu den verschiedenen Reli-
gionen und Weltanschauungen halten 
muss. Räumt er im Unterschied zu strikt 
laizistischen Systemen den Religionen 
öffentliche Wirkungsmöglichkeiten ein 
oder stellt ihnen entsprechende Foren 
zur Verfügung, so muss er hier wie ins-
besondere bei direkten Fördermaßnah-
men auf strikte Gleichbehandlung ach-
ten. Das Neutralitätsgebot ist privilegi-
enfeindlich und dient der Entfaltung der 

Religions- und Weltanschauungsfreiheit 
aller Bürger.

Belassen wir es bei dieser knappen 
Rekonstruktion. In meinem Buch erör-
tere ich im Anschluss ausführlich einige 
Einwände, die gegen das Konzept der 
religiös-weltanschaulichen Neutralität 
vorgebracht werden, aber im Ergebnis 
nicht durchschlagen. An dieser Stelle 
möchte ich abschließend meiner Über-
nicht durchschlagen. An dieser Stelle 
möchte ich abschließend meiner Über-
nicht durchschlagen. An dieser Stelle 

zeugung Ausdruck verleihen, dass die 
Bedeutung des Gebotes religiös-weltan-
schaulicher Neutralität des Staates in 
Zukunft zunehmen wird. Warum ist das 
so?

Lange Zeit bedeutete Religionsfrei-
heit in Deutschland faktisch kaum mehr 
als: Bikonfessionalität. In den ersten 
Jahrzehnten nach Gründung der Bun-
desrepublik herrschten zwischen den 
beiden großen christlichen Konfessio-
nen und dem Staat klare und übersicht-
liche Verhältnisse, so dass sich auch das 
Religionsverfassungsrecht „in bemer-
kenswerter Ruhe“ (Peter Unruh) entwi-
ckeln konnte. Noch Mitte der 1960er 
Jahre gehörten rund 95 Prozent der Be-
völkerung den beiden Großkirchen an. 
Diese wirkten sozial kohäsiv, Religion 
war aufgrund der kulturellen Harmonie 
eine integrierende und stabilisierende 
Größe.

Das hat sich mit der Entwicklung 
Deutschlands hin zu einer multireligiö-
sen und multikulturellen Gesellschaft, 
in der der Anteil der Konfessionslosen 
permanent wächst und in der auch de-
zidiert atheistische Bürger, vor allem 
aber Millionen Muslime leben, entschei-
dend verändert. Spürbar sind frühere 
kulturelle wie soziale Selbstverständ-
lichkeiten weggebrochen und still-
schweigende Einverständnisse entfallen. 
Entsprechend scharf schälen sich Kon-
fliktfelder zwischen den Anhängern ver-
schiedener Glaubensrichtungen sowie 
zwischen ihnen und der Staatsgewalt 
heraus. Hier muss das staatliche Gesetz 
in zunehmendem Maße Grenzen abste-
cken und Konflikte schlichten. Die ein-
schlägigen Stichworte sind nur allzu ge-
läufig: Kopftuch der Lehrerin oder gar 
Richterin, Schächten, Sportunterricht 
für muslimische Mädchen, Kreuze in 
Klassenzimmern, Gerichtssälen oder 
Amtsgebäuden, um nur einige zu nen-
nen.

Der gewachsenen religiös-weltan-
schaulichen Vielfalt kann und muss das 
Neutralitätsgebot Rechnung tragen. Es 
wird umso wichtiger, je mehr sich das 
religiöse Feld ausdifferenziert und zer-
klüftet, je heterogener und mannigfalti-
ger die Gemeinschaften werden, je un-
terschiedlicher und konfliktreicher sie 
sich gebärden. Dieser Bedeutungszu-
wachs wird in der Wissenschaft klar 
und eindeutig festgehalten: „Staatliche 
Neutralität wirkt integrativ und ist an-
gesichts einer weitgehenden Pluralisie-
rung in den Überzeugungen der Bürger 
gesichts einer weitgehenden Pluralisie-
rung in den Überzeugungen der Bürger 
gesichts einer weitgehenden Pluralisie-

eine funktionale Voraussetzung dafür 
geworden, dass der Staat Heimstatt al-
ler Bürger sein kann“ (Martin Morlok). 
Ganz auf dieser Linie konstatiert das 
Bundesverfassungsgericht: „In einem 
Staat, in dem Anhänger unterschiedli-
cher religiöser und weltanschaulicher 
Überzeugungen zusammenleben, kann 
cher religiöser und weltanschaulicher 
Überzeugungen zusammenleben, kann 
cher religiöser und weltanschaulicher 

die friedliche Koexistenz nur gelingen, 
wenn der Staat selbst in Glauben- und 
Weltanschauungsfragen Neutralität be-
wahrt“ (BVerfGE 105, 279 [295]).

In einem einzigen letzten Satz zu-
sammengefasst: Die Beachtung des reli-
giös-weltanschaulichen Neutralitätsge-
bots ist heute wichtiger denn je. Wenn 
es eine Botschaft von „Staat ohne Gott“ 
geben sollte, dann ist es diese. �

Erwiderung
Paul Kirchhof

Horst Dreier spricht in seinem Buch 
den Leser in einprägsamer Sprache und 
mit scharfsinnigen Analysen an. Er ent-
wickelt eine Begriffsgeschichte der Sä-
kularisierung, bietet einen kurzen Ab-
riss der Verfassungsgeschichte der Reli-
gionsfreiheit, charakterisiert das Bö-
ckenförde-Diktum als Problemanzeige 
und deutet die Präambel des Grundge-
setzes engagiert. Dieses ist ein Lesever-
gnügen. Doch wenn das alles dann zu 
einer sehr kategorischen Neutralitäts-
these zusammengebunden und mit dem 
Titel „Staat ohne Gott“ versehen wird, 
umfängt einen doch eine gewisse Be-
klommenheit. Vor unseren Augen ent-
steht ein Staat, der in den Teilrationali-
täten des freien Diskurses, des politi-
schen Wettbewerbs und des Mehrheits-
prinzips gänzlich einer Kultur der Werte 
entblößt zu sein scheint. Doch auch die-
ser Eindruck von einem nur formalen 
und funktionalen Staat ist nicht ganz 
ohne Hoffnung. Denn der Autor deutet 
in manchen Passagen des Buches an, 
dass nicht alles so gemeint ist, wie es 
gesagt wird.

Meine Auseinandersetzung mit dem 
Werk beginnt mit drei Kernfragen an 
das kategorische Neutralitätsprinzip, 
entwickelt dann eine Gegenthese, die 
aus der rechtlichen Realität unseres 
Verfassungsstaates gewonnen wird, und 
schließt mit zusammenfassenden Be-
merkungen zur Bedeutung unserer Fra-
ge für das Verständnis von Staat und 
Christentum.

I. Drei Kernfragen

1. Passt dieses Buch in die Moderne? 
Unser Verfassungsstaat begann – wie es 
die Bayerische Verfassung 1946 formu-
liert – mit dem Willen, „angesichts des 
Trümmerfeldes, zu dem eine Staats- und 
Gesellschaftsordnung ohne Gott“ ge-
führt hat, eine neue rechtsstaatliche und 
demokratische Verfassung hervorzu-
bringen. Dieses Trümmerfeld ist wieder-
aufgebaut. Doch leben wir gegenwärtig 
in einer Orientierungsarmut, die nach 
Friedensbotschaften, Verantwortlichkei-
ten des Menschen auch jenseits staatli-
cher und menschlicher Kontrolle sowie 
nach einer gewissensbildenden Moral 
ruft.

Die chinesische Wissenschaft hat Ein-
griffe in die Keimbahn des Menschen
vollzogen und damit ein klassisches 
wissenschaftliches Tabu gebrochen.

Der Finanzmarkt wettet auf den Nie-
dergang von Staaten und Unternehmen 
und erzielt dadurch Gewinne.

Die sozialen Medien verführen schon 
unsere Kinder, in der Anonymität ande-
re Menschen – zunächst ihren Lehrer, 
dann ihren Richter und Konkurrenten – 
mutwillig einer Untat zu bezichtigen, 
ohne dafür in der organisierten Unver-
antwortlichkeit des Anonymen zur Re-
chenschaft gezogen zu werden.

Krieg und Unfrieden bestimmten die 
Welt und der Mensch hält Waffen zu 
seiner Selbstvernichtung in Händen.

In dieser Dramatik eines Umbruchs 
stellt sich die Frage, ob wir uns auf die 
„Verantwortung vor Gott und den Men-
schen“ besinnen wollen, um unseren 
Kindern Frieden, Menschlichkeit und 
Recht dauernd sichern zu können.

2. Kann es einen demokratischen 
Staat ohne Gott geben, wenn das 
Staatsvolk zu großen Teilen mit Gott 
lebt?

Prof. Dr. Paul Kirchhof, Seniorprofessor 
distinctus für Staats- und Steuerrecht 
an der Universität Heidelberg

In einer Demokratie geht alle Staats-
gewalt vom Staatsvolk aus. Der Staat 
repräsentiert das Staatsvolk. In dieser 
Demokratie verhält sich das Staatsvolk 
zum Staat wie die Hand zum Hand-
schuh. Der Handschuh liegt leblos auf 
dem Tisch, wird erst beweglich, wenn 
die Finger der Hand in ihn hineinfah-
ren. Ebenso ist der demokratische Staat 
auf die täglichen Impulse seiner Bürger 
angelegt. Und der Politiker, der das 
Staatsvolk repräsentiert, nimmt seinen 
Gott mit in die Politik.

Wenn das Staatsvolk zu großen Teilen 
nach Gott sucht, mit Gott im Gebet 
spricht, in der Gemeinschaft der mono-
theistischen Religionen – insbesondere 
des Christentums, des Judentums und 
des Islams – nach dem einen, nach dem-
selben Gott fragt, kann dann der von die-
sem Volk gebildete Staat ohne Gott sein?

3. Der moderne Staat lässt um des 
Friedens und der Freiheit willen die 
Frage nach der religiösen Wahrheit of-
fen. Menschen unterschiedlichen Glau-
bens und unterschiedlicher Weltan-
schauung sollen in Deutschland in 
Friedlichkeit nebeneinander leben. Des-
halb bleibt der säkulare Staat in Glau-
bensfragen, bei der Sinndeutung des 
menschlichen Lebens, bei der Erklärung 
der Welt neutral. Er nimmt nicht Partei 
für eine Religion und nicht eine Weltan-
schauung.

Das aber täte er, wenn er der These 
vom Staat ohne Gott und damit einem 
Säkularismus folgte, also für eine Welt-
anschauung Partei nähme, die für eine 
stetig fortschreitende Entkirchlichung 
kämpft. Neutralität heißt nicht, dass 
Gott aus dem Staat vertrieben werden 
müsste. Vielmehr bietet gerade die Neu-
tralität dem Gottesglauben eine Platt-
form zur Entfaltung des Religiösen. Der 
Verfassungsstaat definiert nicht Gott, 
überwacht und bevormundet nicht die 
Religion, ist aber offen für Gott und le-
gitimiert sich aus einer Gesellschaft, die 
in der Freiheit zur Religion lebt.

II. Gegenthese

Ich möchte dem Buch von Herrn 
Dreier die Gegenthese eines weltan-
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schaulich neutralen, aber für Gott offe-
nen Staates aus der Realität unseres 
Verfassungsstaates darlegen und be-
gründen.

1. Das überwiegend von Christen – 
50 von 77 Mitgliedern des Parlaments 
erklären sich ausdrücklich als Christen 
– beschlossene Grundgesetz beginnt an 
der prominenten Stelle der Präambel: 
„Im Bewusstsein seiner Verantwortung 
vor Gott und den Menschen“. Diese 
Anrufung Gottes konzipiert den Gegen-
entwurf zum Nationalsozialismus, der 

ohne Gott war und die Kirchen verfolgt 
hat. Sie fordert Nächstenliebe und 
Barmherzigkeit für die Menschen, auch 
für den Staat als Teil dieser Welt.

Die Anrufung Gottes weist auf die 
Begrenztheit staatlicher Gewalt, wider-
spricht jedem Absolutheitsanspruch to-
talitärer Staatsmodelle und jeder Staats-
rechtfertigung aus einem Gottgnaden-
tum, macht die Endlichkeit, Zeitlichkeit, 
Fehlerhaftigkeit des Menschen bewusst, 
erteilt jeder Staatsreligion und jedem 
staatlichen Atheismus eine Absage.

Mit der Anrufung Gottes nimmt das 

verfassunggebende Staatsvolk sich selbst
vor dem Größeren, dem Erhabenen zu-
rück, gibt sich ein Maß gegen Selbstzu-
friedenheit und Überheblichkeit. Der 
rück, gibt sich ein Maß gegen Selbstzu-
friedenheit und Überheblichkeit. Der 
rück, gibt sich ein Maß gegen Selbstzu-

Verfassungsstaat ist in Verantwortung 
vor Gott entstanden und lebt in dieser 
Verantwortung.

2. Das Grundgesetz unterbreitet das 
Angebot der Religionsfreiheit und er-
wartet – wie bei allen Freiheitsrechten –, 
dass der Grundrechtsberechtigte dieses 
Angebot annimmt. Die Berufsfreiheit 
berechtigt den Menschen auch, sich am 

Berufsleben nicht zu beteiligen und un-
ter der Brücke zu schlafen. Der Finanz- 
und Sozialstaat würde jedoch an dieser 
Freiheitlichkeit zugrunde gehen, wenn 
die Menschen nicht von sich aus am Er-
werbsleben teilnähmen. Das Angebot 
der Familienfreiheit zwingt niemanden, 
ein Kind zu haben. Bliebe aber die 
Mehrzahl der Menschen kinderlos, hät-
te diese Demokratie mangels Staats-
volks keine Zukunft mehr. Und stellen 
wir uns vor, am nächsten Sonntag seien 
Wahlen, und keiner ginge hin. Dann hat 
niemand das Recht verletzt, weil es in 
Deutschland keine Wahlpflicht gibt. Die 
Demokratie verlöre aber ihre kontinu-
ierliche Legitimationsquelle durch Wah-
len.

In ähnlicher Weise erwartet der reli-
giös neutrale Staat, dass der Bürger sich 
mit Gott auseinandersetzt, religions-
mündig wird, deswegen verantwortlich 
entscheiden kann, ob und inwieweit Re-
ligion und Weltanschauung für ihn er-
heblich sind. Das Grundgesetz sorgt so-
gar ausdrücklich dafür, dass die Men-
schen religionsmündig werden. Er orga-
nisiert den Religionsunterricht, in dem 
die Kinder in den Raum des Religiösen 
hineintreten und dort die Erfahrungen 
und Kenntnisse sammeln, um dann reli-
gionsmündig über die eigene Zukunft 
zu entscheiden.

Wie ein Kind, das kein Musikinstru-
ment gelernt hat, keine reale Freiheit 
zum Musizieren gewinnt, wie ein Kind, 
das nicht lesen gelernt hat, von der Lite-
ratur, von der Wahl, oft auch vom Ver-
tragsschluss ausgeschossen ist, so wird 
ein Kind, das Religion nicht erlebt und 
kirchliche Botschaften nicht empfangen 
hat, nicht mündig über seine Religions-
freiheit entscheiden können. Gleiches 
gilt für die Eltern, wenn sie anstelle des 
Kindes dessen Religionsfreiheit wahr-
nehmen. Für religiöses Verständnis kön-
nen auch die Universitäten sorgen, ins-
besondere, wenn sie theologische Fakul-
täten haben und dort das Religiöse in 
Lehre und Forschung wirkt.

Der Staat überlässt die Wahrneh-
mung der Freiheit dem Freien, bemüht 
sich aber durch eine Wirtschaftspolitik, 
eine Familienpolitik und eine Religions-

 Die Neutralitätsthese darf 
für den Staat nicht zur 
Selbstzerstörungsthese wer-
den.

politik, die tatsächlichen Voraussetzun-
gen der Freiheit zu erhalten, zu schaffen 
und zu verbessern. Der freiheitliche 
Staat pflegt die Voraussetzungen, von 
denen er lebt. Er erntet nicht nur die 
Früchte des Baumes, sondern sorgt für 
den Erhalt des Baumes. Die Neutrali-
tätsthese darf für den Staat nicht zur 
Selbstzerstörungsthese werden.

3. Das Grundgesetz schützt die Sonn- 
und Feiertage als Tage der Arbeitsruhe 
und der seelischen Erhebung. Der Ver-
fassungsstaat unterbricht den Arbeits-
rhythmus der Menschen als „Angebot“, 
um Feiertage, die in christlich-abend-
ländischen Traditionen wurzeln und 
sich am Kirchenjahr orientieren, als stil-
le Tage zu begehen. Dabei erfüllt der 
Gesetzgeber einen verfassungsrechtli-
chen „Schutzauftrag“, wenn er einen 
Tag der besonderen Stille mit Wirkung 
gegen alle und damit auch den nicht re-
ligiösen Teil der Bevölkerung rechtlich 
abschirmt und auch dem ökonomischen 
Nutzendenken eine Grenze setzt. So 
sagt es das Bundesverfassungsgericht in 
der Karfreitags-Entscheidung, aber auch 
schon in der Entscheidung zu den Berli-
ner Ladenöffnungszeiten. Der Staat 
schafft den äußeren, für alle geltenden 

Professor Paul Kirchhof zitierte Joseph 
von Eichendorff – das Porträt des be-
rühmten deutschen Dichters stammt 
von 1832, dem Jahr, in dem auch das 
Hambacher Fest stattfand – mit dem 
Satz: „Keine Verfassung garantiert sich 
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selbst.“ Damit plädiert Kirchhof für 
Überzeugungen, die in den Herzen der 
Menschen leben müssen, um damit 
auch eine Verfassung lebendig zu 
halten. 
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Rechtsrahmen für religiöse Ruhe und 
Stille, füllt ihn aber nicht mit religiösem 
und weltanschaulichem Gehalt.

4. Der Verfassungsstaat bietet den 
Religionsgemeinschaften den Sonder-
status einer Körperschaft des öffentli-
chen Rechts (Art. 137 Abs. 5 WRV). 
Damit dürfen die Religionsgemeinschaf-
ten Steuern erheben, werden zu Dienst-
herren, gewinnen Organisations- und 
Rechtsetzungsgewalt gegenüber ihren 
Mitgliedern, können öffentlich-rechtli-
che Sachen bestimmten Zwecken wid-

 Der Staat schafft Vorausset-
zungen, damit der Mensch 
seinen Gott und seine Welt-
anschauung finden und mit 
seiner Religion und Weltan-
schauung leben kann.

men, gewinnen das Parochialrecht. Die-
se Körperschaften – so sagt das Bundes-
verfassungsgericht – schaffen die Vor-
aussetzungen und den Rahmen, in dem 
die Religionsgemeinschaften „das Ihre“ 
zu den Grundlagen von Staat und Ge-
sellschaft beitragen können. Dabei rü-
cken Staat und religiöse Körperschaft in 
guter Nachbarschaft eng zusammen. 
Die Kirchensteuer z. B. wird vom staat-
lichen Gesetzgeber – dem Landesge-
setzgeber – geregelt, schließt sich dann 
fast vorbehaltlos dem staatlichen Ein-
kommensteuerrecht an, das in § 51a das 
staatliche Recht ausdrücklich für kirch-
liche Anliegen modifiziert. Sodann wird 
die Kirchensteuer von den staatlichen 
Finanzbehörden erhoben.

Diese Ausstattung der Religionsge-
meinschaften mit öffentlich-rechtlichen 
Befugnissen zur Entfaltung ihre Religi-
onsfreiheit hat allerdings Voraussetzun-
gen. Trotz der Unbedingtheit der Glau-
benssätze für Religionsgemeinschaften 
müssen diese die Gewähr der Recht-
streue bieten, eine Grundsatzbereit-
schaft erkennen lassen, Recht und Ge-
setz zu achten und fundamentale Ver-
fassungsprinzipien (Art. 79 Abs. 3 GG) 
nicht zu gefährden.

Die Verfassung bietet den Religions-
gemeinschaften damit einen besonderen 
Status der Eigenständigkeit und Unab-
hängigkeit an. Die Religionsgemein-
schaften sollen religiös auf Staat und 
Gesellschaft einwirken können, aller-
dings in einer Treue zum Recht im Sin-
ne der Bereitschaft, den Verfassungs-
staat in seiner Struktur zu achten.

5. Wenn wir das Verständnis vom 
Staat nochmals ins Grundsätzliche 
wenden, beobachten wir, dass der Staat 
Grundsatzfragen nach Gott, Liebe, 
Glück und Tod offenlässt, sich aber 
durchaus dafür einsetzt, dass diese Le-
bensinhalte im Leben der Menschen ei-
nen angemessenen Platz finden können.

Er schützt mit seinem Strafrecht, sei-
nem Polizeirecht, seinem Gesundheits-
recht und seinem Straßenverkehrsrecht 
vor dem Tod, pflegt auch eine Kultur 
der Bestattung und des Begräbnisses. Er 
erzieht in den Schulen zur Fähigkeit zur 
Liebe, zur Nächstenliebe, zur Mutterlie-
be. Schule, Theater und Opern vermit-
teln insbesondere in den Liebesdramen 
die urmenschliche Sehnsucht nach Lie-
be. Der Staat schafft und fördert die 
Rahmenbedingungen für Liebe in Ehe 
und Familie, in Kind und Kirche, in Li-
teratur und Staatstheatern. Er garantiert 
jedem Menschen das Recht, sein Glück 
zu suchen, befähigt zu dieser Glücksu-
che durch Bildung und Ausbildung, Ver-
fassungskultur und auch durch Stabili-
tätspolitik.

Gleiches gilt für die Religionen: Nur 
der Mensch hat seinen Gott. Der Staat 
aber schafft Voraussetzungen, damit der 
Mensch seinen Gott und seine Weltan-
schauung finden und mit seiner Religi-
on und Weltanschauung leben kann.

III. Zusammenfassung

1. Das Neutralitätsgebot ist ein Frie-
denskonzept und darf nicht in ein 
Kampfkonzept umgedeutet werden, das 
jeden Anklang an Gott aus der Staat-
lichkeit vertreiben würde.

2. Das Neutralitätsgebot steht nicht 
im Text des Grundgesetzes geschrieben, 
sondern ist aus subjektiven Rechten – 
der Religionsfreiheit, des Benachteili-
gungsverbotes wegen der Religion, der 
gleichen bürgerlichen und staatsbürger-
lichen Rechte und Pflichten, des glei-
chen Zugangs zu öffentlichen Ämtern 
lichen Rechte und Pflichten, des glei-
chen Zugangs zu öffentlichen Ämtern 
lichen Rechte und Pflichten, des glei-

und des Staatskirchenrechts – entwi-
ckelt worden. Deshalb ist das Neutrali-
tätsprinzip kein alles andere überwin-
dendes Oberprinzip, sondern ein Abwä-
gungsprinzip, das der gesetzlichen Aus-
gestaltung zugänglich ist.

3. Unser Staatsverständnis ist das des 
am Bürgerleben mit seinen Tugenden 
und Freuden teilhabenden Staates, der 
die Bürger in ihrer Freiheit fördert und 
unterstützt, damit zugleich die freiheitli-
chen und demokratischen Grundlagen 
seiner eigenen Existenz pflegt.

4. Wenn der Staat dabei auf die Res-
sourcen der Religionskultur zurück-
greift, findet er im Christentum zentrale 
Impulse, denen er seine Entstehung ver-
dankt und die seine Zukunft prägen 
werden. Dies mögen zwei Zitate bele-
gen: 

Heinrich Böll sagt 1957, er würde 
„selbst die allerschlechteste christliche 
Welt“ der besten aller anderen Welten 
vorziehen, „weil es in einer christlichen 
Welt Raum gibt für Krüppel und Kran-
ke, Alte und Schwache, und mehr noch 
als Raum gab es für sie: Liebe für die, 
die in einer gottlosen Welt nutzlos er-
schienen und erscheinen“.

Eugen Biser stellt 2007 fest: „Das 
Christentum hat sich in aller Welt aus-
breiten können, weil es die Wärme der 
Barmherzigkeit in die Kältehölle der 
Antike hineingetragen hat.“

Der Mensch von heute denkt an an-
dere Kälten, braucht aber dieselbe Wär-
me. Entscheidend ist, dass Staat und 
Bürger dem Christentum mit Hoffnung 
und nicht mit Argwohn begegnen und 
dass die Christen diese Hoffnung recht-
fertigen und die Botschaft von Frieden 
und Nächstenliebe in die Welt bringen. 
Dann dürfen wir auch dem Staat weni-
ger in Abwehr und mehr mit Vertrauen 
begegnen. �

 Presse
Domradio
12. Dezember  2018 – Diese „wohlwol-
lende Neutralität“ des Staates gegen-
über den Kirchen wird vom Bundesver-
fassungsgericht immer wieder betont. 
Vor allem der Verfassungsrichter Ernst-
Wolfgang Böckenförde brachte diesen 
Begriff ins Spiel. Er ist so bekannt wie 
Böckenfördes berühmtes Diktum, wo-
nach der Staat von Voraussetzungen 
lebe, die er selbst nicht garantieren kön-
ne. Die Christen seien es unter anderen, 
die mit ihren Werten prägend wirkten.

Das Streitgespräch

Im Anschluss an ihre jeweiligen Statements diskutierten die beiden renom-
mierten Verfassungsrechtler vor den rund 300 Zuhörern eine gute Stunde über 
grundlegende und auch sehr konkrete Fragen. Die Diskussionsleitung hatte 
Akademiestudienleiter Dr. Johannes Schießl.

Johannes Schießl: Herr Professor 
Dreier, Herr Professor Kirchhof, vielen 
Dank für Ihre engagierten Plädoyers. Es 
ist nicht leicht, das Gehörte jetzt in ein 
Gespräch zu bringen, weil doch sehr 
viele Punkte angeklungen sind. Ich fan-
ge mal bei unserer Akademie an. Im 
Sommer letzten Jahres fand zum 60. 
Geburtstag der Katholischen Akademie 
ein Gespräch zwischen Kardinal Marx 
und dem Präsidenten des Bundesverfas-
sungsgerichts statt – auf Herrenchiem-
see, dem Geburtsort des Grundgesetzes. 
Andreas Voßkuhle hat dabei mehrfach 
die wohlwollende Neutralität des Staa-
tes gegenüber den Kirchen betont: Wohl-
wollende Neutralität sei ein Erfolgsmo-
dell zwischen dem Laizismus wie in 
Frankreich oder einer Staatskirche wie 
etwa in England. Professor Dreier, „wohl-
wollende Neutralität“, geht Ihnen das 
zu weit?

Horst Dreier: Das ist eine Formulie-
rung, die sich in einigen meist jüngeren 
Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts findet. Vermutlich geht die 
Wendung auf Ernst-Wolfgang Böcken-
förde zurück. Wenn sie zum Ausdruck 
bringen soll, dass das Grundgesetz kei-
ne scharfe, sozusagen laizistische Tren-
nung von Staat und Kirche kennt, habe 
ich überhaupt nichts dagegen einzu-
wenden. Bei der Gelegenheit wollte ich 
noch einmal zu meinem Neutralitätsbe-
griff sagen: Ich erfinde kein bestimmtes, 
mir genehmes oder wünschenswertes 
Neutralitätsgebot, sondern ich versuche, 
das Neutralitätsgebot, das nach der Ju-
dikatur des Bundesverfassungsgerichts 
und nach der ganz überwiegenden 
staatskirchenrechtlichen Literatur ein 
zentrales Element des Grundgesetzes 
ist, in seinem Bedeutungsgehalt zu ver-
stehen und interpretatorisch zu er-
schließen.

Nun hört man oft den Einwand, reli-
giös-weltanschauliche Neutralität gebe 
es ja gar nicht, denn wir haben doch die 
Sonntage als Feiertage, wir haben doch 
den Religionsunterricht, wir haben doch 
den Körperschaftsstatus für die Kirche. 
Wo bleibt denn da die religiös-weltan-
schauliche Neutralität? Dazu sage ich: 
Ich entwickle kein theoretisches Prinzip 
der religiös-weltanschaulichen Neutrali-
tät auf dem politikwissenschaftlichen 
oder verfassungstheoretischen Reiß-
brett. Ich nehme es vielmehr so, wie es 
unserer Verfassung zugrunde liegt und 
versuche es dann zu verstehen. Und 
Sonntagsschutz, Religionsunterricht 
und Körperschaftsstatus sind allesamt 
im Grundgesetz verankert. Dennoch 
überwiegen insgesamt gerade im histori-
schen Rückblick die Elemente der Tren-
nung von Staat und Kirche. Ein zweiter 
Punkt: Wir müssen sehr genau unter-
scheiden zwischen Wertneutralität und 
religiös-weltanschaulicher Neutralität. 
Das Grundgesetz ist religiös-weltan-
schaulich neutral, aber natürlich nicht 
wertneutral. Wie sollte denn wohl auch 
eine Verfassung wertneutral sein, die 
Grundrechte des Menschen proklamiert,
die demokratisch, rechtsstaatlich und 
sozialstaatlich organisiert ist? Natürlich 
sind das zentrale und nicht verhandel-
bare Werte. Aber das Grundgesetz pro-
klamiert keine Religion oder Weltan-
schauung. Das überlässt sie dem Einzel-
nen.

Nun ist aus bestimmten historischen 

Gründen die Neutralität in puncto reli-
giös-weltanschaulicher Überzeugungen 
Gründen die Neutralität in puncto reli-
giös-weltanschaulicher Überzeugungen 
Gründen die Neutralität in puncto reli-

viel strenger durchgehalten als auf an-
deren Gebieten. Warum? Weil das 
Grundrecht der Religionsfreiheit ein 
Schutzgut hat, das es von allen anderen 
Grundrechten unterscheidet. Ich kenne 
kein anderes Grundrecht, für das Men-
schen bereit sind, zu töten oder getötet 
zu werden. Das ist nur bei der Religion 
der Fall. Diese Tötungsbereitschaft kön-
nen Sie geschichtlich zurückverfolgen, 
das reicht von den frühen Märtyrern 
über die Religionskriege im Gefolge der 
Reformation bis in die heutige Zeit. 
Deswegen nehmen wir die religiös-welt-
anschauliche Neutralität so ernst, weil 
diese starken und fundamentalen Über-
zeugungen von der Wahrheit einer be-
stimmten Religion ganz bei den Bürgern 
bleiben müssen, und der Staat kann 
nicht kommen und sagen: Diese Norm 
gilt, weil sie einer Mehrheitsreligion 
entspricht, denn das ist die richtige Reli-
gion und du hast die falsche. Der säku-
lare Staat enthält sich einer Antwort auf 
die religiöse Wahrheitsfrage und erklärt 
sich diesbezüglich für inkompetent. Ich 
halte das für eine große zivilisatorische 
Errungenschaft.

Johannes Schießl: Umgekehrt wollte 
ich Professor Kirchhof fragen, ob ihm 
die „wohlwollende Neutralität“ weit ge-
nug geht …

Paul Kirchhof: Wir müssen gemein-
sam die Werte der Verfassung betonen 
und dann hervorheben, dass der Staat 
und die Kirchen gemeinsam darauf an-
gewiesen sind, dass diese Werte ent-
schieden vertreten werden. Wir haben 
vorhin über das Friedensprinzip gespro-
chen. Dieser Wert ist heute bei allen, 
die modern rechtlich denken, aner-
kannt. Wir haben Faust und Fehde hin-
ter uns gelassen, lösen unsere Konflikte 
in sprachlicher Auseinandersetzung. 
Auch die Staaten untereinander kon-
kurrieren im Streit nicht darum, wer die 
besten Waffen und Krieger hat, sondern 
wer die beste Lebenskonzeption für die 
Menschen bietet. Der Krieg ist rechtlich 
und moralisch geächtet.

Wenn wir nach den Kriegsverursa-
chern fragen, dürfen wir nicht einseitig 
auf den Staat oder einseitig auf die Kir-
chen verweisen – beide haben Kriege zu 
verantworten –, sondern müssen die 
Tatsache nutzen, dass beide eine ge-
meinsame Friedensbotschaft vertreten. 
Dieses steht in der Bibel und ist Kernin-
halt der christlichen Lehre. Schauen Sie 
da drüben auf die Krippe: Das wehrlose 
Kind beansprucht mit seiner Friedens-
botschaft, die Welt zu verändern. Das 
ist eine fundamentale Revolution. Um 
diese friedlich zu verwirklichen, brau-
chen wir die Neutralität, um diese bei-
den Kräfte – die Kirche allein mit geisti-
gen Mitteln, der Staat mit geistigen, 
rechtlichen und finanziellen Mitteln – 
auf den Weg dieser Kooperation zu füh-
ren.

Ein zweites Beispiel für eine werte-
fundierte Neutralität bietet die Garantie 
der Würde des Menschen. Dieser Wert 
steht nicht nur am Anfang unserer Ver-
fassung, sondern ist deren Navigator. 
Die Idee der Würde des Menschen hat 
viele historische Ursachen. Eine grund-
sätzliche bietet wiederum das Christen-
tum. Der Mensch ist Imago Dei, Eben-
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bild Gottes. Einen radikaleren Freiheits- 
und Gleichheitssatz hat es in der Rechts-
geschichte nicht gegeben. Der Satz wur-
de in eine Gesellschaft gesprochen, die 
Herren und Sklaven kannte. Wenn nun 
alle Menschen Ebenbild Gottes sind, 
beanspruchen sie jeder für sich in ihrer 
Gottebenbildlichkeit gleiche Freiheit, 
gleiche Anerkennung, gleiche Zugehö-
rigkeit. Dieser wiederum revolutionäre 
Anspruch war anfänglich nicht erfolg-
reich. Es hat lange Phasen gegeben, in 
denen auch die Kirche dazu beigetragen 
hat, dass er nicht wirken konnte. Aber 
heute, im 21. Jahrhundert, müssten wir 
eigentlich die Glocken läuten, weil sich 
diese These immer mehr durchsetzt. 
Der Mensch hat seine eigene Würde, 
nicht weil er sich Verdienste erworben 
hat, sondern allein weil er Mensch ist. 
Das Mittelalter hat dann betont, dass 
der Mensch Teil der göttlichen Schöp-
fung sei, ihm deswegen eine Würde zu-
komme. Mit der Renaissance trat der 
Gedanke der Vernunft hinzu, der Mut, 
jedem Menschen Verstand und rationa-
le Verständigungsfähigkeit zuzuspre-
chen. Kant und Locke haben dann die 
Einmaligkeit und Unersetzlichkeit des 
Menschen betont.

Alle diese Kräfte einer langen histori-
schen Entwicklung brauchen wir heute, 
damit die Kernaussage von der Würde 
jedes Menschen unsere Wirklichkeit 
auch tatsächlich bestimmt. Sie wurzelt 
in der Freiheit des Menschen, garantiert 
die Gleichheit jedermanns vor dem Ge-
setz, erwartet die Zugehörigkeit jedes 
Menschen zu einem Sozialstaat, der 
ihm seine existentiellen Voraussetzun-

Die Weimarer Nationalversammlung 
von 1919 – hier ein Foto einer der 
Sitzungen im Weimarer Hoftheater – 
regelte das Verhältnis von Kirche und 
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Staat in einer Reihe von Artikeln 
(135 bis 141). Diese wurden 1949 vom 
Parlamentarischen Rat wortgleich ins 
Grundgesetz übernommen. 

gen sichert. Stellen wir dieses morali-
sche, rechtliche und philosophische 
Postulat der Wirklichkeit des Weltmark-
tes gegenüber, sehen wir den Auftrag 
der Gegenwart: Der Markt versorgt 
Menschen mit Lebensmitteln, weniger 
um den einzelnen Menschen vor Hun-
ger zu bewahren, sondern vor allem um 
den Gewinn der Lebensmittelversorger 
zu mehren. Dieses Gewinnprinzip ist 
Antrieb unserer allgemeinen Prosperi-
tät. Doch wir brauchen Gegengewichte, 
die einen Gewinn stets davon abhängig 
machen, dass der Unternehmer den Be-
darf eines anderen befriedigt hat.

Meine dritte Bemerkung möchte ein 
Missverständnis ausräumen. Viele se-
hen im Neutralitätsprinzip ein Kampf-
mittel, um die Moral aus unserer Ge-
sellschaft zu vertreiben. Wir sollen nur 
noch nach Vernunft leben. Diese Vor-
stellung ist abwegig. Der Mensch wird 
seine Lebensziele und seine Verant-
wortlichkeiten mit aller Kraft seiner 
Vernunft bedenken, aber auch jenseits 
der Vernunft leben. Er will lachen und 
weinen, tanzen und musizieren, fabulie-
ren und dichten, er will staunen, sich 
wundern und sich begeistern. Er will 
glauben, hoffen, lieben. Das macht das 
Menschliche unseres Lebens aus. In 
dieser Weite des Humanum müssen wir 
auch unser Recht sehen, das auf Ratio-
nalität, Verstehbarkeit und Kontrolle 
angelegt ist, aber natürlich nicht im Sin-
ne eines logischen Automaten verküm-
mern darf.

Unsere Gesellschaft verliert sich in 
Teilrationalitäten und wird dadurch un-
vernünftig. Markt und Wettbewerb han-

deln nach dem Prinzip der Gewinnma-
ximierung, folgen diesem Prinzip auch 
dann, wenn der Gewinn übermäßig ist, 
vielleicht aber die Gesundheit, die Ehe, 
den Anstand des Wettbewerbers gefähr-
det. Der Finanzmarkt setzt auf eine ste-
tig steigende Staatsverschuldung, um 
ein Wachstum zu erzeugen, stellt aber 
nicht die Frage, ob diese Schulden ge-
genüber der nächsten Generation un-
recht sind und Wachstum und Geld-
wertstabilität auch langfristig gefährden. 
Einige Naturwissenschaften fragen nur 
danach, was der Mensch kann, vernach-
lässigen aber die Frage, was der Mensch 
darf. Er kann Atome spalten, darf aber 
Atomwaffen nicht einsetzen. Er kann 
Krankheiten genetisch therapieren, darf 
aber die Identität des Menschen nicht 
manipulieren. Er darf die Drohne ein-
setzen, um Menschen aus entlegenen 
Regionen zu retten, diese aber nicht als 
Kriegsinstrument ohne Eigenrisiko und 
damit in schwindender Verantwortlich-
keit nutzen. Wir brauchen die Men-
schenwürde und die Religionsfreiheit 
insbesondere, um ein Gegengewicht ge-
gen die Ökonomisierung unseres Le-
insbesondere, um ein Gegengewicht ge-
gen die Ökonomisierung unseres Le-
insbesondere, um ein Gegengewicht ge-

bens zu setzen. Von dieser Frage hängt 
unsere kulturelle Zukunft ab.

Johannes Schießl: Ich möchte doch 
noch einmal nachhaken beim Neutrali-
tätsgebot. Herr Professor Dreier, an ei-
ner Stelle in Ihrem Buch gehen Sie mei-
nen rechten Nachbarn ziemlich frontal 
an. Sie werfen Professor Kirchhof vor, 
er habe die Axt ans Neutralitätsgebot 
gelegt, und beziehen sich dabei auf ei-
nen Aufsatz von Professor Kirchhof, in 

dem er schreibt, und das zitiere ich nun 
auch wörtlich, es sei „für den Staat we-
sentlich, ob die Kirchen zum Krieg oder 
zum Frieden aufrufen, ob sie ihre Mit-
glieder einen Fanatismus oder eine Kul-
tur des Maßes lehren, ob sie die Verfas-
sungsprinzipien von Rechtsstaat, Demo-
kratie oder Sozialstaatlichkeit zurück-
weisen oder aber anerkennen.“ Im Hin-
tergrund steht natürlich die Kontroverse 
um den Umgang mit dem Islam. Profes-
sor Kirchhof, haben Sie damit die Axt 
an das Neutralitätsgebot gelegt?

Paul Kirchhof: Überhaupt nicht! Der 
Staat lässt die Frage nach der religiösen 
Wahrheit offen, damit Menschen aller 
Religionen und Weltanschauungen in 
diesem Staat in Frieden zusammenle-
ben können. Aber selbstverständlich 
muss sich der Staat vergewissern, schon 
um des inneren Friedens willen, was in 
den Religionen geschieht. Würde eine 
Religion heute noch ein Menschenopfer 
darbringen, müsste der Staat einschrei-
ten. Ich wäre enttäuscht, wenn er es 
nicht täte. Sollte eine Religion zum Ter-
ror aufrufen, muss der Staat seine Bür-
ger vor diesem Angriff aus der Anony-
mität schützen. Gerade in dieser aktuel-
len Gegenwartsfrage ist er auf das Zu-
sammenwirken mit den Kirchen ange-
wiesen, weil der Angreifer zum Suizid 
bereit ist, er also mit den Befehlen und 
Sanktionen des Rechts nicht erreicht 
wird, der Staat nur im Gespräch mit 
den Religionen und Weltanschauungen 
die Entwicklung zum Terror vermeidet. 
Wenn ich von der Alternative „Kultur 
des Maßes“ oder „Fanatismus“ spreche, 
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meine ich den Kern des staatlichen Er-
ziehungsauftrags, der als Rechtsstaat 
insgesamt eine Kultur des Maßes ver-
wirklichen will.

Diese Verfassung ereignet sich nicht 
auf dem Papier, sondern in den Köpfen 
der Menschen. Dieses hat Joseph von 
Eichendorff den Menschen in der Zeit 
des Hambacher Festes zugerufen, als 
diese in Deutschland den großen Auf-
bruch zu Demokratie und Freiheit orga-
nisieren wollten. Die große Idee der 
Freiheit ist damals gescheitert, später 
nochmals in der Paulskirchen-Verfas-
sung, hat sich letztlich aber durchge-
setzt. „Keine Verfassung garantiert sich 
selbst.“ Das sagt Eichendorff den jungen 
freiheitsdurstigen Menschen. Wenn die 
Menschen nicht Freiheit und Gleichheit 
und Soziales und Frieden denken, dann 
werden die staatlichen Institutionen – 
einschließlich des Bundesverfassungsge-
richts – sich gegen die andersdenken-
den Menschen nicht durchsetzen kön-
nen. Wir brauchen deswegen die geisti-
ge Macht des Kirchlichen, die weltliche 
Macht des Staatlichen, und hoffen, die-
se Mächte in einer Kultur des Maßes 
zusammenzubinden. Ziel ist der Frie-
den, die Freiheit, die soziale Zugehörig-
keit, die Gleichheit vor dem Gesetz.

Johannes Schießl: Hat Professor 
Kirchhof doch die Axt ans Neutralitäts-
gebot gelegt?

Horst Dreier: Der Satz von Ihnen 
hat ziemlich heftige Kritik bei den Esse-
ner Gesprächen ausgelöst, und auch in 
der Literatur, wenn ich das richtig über-
blicke, überwiegt die Skepsis. Nicht ge-
genüber dem, was Sie jetzt gesagt ha-
ben! Wenn eine religiöse Gemeinschaft 
zum Terror auffordert, dann ist das na-
türlich eine Sache für das Strafrecht. 
Das ist völlig klar; das bezweifelt nie-
mand. Aber in dem Text, auf den ich 
mich in meinem Buch beziehe, haben 
Sie davon gesprochen, dass es Religio-
nen gibt, die die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau nicht kennen oder 
nicht anerkennen.

Paul Kirchhof: Die gibt es, ja!

Horst Dreier: Ich weiß! Man könnte 
auch die katholische Kirche nennen. 
Aber ich glaube, Sie meinten eine ande-
re Religion. Deswegen ist das wirklich 
eine ganz zentrale Frage, und den Dis-
sens können wir hier überhaupt nicht 
einebnen, sondern wir müssen ihn klar 
herausstellen. Sie unterscheiden zwi-
schen sozial- oder kulturverträglichen 
und -unverträglichen Religionen und 
wollen die einen besser behandeln als 
die anderen. Dahinter steht die Hal-
tung: Schauen wir mal, wer nützlicher 
für unsere Gesellschaft ist. Und mit die-
ser Haltung haben Sie in der Person 
von Ernst-Wolfgang Böckenförde den 
schärfsten Gegner gegen sich. Er hat 
diese Haltung, Religionen nach Nütz-
lichkeitskalkülen zu beurteilen, so 
scharf gegeißelt wie kein zweiter. Und 
auch ich bin der festen Überzeugung: 
scharf gegeißelt wie kein zweiter. Und 
auch ich bin der festen Überzeugung: 
scharf gegeißelt wie kein zweiter. Und 

wir müssen allen Religionen gleiche 
Rechte gewährleisten. In der Weimarer 
Nationalversammlung ist 1919 ein 
großartiger Kompromiss in Religionsfra-
gen gelungen, der so gut war, dass dem 
Parlamentarischen Rat 1949 auch 
nichts Besseres eingefallen ist. Zu die-
sem Kompromiss gehörte die Gleich-
stellung aller Religionen und Weltan-
schauungsgemeinschaften. Sie haben 
alle das gleiche Recht und die gleichen 
Zugangsmöglichkeiten, auch etwa zum 
Status einer Körperschaft des öffentli-
chen Rechts. Wenn wir jetzt anfangen 
zu differenzieren, welche Religion dem 
Grundgesetz ein bisschen näher steht 
und welche ferner, dann glaube ich, le-
gen wir wirklich die Axt an das Religi-
onsverfassungsrecht, weil es eben einen 

ganz zentralen Gleichheitsimperativ in 
sich birgt. Dieses Gleichheitsverspre-
chen dürfen wir nicht brechen.

Eines müssen wir doch klar sehen: 
Keine Religion wird gezwungen, sich in-
tern und nach ihren Maximen so zu or-
ganisieren wie ein freiheitlicher Verfas-
sungsstaat. Schauen Sie sich doch ein-
mal die katholische Kirche an! Die wählt
ihr Oberhaupt auf Lebenszeit, nur von 
Männern, und lässt Frauen nicht zum 
Priesteramt zu. Das sind drei flagrante 
Verletzungen wichtiger Grundsätze des 
Grundgesetzes, aber das macht über-
haupt nichts, denn Religionen müssen 
nicht so verfasst sein wie ein freiheitli-
cher Verfassungsstaat. Sie können ganz 
anders verfasst sein, sie müssen auch 
nicht die Gleichheit und die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau predi-
gen, sie können das anders sehen und 
handhaben. Das ist ein großer Freiheits-
gewinn für die Religionen.

Paul Kirchhof: Jetzt haben Sie eine 
Antithese aufgestellt, die es überhaupt 
nicht gibt. Ich sage doch nicht, dass 
eine Religion nur dann Freiheit bean-
spruchen darf, wenn sie staatsverträg-
lich oder sozialverträglich ist. Das wäre 
völlig abwegig. Die Religion ist frei! Die 
Konzeption der Staatsverfassung ist 
eine andere als die Konzeption der Kir-
chenverfassung. Doch das staatlich ge-
währleistete Staatskirchenrecht und 
Kirchenrecht darf niemals elementare 
Existenzbedingungen des Staates be-
kämpfen und dafür staatlichen Schutz 
beanspruchen. Herr Schießl, vielleicht 
können Sie noch einmal die drei Stich-
worte nennen, die ich bei den Essener 
Gespräche vorgetragen habe, damit wir 
wissen, worüber wir reden.

Johannes Schießl: „Es ist für den 
Staat wesentlich, ob die Kirchen zum 
Krieg oder zum Frieden aufrufen, ob sie 
ihre Mitglieder einen Fanatismus oder 
eine Kultur des Maßes lehren, ob sie die 
Verfassungsprinzipien von Rechtsstaat, 
Demokratie oder Sozialstaatlichkeit zu-
rückweisen oder aber anerkennen.“

Paul Kirchhof: Das habe ich damals 
in Essen vorgetragen. Wenn ich mich 
recht erinnere, gab es zwei kritische 
Stimmen, die Sie zitiert haben. Aber es 
gab viele zustimmende Stimmen, die 
dann betont haben, dass man nach mei-
nen Thesen unser Staatskirchenrecht 
weiterdenken müsse, weil die Anfragen 
an das Staatskirchenrecht heute ganz 
andere sind als vor 20 Jahren. Bisher 
hatten wir die Religionszweiheit: Katho-
liken und Protestanten. Plötzlich stehen 
wir vor ganz anderen Fragestellungen, 
die auch andere Rechtsprinzipien in un-
sere Gemeinschaft hineintragen. Wir 
hatten in der Gerichtsbarkeit die ersten 
Fälle, wo deutsche staatliche Gerichte 
zu beurteilen hatten, ob sie auf Wunsch 
der Prozessparteien die Scharia bei uns 
anwenden. Darüber müssen wir sehr 
selbstkritisch reflektieren, uns bewusst 
machen, welche neuen Anfragen an un-
ser Verfassungsrecht gestellt werden, 
und wie wir diese Anfragen beantwor-
ten wollen.

Um es nochmals klar zu sagen: Wenn 
jemand die Auffassung verträte, die Kir-
che müsse eine ähnliche Eigenverfas-
sung haben wie unser Staat, oder die 
Kirchen dürften nur das tun, was der 
Staat als sozialverträglich definiert, hät-
te er die Eigenständigkeit von Staat und 
Kirche nicht verstanden, übrigens auch 
nicht die Realität unserer Kirchlichkeit. 
Die Religionsgemeinschaften haben je-
weils ihre Eigenheiten, die sie pflegen 
und entwickeln, die unsere Verfassung 
ihnen durch die Garantie ihrer Autono-
mie auch ausdrücklich zuspricht. Hier 
gibt es sogar Entwicklungen einer wei-
teren Entfernung von Staat und Kirche. 
Wenn die Kirchen und die Gläubigen 

das wollen, stellt sich die Verfassung 
dem nicht entgegen. 

Horst Dreier: Ich freue mich, dass 
wir hier einer Meinung sind – wie bei 
vielen anderen Punkten übrigens auch. 
Aber wahrscheinlich sind wir nicht des-
wegen hier, um diese Gemeinsamkeiten 
zu beschreiben.

Johannes Schießl: Es stand ja „Streit-
gespräch“ über dem Abend, das wollen 
wir auch ein wenig einlösen. Vielleicht 
noch ein paar Sätze zu der neuen Her-
ausforderung durch den Islam.

Horst Dreier: Ein weites Feld! Es 
gibt Podien, die wochenlang nichts an-
deres machen als die Herausforderung 
durch den Islam zu besprechen. Ich will 
in aller Kürze einmal fünf Punkte abzu-
schichten versuchen. Erstens kann man 
nicht davon ausgehen, dass bestimmte 
Religionen per se friedlich oder per se 
unfriedlich sind oder dass bestimmte 
Religionen per se demokratieverträglich 
und per se nicht demokratieverträglich 
sind. Religionskriege kennen alle drei 
abrahamitischen Religionen. Also wür-
de ich eine Aussage wie „Der Islam ist 
prinzipiell kriegerisch, das Christentum 
prinzipiell friedlich“ nicht unterschrei-
ben. Zweitens: Ich kann einer Religion 
angehören – da besteht offenbar völli-
ger Konsens, über den ich mich freue –, 
die andere Prinzipien vertritt als die 
Prinzipien des demokratischen Verfas-
sungsstaates und unserer Grundrechte. 
Drittens: Wenn es aber Gruppen oder 
Gemeinschaften geben sollte, die unter 
Berufung auf ihre Religion zu terroristi-
schen Aktivitäten oder zur Unterminie-
rung des freiheitlichen Verfassungsstaa-
tes aufrufen, dann greift das gefahrenab-
wehrrechtliche Instrumentarium, das 
wir haben. Das ist dann keine Frage des 
Religionsverfassungsrechts mehr, son-
dern von Polizei, Verfassungsschutz und 
Staatsanwaltschaft. Hier kann man na-
türlich fragen, ob dieses Instrumentari-
um ausreicht oder nicht. Nehmen wir 
die Instrumente der streitbaren Demo-
kratie. Es ist bemerkenswert, dass bis 
zum Jahr 2001 Religionsgemeinschaften 
nicht nach Artikel 9 Absatz 2 des Grund-
gesetzes verboten werden konnten wie 
andere Vereinigungen. Jetzt fragt man 
sich, was ist denn im Jahr 2001 Ein-
schneidendes passiert, dass man das ge-
ändert hat? Antwort: Da gab es 9/11. 
Drei Monate später war das deutsche 
Vereinsgesetz novelliert, und der soge-

nannte Kalifat-Staat wurde verboten, 
was ich für völlig richtig halte.

Die vierte Herausforderung durch 
den Islam ist: Wie schaffen wir es, eine 
Religion, die keine klare Mitgliedschaft 
kennt und keine festen organisatori-
schen Strukturen und institutionellen 
Bindungen aufweist, in unsere Religi-
onsverfassung oder unser Staatskir-
chenrecht zu integrieren, das natürlich 
mit Blick auf die damaligen Großkir-
chen entwickelt worden ist? Da wäre 
ich sehr dafür, Phantasie walten zu las-
sen: Wir müssen versuchen, bestimmte 
Schritte zu gehen, die eine stärkere In-
tegration ermöglichen. Beim Deutschen 
Juristentag wurde der Vorschlag ge-
macht, für islamische Verbände eine 
spezielle Rechtsform zu schaffen, die 
unterhalb des Körperschaftsstatus, aber 
oberhalb des allgemeinen Vereinsrechts 
angesiedelt ist. Ich fühle mich da nicht 
als Spezialist, aber ich finde die Idee 
gut, darüber nachzudenken und zu sa-
gen: Wenn die alten Formen nicht pas-
sen, und Körperschaft des öffentlichen 
Rechts passt vielleicht schlicht und er-
greifend nicht für muslimische Gemein-
den und Zusammenschlüsse, lasst uns 
nach einer anderen Form suchen. Ich 
habe auch keine Patentlösung dafür, 
aber ich glaube, wir müssen versuchen, 
hier innovativ tätig zu werden.

Und das fünfte und letzte Problem ist 
natürlich: In Deutschland leben fünf, 
sechs Millionen Muslime, von denen 
manche Untersuchungen sagen, dass le-
diglich ein Viertel von ihnen sich als 
gläubig versteht, und dieses Viertel wird 
wiederum von vier oder fünf verschie-
denen muslimischen Vereinigungen ver-
treten, die alle für sich reklamieren, den 
Islam oder die Muslime in Deutschland 
zu repräsentieren. Das ist ein zusätzli-
ches Problem, das wir gerade bei der 
neuen Islam-Konferenz haben.

Johannes Schießl: Sehen Sie, Profes-
sor Kirchhof, neue Wege im Umgang 
mit dem Islam?

Paul Kirchhof: Das Allerwichtigste 
ist, dass man sich zunächst einmal 
kennt, die Probleme des anderen ver-
steht. Ich darf ein konkretes Beispiel 
nennen: Es gibt ein zweibändiges, von 
der Eugen-Biser-Stiftung initiiertes 
Werk, ein Lexikon über Grundbegriffe 
aus Christentum und Islam. Darin ist es 
gelungen, die elementaren Kulturbegrif-
fe des Christentums und des Islams in 
langjähriger Kärrnerarbeit nebeneinan-

Horst Dreier: „In der Weimarer Nationalversammlung ist 1919 ein Horst Dreier: „In der Weimarer Nationalversammlung ist 1919 ein Horst Dreier:
großartiger Kompromiss in Religionsfragen gelungen, der so gut war, 
dass dem Parlamentarischen Rat 1949 auch nichts Besseres 
eingefallen ist.“
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derzustellen. Professoren, im Wesentli-
chen aus Ankara und München, defi-
nieren diese Begriffe – nicht kommen-
tierend, nicht bewertend, sondern jeder 
aus seiner Sicht nach bestem Wissen 
und Gewissen – um einmal bewusst zu 
machen, wie groß die Aufgabe ist, die 
vor uns liegt. Es sollen nicht Gegensät-
ze zugeschüttet und Gemeinsamkeiten 
behauptet werden, die es nicht gibt, son-
dern die bestehenden Unterschiede klar 
gemacht werden. Jeder Unterschied ist 
ein Stück Freiheit, aber auch eine Auf-
gabe für unser Zusammenleben.

Der erste Schritt im Umgang mit dem 
Islam wäre also einfach, die Kulturun-
terschiede in aller Gelassenheit und 
Sachlichkeit bewusst zu machen. Zwei-
tens sollten wir versuchen – und da geht 
die Bundesregierung voran –, im Islam 
Gesprächspartner zu finden, die ver-
bindlich für den Islam sprechen, so dass 
wir einen langfristigen Dialog mit der 
Chance nachhaltiger Verständigung füh-
ren können. Diese Aufgabe ist elemen-
tar, ungeheuerlich, aber auch reizvoll. 
Diesem Kulturereignis sollten wir uns 
widmen, nicht resignierend oder gar ab-
wehrend, sondern in geistiger Offenheit 
mit den Instrumentarien unserer Kultur, 
unserer Wissenschaft, auch unseres Gel-
des. Der Glücksfall des Grundgesetzes 
mit seiner Freiheitlichkeit bietet durch-
aus einen geeigneten rechtlichen Rah-
men.

Johannes Schießl: Ja, wieder zurück 
zu unserer Verfassung nach diesem 
spannenden Exkurs zum Islam. Vor 
mittlerweile fast 15 Jahren hat hier in 
der Akademie das legendäre Gespräch 
zwischen Jürgen Habermas und Joseph 
Ratzinger stattgefunden, wobei „legen-
där“ irgendwie auch falsch ist, weil es ja 
tatsächlich stattgefunden hat. Ausgangs-
punkt des Gesprächs damals war das 
sogenannte Böckenförde-Diktum, dem 
Sie, Professor Dreier, ein ganzes Kapitel 
in Ihrem Buch widmen, in dem Sie auch
die hochinteressante Kehrtwende in der 
Rezeption dieses Satzes beschreiben. 
Aber nun der berühmte Satz des übri-
gens katholischen Verfassungsrechtlers 

Ernst-Wolfgang Böckenförde: „Der frei-
heitliche säkularisierte Staat lebt von 
Voraussetzungen, die er selbst nicht ga-
rantieren kann.“ Der Satz ist ziemlich 
genauso alt wie ich, und immer noch 
wird über ihn diskutiert. So unklar ist 
er doch gar nicht…

Horst Dreier: Ich glaube ja, der Satz 
ist vor allem deswegen so populär, weil 
er hinlänglich interpretationsoffen ist. 
Das versuche ich an den von Ihnen an-
gesprochenen unterschiedlichen Rezep-
tionswellen zu zeigen. Die erste Rezep-
tionswelle hat stark darauf abgestellt, 
dass der Staat nur über sehr beschränk-
te Möglichkeiten verfügt, die benötigten 
Ressourcen herbeizuschaffen: Er ist 
eben keine Werteagentur. Hier standen 
die Kirchen in Opposition zu Böcken-
förde. In der zweiten Welle hat man 
dann herausgestrichen, dass gerade Re-
ligion und Kirche für die moralischen 
und kulturellen Wertgrundlagen der Ge-
sellschaft von Bedeutung seien. Religion 
galt als stabilisierend, die Kirchen er-
schienen fast als unentbehrliche Moral-
agenturen. Böckenförde selbst hat im-
mer vor kurzschlüssigen oder zum Teil 
auch gewollten Interpretationsversu-
chen gewarnt.

Es gibt eine verbreitete Kritik an dem 
Satz, er sei entweder trivial oder falsch. 
Trivial, weil alles seine Voraussetzungen 
habe und überhaupt kein System seine 
eigenen Voraussetzungen garantieren 
könne. Das kann ich als Einwand nicht 
nachvollziehen. Denn die Sache wird 
doch nicht trivial, allein weil die Aussa-
ge nicht nur für den Staat, sondern auch 
für andere Systeme oder Institutionen 
zutrifft. Aber der Satz ist auch nicht 
falsch. Denn er markiert den wichtigen 
Punkt: Selbst wenn unsere verfassungs-
rechtlichen Institutionen problemlos 
funktionieren und selbst wenn die Bür-
ger von ihren Abwehrrechten eifrig Ge-
brauch machen würden und insofern al-
les glatt liefe wie eine geölte Maschine – 
selbst dann hätten wir noch kein stabi-
les und krisenresistentes politisches Ge-
meinwesen. Dazu gehört eben viel 
mehr: ein politisches Engagement der 

Bürger, auch ihr karitatives Engage-
ment, insgesamt eine lebendige Zivilge-
sellschaft. Uns würden substanzielle 
Dinge fehlen, die ein Gemeinwesen erst 
zu einem wirklichen Gemeinwesen ma-
chen. Böckenförde spricht manchmal 
von Ethosbeständen, man könnte viel-
leicht auch von Wir-Bewusstsein, von 
Gemeinsinn oder von Solidarität spre-
chen. Das speist sich aus vielerlei Res-
sourcen. Und zu diesen Ressourcen ge-
hört auch die Religion, aber eben nicht 
nur die Religion, denn ein solches En-
gagement gibt es ja auch in Staaten 
oder Gesellschaften, in denen Konfessi-
onslose die Mehrheit stellen.

Entscheidend ist für mich der 
schlichte Gedanke: Man kann sich 
nicht damit begnügen, dass der Staat 
tut, was seine Aufgabe ist, die Bürger 
von ihren Abwehrrechten Gebrauch 
machen, und damit ist alles in Butter. 
Ich glaube, da fangen die eigentlichen 
Probleme und Aufgaben für eine plura-
listische und sehr heterogene Gesell-
schaft erst an. Es geht um den inneren 
Zusammenhalt. Für den benötigen wir 
dringend diese zusätzlichen Ressourcen. 
Das macht den großen Wert und die er-
hebliche Attraktivität dieses Satzes aus, 
dass er aufzeigt: Hier haben wir ein 
Problem, für das es keine Patentlösung 
gibt, denn wir haben keinen Punkt, von 
dem aus alles kuriert werden kann. Da-
her bezeichne ich den Satz in meinem 
Buch als eine Problemanzeige. Und auf 
diese Problemanzeige müssen wir im-
mer wieder neue Antworten suchen und 
neue Lösungsstrategien entwickeln. 
Nicht mehr, aber auch nicht weniger.

Johannes Schießl: Professor Kirch-
hof, wenn Sie jetzt einmal auflisten 
müssten, welche Voraussetzungen das 
sind, von denen der Staat lebt. Was 
würden Sie dann nennen?

Paul Kirchhof: Herr Böckenförde 
sagte immer, dass der Akzent auf den 
staatlichen Instrumentarien liegt. Der 
Staat lebt von Voraussetzungen, die er 
mit staatlicher Autorität, mit Recht und 
Zwang nicht garantieren kann. Diese 

Feststellung verweist auf die Gesell-
schaft, nimmt die freien Menschen in 
Verantwortung, die diesen Staat tragen 
sollen, die Ethos und Moral in die Ge-
sellschaft und damit in den Staat hin-
eintragen – der Staat darf dieses nicht. 
Dieses Diktum ist gern von Staatsreprä-
sentanten zitiert worden, die sich einer 
Verantwortung entledigen und eine Pas-
sivität legitimieren wollten. Doch das 
Wort Böckenfördes war so nie gemeint, 
sondern enthielt mehr einen Auftrag zur 
Aktivierung der gesellschaftlichen 
Gruppen, die „das Ihre“, so sagt das 
Verfassungsgericht heute, beitragen sol-
len, damit Staat und Gesellschaft gelin-
gen.

Die wichtigste Voraussetzung ist zu-
nächst die Grundentscheidung dieser 
Rechtsgemeinschaft, auf Gewalt zu ver-
zichten. Wir entwaffnen den Bürger und 
garantieren ihm die innere Sicherheit 
durch staatliche Organe. Wir lösen un-
sere Konflikte, indem wir miteinander 
sprechen, letztlich die Rechtsprechung 
entscheiden lassen. Dieser Gewaltver-
zicht setzt Erziehung voraus, setzt die 
Bereitschaft der Menschen zur Fried-
lichkeit voraus, setzt Lebensbedingun-
gen voraus, die den einzelnen nicht in 
Verzweiflung und Aggressivität treiben. 
Dieses Konzept von Gewaltfreiheit der 
Gesellschaft und Gewaltmonopol des 
Staates ist sehr breit angelegt. Die nächs-
te Voraussetzung erscheint mir der Hin-
weis für die Menschen zu sein: Nehmt 
euer Freiheitsangebot an! Wenn euch 
die Berufsfreiheit, die Eigentümerfrei-
heit, die Religionsfreiheit und die Fami-
lienfreiheit garantiert ist, macht von die-
ser Freiheit Gebrauch! Die Inhalte die-
ser Freiheitsgewährleistungen sind ja 
nicht zufällig, sondern garantieren Le-
bensbereiche der Freiheit, an denen 
dem Staat und der Gesellschaft in be-
sonderer Weise gelegen ist oder die in 
besonderer Weise bedroht sind.

Diese Konzeption bzw. das Diktum 
von Böckenförde macht bewusst, hier 
gibt es etwas nachzudenken. Der Bür-
ger darf sich nicht in seinen Sessel zu-
rücklehnen und erwarten, der Staat 
werde es schon richten. Der Staat ist 
nur so gut wie die Staatsbürger. Ich fin-
de diesen Begriff des „Bürgers“ immer 
so aussagestark. Das Wort kommt vom 
mitteldeutschen „burga“, die Burg. Die 
Burggenossen lassen den von außen 
Kommenden nur in die Burg hinein, 
wenn er wehrbereit und wehrfähig ist, 
also mitwirkt, die Burg zu verteidigen, 
wenn er den Burgfrieden wahrt, und 
wenn er das wertvollste Gut der Burg, 
das Wasser, nicht verschmutzt. Der Bür-
ger muss in die Gemeinschaft etwas 
mitbringen. Erst danach darf er etwas 
von der Rechtsgemeinschaft erwarten 
und auf dieser Grundlage den Burgfrie-
den, die Sicherheit, die Leistungen und 
das Wasser in der Burg genießen.

Johannes Schießl: Von der mittelal-
terlichen Burg wieder zurück in die Ver-
fassungswirklichkeit: In Ihrem Buch, 
Professor Dreier, trägt ein Kapitel die 
Überschrift „Der Präambel-Gott“ – 
Professor Dreier, trägt ein Kapitel die 
Überschrift „Der Präambel-Gott“ – 
Professor Dreier, trägt ein Kapitel die 

nicht ganz ohne Ironie, würde ich mei-
nen. Aber trotzdem ist es nun einmal 
so, dass unsere Verfassung mit den Wor-
ten beginnt: „Im Bewusstsein seiner 
Verantwortung vor Gott und den Men-
schen“. Das sei schon starker Tobak, 
hat der frühere Verfassungsrichter Ernst 
Gottfried Mahrenholz, übrigens ein 
überzeugter evangelischer Christ, ein-
mal gesagt. Ist diese Präambel-Sache 
wirklich nur eine Demutsformel?

Horst Dreier: Die Wendung vom 
Präambel-Gott stammt von einem ka-
tholischen Theologen, aber das nur ne-
benbei. Zur Sache selbst: Warum sagen 
Sie „nur“ Demutsformel? Ich finde, eine 
solche Demutsformel bedeutet doch ei-
gentlich eine ganze Menge. Frühere 

Prof. Dr. Ernst-Wolfgang Böckenförde 
und dessen Diktum von den Grundla-
gen des säkularen Staates spielte beim 
Streitgespräch Kirchhof-Dreier eine 
wichtige Rolle. Das Foto zeigt den im 

Februar 2019 verstorbenen ehemaligen 
Verfassungsrichter und Träger des 
Guardinipreises im Herbst 2012 bei 
einer Tagung in der Katholischen 
Akademie in Bayern.
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Verfassungen wie die von Weimar oder 
die Paulskirchenverfassung kennen eine 
Erwähnung Gottes überhaupt nicht. Al-
len Interpreten des Grundgesetzes ist üb-
rigens klar, dass mit dieser Erwähnung 
Gottes in der Präambel weder gemeint 
ist, Deutschland sei ein christlicher 
Staat, noch dass die grundrechtlichen 
Garantien der Religionsfreiheit und der 
Weltanschauungsfreiheit irgendwie ein-
geschränkt oder unter einen Vorbehalt 
gestellt würden. Es ergibt sich dadurch 
keine auch noch so geringe Einbuße an 
Religions- und Weltanschauungsfreiheit.

Dafür gibt es im Wesentlichen zwei 
Gründe. Zum einen: Präambeln haben 
klassischerweise keine regulatorische 
Funktion, sondern eine eher deklarato-
rische. Nun wissen wir von unserer Prä-
ambel, dass eines ihrer Elemente, näm-
lich das mittlerweile gestrichene Wie-
dervereinigungsgebot, vom Bundesver-
fassungsgericht einmal tatkräftig als un-
mittelbar rechtswirksam interpretiert 
worden ist, und zwar beim Grundlagen-
vertrag mit der damaligen DDR. Wahr-
scheinlich ist bzw. war dieses Gebot 
aber auch das einzige unter den Aussa-
gen der Präambel, das gewissermaßen 
einen Imperativ enthält, den man auch 
umsetzen kann. Ich glaube nicht, dass 
man daraus die Schlussfolgerung ziehen 
kann, jetzt hätten plötzlich alle Elemen-
te der Präambel diesen normativen oder 
regulatorischen Gehalt. Das ist nicht 
der Fall.

Zum zweiten: Wenn man sich die 
einschlägige Debatte im Parlamentari-
schen Rat anschaut – und das habe ich 
relativ genau getan –, dann sieht man, 
dass bei fast keiner anderen Bestim-
mung oder Passage des Grundgesetzes 
so viele verschiedene Versionen und Va-
rianten in der Diskussion waren. Was 
sie da im Parlamentarischen Rat hin 
und her gespielt haben, das war schon 
außergewöhnlich vielfältig und kontro-
vers, bis dann irgendwann Theodor 
Heuss kam und sagte: Wir dürfen jetzt 
nicht so viel von der Geschichte erzäh-
len, also dass unser Land in Trümmern 
liegt und wir die Nazi-Herrschaft hinter 
uns haben. Wir brauchen in der Präam-
bel vielmehr eine feierliche Note, wir 
brauchen etwas Gehobenes, eine „pro-
fane Liturgie“. Und dann kam plötzlich 
die Gottesanrufung in die Debatte, aber 
nun in dieser besonderen Variante: „Im 
Bewusstsein seiner Verantwortung vor 
Gott“. 

Denn das ist etwas ganz anderes als 
zum Beispiel der Eingang der schweize-
rischen Verfassung „Im Namen Gottes 
des Allmächtigen!“. Die Schweizer ha-
ben wirklich eine sogenannte invocatio 
Dei, weil man ja im Grunde bean-
sprucht, die Verfassung im Namen Got-
tes zu geben, sich sozusagen auf dessen 
Autorität stützt. Auch Griechenland 
und Irland kennen eine solche Form 
der Gottesanrufung. Hingegen spricht 
der Parlamentarische Rat von seiner 
Verantwortung vor Gott. Das ist eine 
bloße nominatio Dei. Herr Kirchhof 
war so freundlich, im Rahmen seiner 
Einführung bei der Erwähnung der Prä-
ambel einige Wendungen zu gebrau-
chen, die mir relativ bekannt vorkamen. 
Wenn wir uns auf diese einigen können, 
hätten wir einen weiteren Punkt, wo 
wir sagen können: „kein Dissens“. Also 
kurz: Diese Demutsformel ist eine Ab-
sage an jede Form von totalitärer oder 
von autoritativer Wahrheitsverkündung 
kraft staatlichen Amtes. Und das ist 
doch eine ganze Menge.

Johannes Schießl: Professor Kirch-
hof, was meinen Sie, würde die Präam-
bel heute wieder so formuliert?

Paul Kirchhof: Da wäre ich sehr zu-
versichtlich. Allerdings finde ich den 
Begriff „Präambel-Gott“ recht unglück-
lich. Das relativiert eine grandiose Idee, 

vielleicht die größte Idee, zu der der 
Mensch fähig ist. Die Aussage der Prä-
ambel ist klar: „Im Bewusstsein der Ver-
antwortung vor Gott.“ Diese Vergewis-
serung sagt jedem Menschen: Auch 
wenn du gänzlich unbeobachtet bist, 
der Staat dich nicht sieht und ein ande-
rer Mensch dich auch nicht kritisch be-
gleitet, stehst du dennoch in einer Ver-
antwortung. Diese Verantwortung kann 
man nicht anders als religiös begrün-
den. So wird die Präambel zu einer 
großartigen Inpflichtnahme jedes Staats-
repräsentanten und jedes Menschen. 
Das Staatsvolk, das sich diese Verfas-
sung gegeben hat, hat dieses Bewusst-
sein der Verantwortlichkeit vor Gott. 
Wenn wir heute darüber nachdenken, 
wird die Nachdenklichkeit stärker. Wir 
merken, dass diese vorrechtlichen Maß-
stäbe, die unsere Gesellschaft steuern, 
uns heute mehr aufgegeben als vorgege-
ben sind.

Wir definieren heute die Freiheit als 
Recht zur Beliebigkeit. Das ist richtig, 
wenn wir von den kleinen Alltagsfrei-
heiten sprechen. Ob wir nachher ein 
Glas Wein oder ein Glas Bier trinken, 
steht in unserem Belieben. Aber die gro-
ßen Freiheiten des Berufs, der Familie 
oder der Firmengründung sind stets mit 
nachhaltigen Verantwortlichkeiten ver-
bunden. Der Berufstätige ist seinen Pa-
tienten, Klienten und Kunden verant-
wortlich. Die Eltern sind ein Leben lang 
–  unkündbar, unscheidbar – ihren Kin-
dern verpflichtet. Der Unternehmer ge-
winnt mit der Firmengründung ein gro-
ßes Stück realer Freiheit, nimmt sich 
aber auch in Pflicht für sein Produkt, 
seine Kunden, seine Vorlieferanten, sei-
nen ökologischen und kulturellen Stand-
ort. Diese Freiheitsgemeinschaft der 
Verantwortlichkeit stützt sich nicht nur 
auf staatliche und gesellschaftliche Kon-
trollen und Sanktionen, sondern auch 
auf den Gedanken, dass es etwas Grö-
ßeres, etwas Erhabeneres gibt, das den 
Menschen im Kern verantwortlich sein 
lässt, auch wenn alle Instrumentarien 
des Staates und der mitmenschlichen 
Sozialkontrolle versagen würden.

Ich bin zuversichtlich, dass die Men-
schen gegenwärtig sehr sensibel für die-
se Grundsatzfragen sind, wenn es uns 
gelingt, in dieser Demokratie derartige 
Themen offen und suchend zu diskutie-
ren. Überfordern wir das Recht, über-
treiben wir die Produktion von Recht, 
wenn wir die innere Bindung des freien 
Menschen allein von Rechtsnormen er-
warten und ihn deshalb durch immer 
mehr Normen so umzingeln, dass er 
kaum noch frei atmen kann? Müssen 
und dürfen wir dem Menschen nicht 
Freiraum, Raum für seine Freiheit, be-
lassen, weil er aus sich heraus Maßstäbe 
mitbringt, die ihm sagen, wie er sich zu 
verhalten hat? Ich sage es ganz konven-
tionell: Der Bürger weiß, was sich ge-
hört. Er will ehrbarer Kaufmann, an-
ständiger Bürger sein, seine Erklärun-
gen nach bestem Wissen und Gewissen 
abgeben. Wenn wir diese Selbstver-
ständlichkeiten rekultiviert haben, kön-
nen wir den Menschen viel Freiheit zu-
rückgeben, viele Normen erübrigen. 
Heute machen wir erste Versuche mit 
Compliance-Regeln, die Verantwortlich-
keiten einfordern, aber auch in forma-
len Kriterien und Bürokratie stecken zu 
bleiben drohen.

Johannes Schießl: Wir könnten noch 
viele grundlegende Fragen besprechen: 
die Begründung der Menschenwürde, 
die Religionsfreiheit in allen Ausfaltun-
gen. Aber es ist alles schon angeklun-
gen, und wir wollen wenigstens noch 
ein wenig zu konkreten Fragen kom-
men. Wenn wir so ein menschliches Le-
ben durchgehen, kommen wir immer 
wieder zum Verhältnis von Staat und 
Religion. Das fängt spätestens beim Re-
ligionsunterricht an, den die Verfassung 

bereits in Artikel 7 Absatz 3 auch an öf-
fentlichen Schulen zum ordentlichen 
Lehrfach erklärt. In der Bayerischen 
Verfassung gilt die „Ehrfurcht vor Gott“ 
sogar als schulisches Erziehungsziel. 
Nun ist es so, dass die Zahl der gläubi-
gen Menschen hierzulande immer wei-
ter zurückgeht, da brauchen wir uns 
nichts vorzumachen. Was tun, Professor 
Kirchhof?

Paul Kirchhof: Wir haben den Reli-
gionsunterricht, damit die jungen Men-
schen das Religiöse erleben. Die Verfas-
sung erwartet zunächst von den Eltern, 
wenn sie religiös sind, dass sie mit den 
Kindern die Hände falten und dann das 
religiöse Familienleben in Gebet, Ge-
spräch, Lektüre weiterentwickeln. Der 
Staat weiß, dass religiöse Bildung, die 
den jungen Menschen die Frage nach 
Gott, der Begegnung im Gebet ermög-
licht, einen bestimmten Kulturstandard 
voraussetzt. Wer völlig am Religiösen 
vorbeigeht, der wird nie religionsmün-
dig, kann also von seiner Religionsfrei-
heit keinen Gebrauch machen. Der 
Staat weiß auch, dass die Wurzel sei-
nes Verfassungsbaumes neben der Auf-
klärung vor allem die Religion ist. Des-
wegen sorgt er mit seinem Schulwesen, 
auch mit der Schulpflicht dafür, dass 
alle Kinder die Grundvorstellungen des 
Religiösen, oder wenn es die Eltern 
denn so wollen, des Ethischen vermit-
telt bekommen. Das ist ein Teil des Bil-
dungsauftrags dieses Verfassungsstaates. 
Wie der Mensch schreiben, lesen und 
rechnen lernen muss, damit er sich in 
der Demokratie beteiligen kann, bei 
Wahlen und bei Vertragsschlüssen, auch 
in der Begegnung mit den Medien 
Rechtssubjekt sein kann, so kann er un-
sere Kultur in ähnlicher Weise nur ver-
stehen, wenn er einmal in den Raum 
des Religiösen eingetreten ist und dort 
Religion und Kirchlichkeit erlebt hat.

Horst Dreier: Ich glaube nicht, dass 
wir sagen können, der Staat sieht den 
Religionsunterricht vor, weil er gerne 
möchte, dass die Kinder mit der Religi-
on konfrontiert werden, und zwar von 
Amts oder von Staats wegen. Der Reli-
gionsunterricht ist ordentliches Lehr-
fach geworden, weil das ein Element 
des Kompromisses war, der 1919 ge-
schlossen worden ist. Die sozialistische 
Linke wollte mehr ein laizistisches Sys-
tem, die konservativen Parteien und die 
Großkirchen wollten so viel wie mög-
lich vom christlichen Staat und von ih-
ren Privilegien retten, und man hat sich 

auf einer mittleren Linie getroffen. Für 
den Religionsunterricht hieß das damals,
und das gilt heute unverändert, in der 
kürzesten Auslegung oder in der kür-
zesten Interpretation, die von Gerhard 
Anschütz stammt: Religionsunterricht 
ist Pflichtfach für die Schule, aber nicht 
für die Schüler und die Lehrer. Das ist 
der entscheidende Punkt.

Ich kann Ihnen, wenn Sie wollen, ein 
Zitat von Kardinal Faulhaber aus dem 
Januar 1919 vorlesen. In Bayern be-
stand seinerzeit nämlich schon eine Be-
freiungsmöglichkeit vom Religionsun-
terricht, bevor das in der Weimarer 
Reichsverfassung ebenso geregelt wur-
de. Da hat Kardinal Faulhaber in einem 
Hirtenbrief die wirklich ungeheuerli-
chen Worte geschrieben, diese Befrei-
ungsmöglichkeit vom Religionsunter-
richt wiege schlimmer als die Anord-
nung des Kindermordes durch Herodes 
in Bethlehem. Die Sache mit dem Reli-
gionsunterricht ist also vielleicht nicht 
ganz so harmonisch, wie Herr Kirchhof 
es gerade geschildert hat. Das ist ein 
Kampf gewesen, dass kein Kind, auch 
kein Lehrer mehr verpflichtet ist, am 
Religionsunterricht teilzunehmen bzw. 
ihn zu erteilen. Daraus, finde ich, kann 
man jetzt nicht eine Interpretation ab-
leiten, die sagt: Der Staat will die Kon-
frontation mit dem Religiösen. Er lässt 
das zu, er bietet eine Plattform – aber 
auch nur so lange die Religionsgemein-
schaften den Unterricht gestalten wol-
len und können. Wenn nämlich keine 
von ihnen dazu mehr willens oder in 
der Lage ist, kann der Staat Religions-
unterricht nicht von sich aus erteilen. 
Das müsste er aber können, wenn die 
Prämisse von Herrn Kirchhof richtig 
wäre.

Paul Kirchhof: Für mich ist der Blick 
in die Gegenwart noch interessanter. 
Ich erinnere an die Entwicklung zu LER
(Lebensgestaltung – Ethik – Religions-
kunde). In einigen Regionen Deutsch-
lands gab es Schulen, in denen für den 
herkömmlichen Religionsunterricht, 
katholisch oder evangelisch, zu wenig 
Schüler da waren. Deshalb haben die 
Kultusminister über eine Art Ersatz-Re-
ligionsunterricht diskutiert. Der Religi-
onsunterricht sollte nicht einfach entfal-
len, um den Kindern nicht einen Anreiz 
zu geben, einen Freiraum für Sport oder 
Handykonsum zu gewinnen. So kam es 
zu diesem Fach mit dem Schwerpunkt 
auf einer philosophischen Lebenssicht, 
einer Ethik und einer vergleichenden 
Religionskunde.

Paul Kirchhof: „Der Mensch ist Imago Dei, Ebenbild Gottes. Einen 
radikaleren Freiheits- und Gleichheitssatz hat es in der Rechtsge-
schichte nicht gegeben.“
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Das Anliegen des modernen Staates 
ist es, die Kinder mit dem Phänomen 
des Religiösen zu konfrontieren, die für 
das, was wir unsere Kultur nennen, we-
sentlich ist. Sie sollen sich mit Religion 
und Weltanschauung geistig auseinan-
dersetzen. Wenn das Gesetz heute den 
Kindern Religionsmündigkeit mit 14 Jah-
ren zuspricht, sind die Kinder überfor-
dert. In der Schule geht es grundsätzlich 
darum, den Kindern Impulse zu Religi-
on und Weltanschauung zu geben, weil 
das wesentliche Wurzeln unserer Ver-
fassung sind, die wir hegen und pflegen 
müssen. Danach ist jeder Mensch natür-
lich frei zu entscheiden: Religion ist für 
mich wichtig oder unwichtig. Ich will 
mit der Religion, ohne die Religion oder 
gegen die Religion leben – das ist seine 
Freiheit. Nur sollte der Freiheitsberech-
tigte vorher wissen, was er tut, indem er 
das Kulturphänomen des Religiösen in 
verschiedenen Varianten kennen gelernt 
hat.

Johannes Schießl: Meine Damen 
und Herren, es gäbe noch viele konkre-
te Fälle, die wir eigentlich besprechen 
müssten – den Sonntagsschutz, die Kir-
chensteuer, die theologischen Fakultä-
ten, das kirchliche Arbeitsrecht –, aber 
wir schaffen das heute nicht mehr alles. 
Eine allerletzte Frage hätte ich doch 
noch, mit der Bitte um Antwort in ei-
nem Satz. Ihr Kollege Udo Di Fabio hat 
einmal verraten, dass sich das Bundes-
verfassungsgericht vor zehn Jahren auch 
in eigener Sache mit der weltanschauli-

Philosophieprofessor Jürgen Habermas 
(li.) und der damalige Präfekt der Glau -
benskongregation Kardinal Joseph 
Ratzinger: Die beiden Intellektuellen 
trafen sich 2004 in der Katholischen 

Akademie in Bayern und diskutierten 
dabei auch ausführlich über das 
Böckenförde-Diktum zu den Grund-
lagen des säkularen Staates.

Die Diskutanten mit Moderator 
Dr. Johannes Schießl (Mi.).

chen Neutralität befasst hat. Da ging es 
um das Aufstellen eines Christbaums im 
Foyer des Karlsruher Gerichts, und der 
Christbaum wurde aufgestellt. Wie wür-
den Sie heute entscheiden? Professor 
Kirchhof, Sie waren damals nicht mehr 
beteiligt …

Paul Kirchhof: Ich freue mich an den
Christbäumen in jedem Gericht. Ich 

würde sie jedes Jahr wieder gerne auf-
stellen und gerne sehen.

Johannes Schießl: Professor Dreier, 
wie würden Sie es mit dem Christbaum 
halten?

Horst Dreier: Vielleicht zu Ihrer 
Überraschung möchte ich sagen, dass 
ich mit Christbäumen oder Sankt-Mar-

tins-Bräuchen usw. nicht nur im Bun-
desverfassungsgericht, sondern auch in 
unseren Kindergärten nicht das gerings-
te Problem habe. Ich finde es ganz 
furchtbar, wenn in überbordender poli-
tical correctness daraus dann irgendwel-
che neutral anmutenden Begrifflichkei-
ten gesucht werden. Also bitte mehr 
Weihnachtsbäume! �

Foto: Armin Riedel
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 Michael Kardinal 
von Faulhaber
Das Tagebuch 1945 geht online

Die Online-Edition der Tagebücher 
von Kardinal Michael Faulhaber, von 
1917 bis 1952 Erzbischof von Mün-
chen und Freising, schreitet voran. 
Anlässlich einer Abendveranstaltung 
am 14. Februar 2019 mit rund 200 
Teilnehmern in der Katholischen 
Akademie in Bayern wurde der 
Jahrgang 1945 veröffentlicht. Bereits 
seit Längerem stehen die Tagebücher 

der Jahre 1911-1919 sowie 1933-1935 
der interessierten Öffentlichkeit unter 
der Jahre 1911-1919 sowie 1933-1935 
der interessierten Öffentlichkeit unter 
der Jahre 1911-1919 sowie 1933-1935 

www.faulhaber-edition.de zur Ver-
fügung. Lesen Sie im Nachgang die 
Beiträge der Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler des Instituts für 
Zeitgeschichte und des Seminars für 
Kirchengeschichte an der Universität 
Münster, die die wissenschaftliche 
Edition leisten.

 Eingangsstatement
Hubert Wolf

„Es ward Morgen und Abend. Der 
dritte Tag. In der Nacht habe ich keine 
halbe Stunde geschlafen. … Herzklop-
fen läßt mich nicht schlafen und Ma-
genverstimmung, weil das Essen gar 
nicht gehen will. – Seit drei Tagen 
nichts mehr recht gegessen“, so Kardinal 
Michael von Faulhaber in einem seiner 
Tagebucheinträge.

„Es ward Morgen und Abend. Der 
dritte Tag.“ Sehr verehrte Damen und 
Herren, vielleicht erinnert Sie diese Pas-
sage, die Michael von Faulhaber am 
Ende des Weltkriegs in sein Tagebuch 
schrieb, auch an die biblische Schöp-
fungsgeschichte. Dort heißt es: „Gott 
sah, dass es gut war. Es wurde Abend 
und es wurde Morgen: dritter Tag.“

Wohlgemerkt: Hier wird es erst 
Abend, und dann bricht ein neuer Mor-
gen an. In Faulhabers Tagebuch folgt 
dagegen auf den Morgen der Abend. 
Das lässt weitreichende theologische 
Interpretationen zu: Faulhaber sieht in 
München womöglich nicht die göttliche 
Schöpfung, sondern eine diabolische 
Anti-Schöpfung am Werk. Die Welt 
wird nicht erschaffen, sondern zerstört.

Diejenigen unter Ihnen, die vor drei-
einhalb Jahren anwesend waren, als wir 
an gleicher Stelle die Einträge aus den 
Tagebüchern Faulhabers der Jahrgänge 
1918/19 und 1933 präsentierten, mögen 
nun vielleicht irritiert sein. Haben Sie 
diese Worte Faulhabers nicht schon ein-
mal gehört? Ja, Sie erinnern sich richtig, 
denn ich habe Sie ein wenig hinters 
Licht geführt. Im Tagebuchzitat, das wir 
einleitend gehört haben, geht es nicht 
um 1945, sondern um das Ende des Ers-
ten Weltkrieges, genaugenommen um 
den 10. November 1918, verbunden mit 
der Revolution, deren Tage Faulhaber 
zählte. Diese Ereignisse stürzten Faul-
haber, den Anhänger der alten Monar-
chien, in eine tiefe Krise; und sie regten 
ihn zu anspruchsvollen theologischen 
Reflexionen an, wie sich anhand der 
Tagebücher sehr schön erkennen lässt.

Prof. Dr. Hubert Wolf, Professor für 
Mittlere und Neuere Kirchengeschichte 
an der Universität Münster

Und das Kriegsende 1945? Was 
schreibt Faulhaber dazu? Damit kom-
men wir zum Titel der heutigen Veran-
staltung. „Am letzten April … ist der 
Krieg zu Ende.“ Das ist alles. So lapidar 
vermerkt Faulhaber den vermeintlichen 
Epochenumbruch, die Stunde null in 
München, am 30. April in seinem Tage-
buch. Keine schlaflosen Nächte, keine 
Magenverstimmung, kein Herzklopfen, 
keine theologischen Reflexionen. Nichts.

Das Ende des Zweiten Weltkriegs 
scheint Faulhaber vergleichsweise we-
nig bewegt zu haben. Wie kann das 
sein? Im November 1918 herrschte in 
München die Revolution, aber der Krieg 
war weit weg.

Aber nun, im Frühjahr 1945, lag die 
Münchener Innenstadt in Trümmern. 

Deutsche hatten einen Vernichtungs-
krieg begonnen und verloren, sechs Mil-
lionen Juden ermordet und zahlreiche 
weitere Verbrechen begangen. Nur rund 
20 Kilometer von München entfernt lag 
das Konzentrationslager Dachau, in dem 
auch viele Priester starben, für die Faul-
haber als Bischof verantwortlich war.

Wenn Faulhaber den Übergang vom 
Königreich Bayern zur Republik im 
November 1918 als Anti-Schöpfung 
verstand, wie interpretierte er 1945 den 
Untergang des nationalsozialistischen 
Regimes? Am 23. August unterschrieb 
der Münchener Erzbischof ein gemein-
sames Hirtenwort der in Fulda versam-
melten Bischöfe, in dem es heißt: 
„Furchtbares ist schon vor dem Krieg in 
Deutschland und während des Krieges 
durch Deutsche in den besetzten Gebie-
ten geschehen. Wir beklagen es zutiefst: 
… Schwere Verantwortung trifft jene, 
die auf Grund ihrer Stellung wissen 
konnten, was bei uns vorging, die durch 
ihren Einfluß solche Verbrechen hätten 
hindern können und es nicht getan ha-
ben, ja diese Verbrechen ermöglicht und 
sich dadurch mit den Verbrechern soli-
darisch erklärt haben.“

Das war es aber auch. „Jene“ waren 
die anderen. Aber wie wollte Faulhaber 

seine eigene Rolle und die der katholi-
schen Kirche in den vergangenen zwölf 
Jahren verstanden wissen? Und wie 
versuchte er, die Zukunft mit den ame-
rikanischen Besatzungsbehörden zu ge-
stalten?

Auf diese und andere Fragen möch-
ten wir heute Abend – immer mit Blick 
auf Faulhabers Tagebücher – einige 
Antwortversuche wagen. Dazu werden 
wir vier kürzere Vorträge hören. Begin-
nen wird Philipp Gahn, der über 
Faulhabers Schilderung des Kriegs 
spricht. Anschließend wendet sich 
Raphael Hülsbömer dem KZ Dachau Raphael Hülsbömer dem KZ Dachau Raphael Hülsbömer
zu. Es folgt Moritz Fischer, der der Fra-
ge nach Faulhabers Umgang mit der 
Entnazifizierung nachgeht. Franziska 
Nicolay-Fischbach präsentiert im letz-
ten Vortrag das Thema Umerziehung 
und Umschulung, das sowohl Faulhaber 
als auch der US-Besatzungsbehörde be-
sonders wichtig war. Abschließend wird 
Kollege Andreas Wirsching die gesam-
melten Eindrücke bündeln, bevor wir in 
eine hoffentlich intensive Diskussion 
über-gehen.

Ich wünsche Ihnen – trotz der an-
spruchsvollen und teilweise traurigen 
Themen – einen schönen Abend, auf 
den ein neuer Morgen folgen möge.�

Michael Kardinal von Faulhaber war 
von 1917 bis 1952 Erzbischof von 
München und Freising. 

Foto: Erzbischöfliches Archiv München



18  zur debatte 3/2019

Faulhabers Kriegschronik 
aus dem Jahr 1945
Philipp Gahn

Dr. Philipp Gahn, Seminar für Kirchen-
geschichte an der Universität Münster

I.

„Tagsüber ohne Sirene, unheimlich 
an einem Sonntag! Nachmittags die 
Straßen leer, die Leute sind auswärts 
oder sie ruhen aus. 20.00 Uhr beim 
Rosenkranz in der Katakombenkapelle, 
beim zweiten Satz, „den du zu Elisabeth 
getragen“, kommt Bruder Friedbald, 
zum Glück im Haus, „Alarm“. Dann 
geht es schnell. Vom Westen Kampfver-
band, von mehreren Seiten Anflüge. 
Wir denken an den 17.12.44. „Über der 
band, von mehreren Seiten Anflüge. 
Wir denken an den 17.12.44. „Über der 
band, von mehreren Seiten Anflüge. 

Stadt“, die Explosionen kommen näher, 
schon beim Kommen als schwere Deto-
nationen kenntlich – dann 35 Minuten 
ein furchtbares Feuer, Ruß um etwa 17 
schwere Einschläge, wir glaubten acht 
auf unser Haus, und senkten das Haupt 
wie zum Henkerstreich.“

Mit diesen Sätzen beginnt Michael 
von Faulhaber seine Aufzeichnungen zu 
einem der letzten schweren Luftangriffe 
auf München, der am Abend des 7. Ja-
nuar 1945 auf die Stadt niederging. De-
tailliert erfahren wir, wie es in seiner al-
lernächsten Umgebung zuging, als kein 
Stein mehr auf dem anderen zu bleiben 
schien. Konzentriert spricht der Text nur 
insofern von der allgemeinen Lage, als 
es die unmittelbare Situation erfordert.

Stattdessen führt uns der Blick des 
Autors wie durch eine Kamera geleitet 
durch sein Haus. Mehr ist nicht nötig, 
um zu verstehen, welches Chaos 
herrschte. Als alles vorbei ist, bietet sich 
dem Betrachter ein furchtbares Bild der 
Verwüstung: „Hausbild nach dem 
7.1.45. In den Zimmern zuerst Stuck 
hoch geschichtet, die Pullacher kehren 
zusammen, kehren aber auch Schlösser, 
Charniere und anderes mit hinaus. 
Auch nachher immer wieder der Staub 
auf Schreibpult und allen Sachen. So-
lange die Fenster nicht geschlossen 
sind, mit Kunstglas oder Brettern oder 
Carton, hat Abstauben und Auskehren 
keinen Zweck. Das Bedenklichste: Das 
Haus setzt sich nun von den Tragmau-
ern ab […]. Oberbaurat Gruber und 
Oberregierungsrat Greiner erklären so-
fort: Einsturzgefahr, also zusperren.“

Sieht man sich das Original dazu an, 
fällt schnell auf, was schon beim Hören 
des Textes spürbar ist: Es handelt sich 
durchaus nicht um schnell hingeworfe-
ne Sätze. Die Zeilen gehen in ruhigen 
Linien dahin. Auch das Blatt ist sorgfäl-
tig vorbereitet. Ein Zeitungsausschnitt 
wurde eingeklebt und die persönliche 
Beschreibung umrahmt ihn. Nach dem, 
was Faulhaber berichtet, können wir 
nicht annehmen, dass ihm ein ruhiger 
Platz für seine Aufschriebe zur Verfü-
gung stand. Auch fragt man sich ange-
sichts des Ausmaßes der Zerstörung, ob 
in dieser Situation nicht anderes zu tun 
vordringlicher gewesen wäre? Die Auf-
zeichnungen indessen verraten keine 
Unruhe; hie und da mag nur eine 
schlechte Unterlage zur Hand gewesen 
sein. Auch Tinte und Buntstift scheinen 
ausreichend vorhanden, um sie gestal-
tend einzusetzen.

Sicher, nicht jeder Tag ist so ausführ-
lich geschildert wie der des dramati-
schen Luftangriffs. Manchmal ist es 
ganz Weniges, und nur das äußere Ge-
schehen der Alarme und Entwarnungen 
wird festgehalten. Aber wenn es ernst 
und wichtig wird, spart Faulhaber nicht 
mit der Beschreibung. Äußerst nüchtern 
und wichtig wird, spart Faulhaber nicht 
mit der Beschreibung. Äußerst nüchtern 
und wichtig wird, spart Faulhaber nicht 

sammelt dabei sein Blick ein und gibt 

wieder, was er sieht und sei es das Auf-
lesen einzelner Körperteile eines Kindes 
in einem Eimer, wie es eine Mutter 
nach dem verheerenden Angriff auf 
Freising tut. Nachdem der Bischofshof 
in München unbewohnbar geworden 
war, musste er für einige Zeit auf den 
Domberg ausweichen und erlebte von 
dort aus den Angriff auf Freising.

„Die Katastrophe in Freising. Mitt-
woch, 18. April, 1945, 15.00 Uhr. […] 
Am Tag zuvor bei Tisch habe ich den 
Herren erklärt: Die Front von Nord-
bayern kommt immer näher, der Frei-
singer Bahnhof mit den Kriegsindustrie-
werken Schlüter und den anstoßenden 
Lagerräumen […] werden sicher einmal 
an die Reihe kommen. Tags zuvor war 
der Regens nicht im Hause und nie-
mand dachte daran, das Sanctissimum 
in den Schutzkeller zu bringen und die 
Generalabsolution zu geben. Darum 
fuhr ich fort: Ich bitte die Herren, beim 
wirklichen Vollalarm in den Schutzkel-
ler zu gehen. Auch die Schwestern, die 
bisher ruhig weiterarbeiteten, sollten in 
die Bäckerei gehen. […] Mittwochvor-
mittag war Ordinariatssitzung, auch von 
München waren drei Herren gekom-
men. Während dieser Sitzung zwei Mal 
Grossalarm. Wir mußten aber fertig ma-
chen, weil die Herren Mittag wieder 
nach München zurückfahren wollten 
mit dem 18.00 Uhr-Zug. Untertags gin-
gen keine Züge mehr. Nach Tisch muß-
te ich noch Dr. Grautm. sprechen, ohne 
Einladung hierher gekommen. Kaum 
war diese Aussprache zu Ende, ich ging 
im Zimmer auf und ab, ein Krachen, 
wie wenn die oberen Stockwerke an der 
Außenwand meines Zimmers herabris-
sen, ein paar furchtbare Schläge, die 
Wand schien sich zu neigen, die Fenster 
klirrten zu meinen Füßen, ich sehe die 
Sprünge. Gleich darauf neue Schläge, es 
war, als ob unmittelbar vor meinen 
Fenstern, war aber in Wirklichkeit über 
den Bahnhof ergangen. 

Ohne Kellergepäck, das vollständig 
bereit lag, rannte ich ins vordere Zim-
mer, das von innen verschlossen war. 
Ich brachte es nicht auf, rannte zurück, 
und gerade als ich wieder in meinem 
Wohnzimmer war, ein neuer Schlag, 

diesmal schlug die Sprengbombe wirk-
lich unter meinen Fenstern ein. Stuck 
fiel von den Decken und Wänden, gan-
ze Fensterrahmen lagen bereits im 
Gang. Im Schutz noch ein paar ganz 
schwere Einschläge, diesmal von der 
Nordseite, alles warf sich auf den Bo-
den, der Keller wankte, wir hatten nur 
die fünf schweren Einschläge gezählt, 
die aber waren alle in Kette im Garten 
vom Isardamm herab, auf den Feldern 
und Wiesen, gegen den Bahnhof und 
gegen den Domberg, im neu gepflegten 
Garten, wohl bei hundert Trichtern zu 
zählen.

Als wir nach einer Stunde herauf-
kamen, um zu sehen, ob unsere Wohn-
zimmer und deren Inventar noch ste-
hen, – ein Herr von Grünwald stand an 
der Stiege mit der Bürste, um uns abzu-
bürsten – brannte der Bahnhof, die 
Hauptpost, die Umgebung, ein Teil der 
auf ein totes Gleis Geschobenen lichter-
loh, […] 

In meinem Zimmer das von Mün-
chen her gewohnte Bild. Frei liegende 
Zettel durch die Fenster in den Garten 
geworfen, dort zusammenzulesen. Bald 
darauf wieder in den Keller, wie das 
wohl überall ist, sobald man Flieger-
geräusche hört. In banger Erwartung 
gewesen. […]

Tote, sagt der Pfarrer, seien amtlich 
230. Auf dem Bahnhof ein Sanitätszug 
besetzt, Volltreffer. Kabel nach Genf mit 
Beschwerde, weil das Lazarett am hel-
len Tag beschossen wurde. […] Unter 
dem Baum meinem Zimmer gegenüber 
liegen mehrere Leichen. Nach vierund-
zwanzig Stunden noch da, nichts vorge-
sorgt. […]

Eine Mutter war mit den Kindern 
auf einer Bank gesessen, die Kinder zer-
stückelt über den Bach geworfen, und 
sie liest in einem Kübel später die Teile 
der Kinder zusammen.“

Man kann fragen: warum tut sich 
Faulhaber das an? Warum beharrt er 
darauf, in dem Chaos, das ihn umgibt, 
mit aller Intensität seine Notate fortzu-
führen – auch dann noch, als nach dem 
Einmarsch der Amerikaner die Aufga-
ben derart über ihn hereinbrechen, dass 
er zum ersten Mal in seiner Amtszeit 
zwei Sekretäre beschäftigen muss? Um 
eine Vorarbeit zu einer Autobiographie, 
wie man naheliegenderweise annehmen 
könnte, kann es sich nicht gehandelt 
haben. Denn die Autobiographie – die 
er tatsächlich schrieb – hatte er im Jahr 
1944 abgeschlossen.

Der Erzbischof machte sich Randnoti-
zen an diesem Zeitungsausschnitt. 

Foto: Gahn
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II.

Nach dem Warum dieser Aufzeich-
nungen zu fragen, zielt auf den Chronis-
ten Faulhaber, dem, wenn ich richtig 
sehe, bisher noch wenig Aufmerksam-
keit geschenkt worden ist. Wenn nun 
der Tagebuchjahrgang 1945 online ge-
stellt wird, so werden sicher Faulhabers 
frühzeitige Kontakte mit der amerikani-
schen Militärregierung, seine ambiva-
lente Haltung zu ehemaligen Parteimit-
gliedern, sein Bemühen um die Auf-
rechterhaltung der Nahrungsmittelzu-
fuhr, seine Mahnung vor Plünderungen 
und andere immer wiederkehrende 
Themen das Interesse der Öffentlichkeit 
auf sich ziehen. Dabei sollte nicht über-
sehen werden, dass dieses Dokument 
der Erinnerung ganz bewusst gestaltet 
wurde – so zufällig das aus lose inein-
ander gelegten Blättern bestehende 
Konvolut der Einträge von Januar bis 
September 1945 erscheinen mag. An 
Dichte und Sorgfalt steht es dem bereits 
im Oktober 2015 online gestellten Tage-
buch aus der Revolutionszeit von 
1918/19 in nichts nach: Auch dort fin-
den wir eine Chronik vor, die das inne-
re und äußere Erleben der Umwälzung 
memoriert.

Doch so sehr der ruhig-konzentrierte 
Modus des Chronisten von 1945 dem 
des Revolutionstagebuches ähnelt – 
eine Leerstelle bleibt. Ja, im Vergleich 
mit den Beobachtungen zum Umbruch 
26 Jahre früher fällt dies überhaupt erst 
ins Auge. Die Frage nach dem Sinn des 
Bösen in der Geschichte und die Verge-
wisserung der Heilsgeschichte sind dort 
der deutlich erkennbare Subtext für die 
Zeit zwischen dem Umsturz im Novem-
ber 1918 und der blutigen Osterwoche 
1919. 1945 aber beeindruckt uns Faul-
haber nicht nur durch seine fokusierten 
Berichte über das unmittelbare Gesche-
hen – er irritiert, befremdet, erstaunt 
uns (je nachdem, wie wir das deuten 
möchten) mit der äußersten Zurückhal-
tung gegenüber der Mitteilung von Ge-
fühlen oder einordnender Interpreta-
mente.

Für einen gläubigen Christen, einem 
Bischof zumal, der den Anspruch hatte, 
die Vox Dei in der Vox temporis zu ver-
künden, hätte etwas anderes ja durch-
aus nahegelegen. Der damals weithin 
bekannte katholische Schriftsteller Wer-
ner Bergengruen etwa hatte im Sommer 
1944 einen schmalen Gedichtband ver-
fasst, in dem er einen leuternden „Dies 
irae“ (so der Buchtitel) auf Deutschland 
herabkommen sah, „auf daß im Strahl 
der Vernichtung die Wahrheit hernie-
derschlüge.“ Der Philosoph Theodor 
Haecker sah in dem Krieg eine Konse-
quenz aus der zwölfjährigen Apostasie 
des deutschen Volkes.

In Faulhabers Tagebuch stoßen wir 
auf nichts dergleichen. Nur anlässlich 
der Liturgie der Karwoche bemerkt er 
fast schüchtern: „In der ersten Mette 
der Charwoche der 73. Psalm: ‚Sie leg-
ten Feuer an dein Heiligtum, bis auf den 
Grund entweihten sie die Wohnstatt 
deines Namens‘. Unser Dom wie dieser 
Charwochepsalm. Wann wird er Aufer-
stehung feiern? Werden wir seine Auf-
erstehung noch erleben? Wir Alten 
nicht, aber werden die Jungen von heu-
te seine Auferstehung erleben? Nicht 
alle Säulen im Dom ließen sich bre-
chen. Sie stehen noch unter den Trüm-
mern.“

III.

Das Fehlen anderer Interpretamente 
bedeutet aber nicht, dass sich Faulhaber 
darüber keine Gedanken machte. Im 
Gegenteil war dem Alttestamentler klar, 
dass die Frage nach dem Warum des 
Krieges und der Zerstörung unweiger-
lich die Rückfrage nach der eigenen 
Schuld provoziert. In der Predigt vom 

25.4.1945, die er im Rahmen des Got-
tesdienstes für die Opfer des Flieger-
angriffs auf Freising hielt, spricht er das 
vor den Hinterbliebenen – man möchte 
fast sagen: schonungslos aus. Im Stil der 
Improperien der Karfreitagsliturgie, des 
ergreifenden Klagegesangs Gottes über 
sein Volk, erinnert er daran, wie pein-
lich es enden müsste, wenn uns seine 
Fragen träfen: „Es wird im Heiligen 
Buch, das selber viele Fragen an Gott 
richtet, nicht jedes Anfragen verboten. 
Demütige, kindliche Fragen sind nicht 
verboten […] Schließlich ist alles Beten 
ein schüchternes Fragen: ‚Herr bist du 
zufrieden mit meinem Glauben, mit 
meinem Vertrauen, mit meiner Liebe?‘ 
Verboten ist das trotzige Fragen, warum 
eine Leidenszeit solange dauere und 
eine einzelne Person so schwer treffe. 
Verboten sind die Fragen, die den 
Herrn der Heerscharen zur Rechen-
schaft ziehen und mit ihm streiten wol-
len, als wäre er unseresgleichen oder 
gar in unserem Dienste.

Dominus est, Er ist der Herr. […] 
Dieser Herr des Himmels und der Erde, 

der Lenker der Völkergeschichte, läßt 
sich nicht ausfragen, nicht zur Rechen-
schaft ziehen: er könnte den Spieß um-
drehen […] Der Herr könnte fragen: 
Mein Volk, was hab ich dir getan? Ich 
habe dich aus der Nacht des Heiden-
tums in das Licht des Evangeliums ge-
führt. Ich habe in den Mund deiner 
Vorfahren das neue Lied gelegt, den 
Sang des Heliand, das Gelöbnis, dem 
Heilandkönig tapfer und treu Gefolg-
schaft zu leisten. Ich habe durch die 
Segnungen des Christentums dich auf 
die Höhe einer tausendjährigen Kultur 
geführt. Und du hast weithin den Na-
men des Herrn gelästert, den Tag des 
Herrn entweiht, die Majestätsrechte 
Gottes mißachtet. So und viele andere 
Fragen könnte der Herr stellen und wir 
könnten Ihm nicht einmal auf eine un-
ter tausend Fragen Antwort geben“.

Der Prediger scheint uns hier einen 
Schlüssel für das Verständnis des Chro-
nisten an die Hand zu geben: Das über 
Deutschland hereingebrochene Chaos 
haben mehr oder weniger alle mitver-
schuldet – was freilich nichts über Faul-

habers Position zur Kollektivschuldfra-
ge aussagt. Wir heute – ebenso wie sei-
ne Zuhörer damals – wären wohl ge-
neigt, die Fragen an die Adresse Gottes 
zu richten. Doch angesichts des allge-
meinen Chaos‘ in Klage zu verfallen, 
hält Faulhaber für eine vermessene 
Reaktion. Umso durchdringender er-
scheint uns sein nüchterner Blick auf 
den Niedergang: Nach innen gekehrt 
und durchaus selber des Erbarmens be-
dürftig – dessen ist er sich ganz offen-
sichtlich bewusst, wenn er in einer Pre-
digtnotiz zum Gründonnerstag 1945 
festhält: „Thema: Das unendliche Erbar-
men. Die ewige Liebe. Ich will nicht 
den Tod des Sünders – gemeint ist der 
zweite Tod, der eigentliche Tod. Wer an 
mich glaubt, wird nicht sterben, auch 
wenn er gestorben ist und jeder, der an 
mich glaubt, wird den ewigen Tod nicht 
kosten.“ �

Der von den Fliegerbomben fast 
vollständig zerstörte Liebfrauendom. 

Foto: Erzbischöfliches Archiv München
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Faulhaber und das KZ Dachau
Raphael Hülsbömer

„Ihr, die Ihr eintretet, lasst alle Hoff-
nung fahren.“ Dieses Wort ziert den 
Eingang der Hölle in Dantes „Göttli-
cher Komödie“. Für den Münchener 
Weihbischof Johann Neuhäusler, der 
selbst über vier Jahre in Dachau inhaf-
tiert war, wäre es auch die treffende 
Überschrift für das dortige Konzentrati-
onslager gewesen. Neben dem Vernich-
tungslager Auschwitz-Birkenau und 
dem KZ Buchenwald prägte das KZ 
Dachau wie kaum ein anderes Lager die 
Erinnerung und Vorstellung der Deut-
schen, aber auch der Amerikaner, zum 
NS-Terror. 

Wegen der Prominenz dieses Ortes 
des Schreckens drängt sich die Frage 
auf, welchen Platz das KZ, das immer-
hin im Erzbistum München und Frei-
sing lag, im Tagebuch Faulhabers ein-
nimmt. Im Jahrgang 1945 erscheinen 
mir dazu drei Aspekte besonders be-
achtenswert, die Angst vor Dachau, das 
Wissen um Dachau und die Schuldfrage.

I. Die Angst vor Dachau

„Lieber Gott, mach mich stumm, dass 
ich nicht nach Dachau kumm!“ Diese 
Abwandlung eines alten Kindergebetes 
war schon kurz nach der Gründung des 
Lagers in München in Umlauf. Das KZ 
schürte eine Atmosphäre der Angst, bei 
geringster Regimekritik oder allein 
schon bei Neugier über die Verhältnisse 
im Lager, selbst dorthin gebracht zu 
werden. Auch der Münchener Erzbi-
schof war gegen diese Sorge nicht im-
mun, wie aus seinem Tagebuch deutlich 
hervorgeht. Als im Mai 1945, wenige 
Wochen nach der Befreiung des Lagers 
durch die amerikanischen Truppen, der 
spanischstämmige Amerikaner Colonel 
David Chavez im Auftrag des US-War 
Crimes Programs zur Vorbereitung der 
Kriegsverbrecherprozesse bei Faulhaber 
vorsprach und ihn fragte, ob er selbst je-
mals im Lager gewesen sei, antwortete 
Faulhaber nach seinen eigenen Notizen: 
„Nein, ich hatte keine Verbindung mit 

Dr. Raphael Hülsbömer, Seminar für 
Kirchengeschichte an der Universität 
Münster

der Gestapo und wollte mir nicht eine 
Absage holen. Jeder, der etwas von Da-
chau wissen wollte, riskierte sofort hin-
aus gebracht zu werden.“

Wie real die Gefahr war, dass Faulha-
ber selbst nach Dachau gekommen wäre, 
sei dahingestellt. Der Möglichkeit jedoch 
konnte er sich fraglos ausgesetzt sehen. 
Die Angst vor Dachau trieb ihn bereits 
in den 30er Jahren um. Ein Tagebuchein-
trag vom 30. November 1933 deutet an, 
wie er mit dieser Situation der Unsicher-
heit umgehen wollte: „Muhler mit den 
zwei Kaplänen seit gestern in [der Justiz-
vollzugsanstalt] Stadelheim wegen Äu-
zwei Kaplänen seit gestern in [der Justiz-
vollzugsanstalt] Stadelheim wegen Äu-
zwei Kaplänen seit gestern in [der Justiz-

ßerungen über Dachau, – wenn doch die 
Geistlichen ruhig sein könnten.“

Faulhaber wünschte, dass seine Pries-
ter und die Gläubigen über Dachau 
schwiegen, um sich selbst und die ka-

tholische Kirche insgesamt zu schützen. 
Ein Motiv war sicher auch, nicht durch 
Konflikte mit der NS-Führung die Seel-
sorge und die Sakramentenspendung 
gerade im KZ zu gefährden. Bekannt-
lich hielten sich nicht alle daran. Aus 
dem Erzbistum München und Freising 
wurden 13 Geistliche im KZ Dachau 
interniert, darunter neben Weihbischof 
Neuhäusler auch der eben erwähnte 
Pfarrer und spätere Mitbegründer der 
CSU Emil Muhler.

Die Tabuisierung des KZ Dachau 
wirft die Frage auf, was Faulhaber ei-
gentlich darüber wusste.

II. Das Wissen um Dachau

Mit dieser Frage konfrontierte ihn 
auch der schon genannte Colonel Cha-
vez im Mai 1945. Der Münchener Erz-
bischof antwortete: „Wir haben das und 
jenes gehört, [waren] aber nicht in der 
Lage, nachzuprüfen und Bestimmtes zu 
erfahren. Ich ließ beobachten, wie lange 
die Kamine rauchten, es wurden aber 
viele auch begraben, vermute ich.“

Mit einem Beispiel versuchte Faulha-
ber zu illustrieren, wie vage seine Infor-
mationen aus Dachau waren: „Ein Herr 
war krank, ein Priester, und kam ins 
Krankenhaus. Er sah krank aus. Ich 
fragte, wie seid ihr behandelt worden. 
Er schaute mich tief an und schüttelte 
den Kopf, das sollte heißen: Ich darf 
nicht darüber sprechen. Aber daß er ins 
Krankenhaus kam, war doch etwas Gu-
tes. Es waren verschiedene Zeiten, weil 
die Kommandos wechselten. In der letz-
ten Zeit war die Behandlung besser, 
aber Thyphus war dort, man sprach, 
daß viele starben. Von den 170, die in 
der Osterwoche frei wurden, hörte ich, 
von den Geistlichen seien nicht viele ge-
storben. Wir durften im letzten Jahr Pa-
kete schicken und die frei gewordenen 
sahen nicht krank oder verhungert aus.“

Den Geistlichen ging es den Umstän-
den entsprechend gut: „Im Sonderblock 
schrieb Neuhäusler …: Wir werden gut 
behandelt... Die Geistlichen, die frei 
wurden schon früher, erzählten nur: Sie 
haben täglich gemeinsamen Gottes-
dienst, können ihr Brevier zusammen 
beten, müssen nicht mehr wie früher an 
der Straßenwalze arbeiten. Es waren 
sehr verschiedene Zeiten. Wir hörten 
auch einmal: Sie verlangen Brot. Darauf 
sammelten wir bei den Pfarrern in der 
Umgebung und haben viel geschickt.“

Sieht man von den Informationen ab, 
die dem Münchener Erzbischof durch 
die Postulantin und spätere Ordens-
schwester Imma Mack zugespielt wur-
den, die unter hohem persönlichen Ein-
satz Lagerhäftlinge in Dachau versorgte, 
stammte das meiste, was Faulhaber 
über das KZ und die Lage im Sonder-
block der Kleriker wusste, von Geistli-
chen, die ihm nach ihrer Entlassung be-
richteten. Doch aus Angst gaben sie we-
nig preis, auch dem Kardinal gegenüber. 
Neuhäusler beschrieb 1946 in seinem 
wirkungsgeschichtlich äußerst einfluss-
reichen Buch „Kreuz und Hakenkreuz“ 
die Geheimhaltungsstrategien der Ge-
stapo: Auch im Konzentrationslager 
„wurde ängstlich darauf geschaut, daß 
möglichst viel geheim blieb. Und jeder, 
der entlassen wurde, mußte ein Revers 
unterschreiben, daß er über das Lager 
nichts aussage.“

Der Kardinal beharrte gegenüber 
Chavez darauf, dass er aus Andeutun-
gen und äußeren Anzeichen Rück-
schlüsse ziehen musste und dass er sich 
um die Häftlinge, besonders um die Kle-
riker, gekümmert habe: Doch für Chavez 
war das anscheinend nicht genug.

III. Die Schuldfrage

Denn das Gespräch mit ihm zeigt ei-
nen Faulhaber in der Defensive. Man 
merkt deutlich, dass die Fragen und Re-
aktionen seines Gegenübers auf ihn wie 
Anklagen wirkten, zu wenig unternom-
men zu haben. Der Erzbischof notierte: 
„Er ist nicht befriedigt, winkt immer ab, 
wenn der Dolmetscher seinen Gedan-
ken nicht traf …“

Der Colonel war unzufrieden. Er 
konnte es sich offenbar nicht vorstellen, 
dass Faulhaber nicht mehr gewusst hat-
te, als er vorgab. Der Kardinal reagierte 
in seinen Notizen auf einer persönli-
chen Ebene. Chavez sei „ein Spanier 
mit teuflischen Augen“. 

Im Ankläger sah Faulhaber etwas 
Boshaftes am Werk. Pikiert notierte er: 
„Beim Kommen kniend den Ring ge-
küßt, nicht mehr beim Gehen.“

Für den Münchener Erzbischof war 
das Auftreten Chavez‘ ein Zeichen da-
für, dass er und letztlich alle Deutschen 
auf der Anklagebank saßen, was Cha-
vez selbst – zumindest laut Faulhabers 
Notizen – gar nicht behauptet hatte. 
Man könnte versucht sein, hier an die 
These der „Erfindung“ der Kollektiv-

Kardinal Friedrich Wetter (re.), als 
emeritierter Erzbischof von München 
und Freising einer der Nachfolger 
Faulhabers, nimmt seit Jahren lebhaften 

Anteil an der Tagebuch-Edition und der 
Arbeit der Professoren Andreas 
Wirsching und Hubert Wolf.

Kenntnisreich und effektiv: das 
Editionsteam der Faulhaber-Tagebücher. 
Auf dieser Website finden sich die 
Ergebnisse: www.faulhaber-edition.de
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schuld aller Deutschen zu denken. Nor-
bert Frei spricht davon, dass „die re-
flexartige Antizipation eines pauschalen 
Schuldvorwurfs … auf eine hohe psy-
chische Disponiertheit hin[deutet] – 
sprich: auf ein durchaus verbreitetes 
Gefühl der persönlichen Verstrickung“. 
Oder man drückt es mit einem Wort 
von Theodor Heuß aus, nach dem die 
Vorstellung einer Kollektivschuld sich 
letztlich auf eine „Kollektivscham“ der 
Deutschen zurückführe.

Faulhaber sah sich diesem Schuld-
vorwurf auf jeden Fall ausgesetzt. Man 
kann seine Empörung darüber in den 
Zeilen förmlich greifen, die er anlässlich 
einer Radiomeldung auf einem Beiblatt 
mit der Überschrift „KZ Dachau“ nie-
einer Radiomeldung auf einem Beiblatt 
mit der Überschrift „KZ Dachau“ nie-
einer Radiomeldung auf einem Beiblatt 

derschrieb: „Jeder Deutsche, ob mit 
oder ohne Uniform ist mitverantwort-
lich für das, was in den KZ geschehen 
ist. … Also doch, der Kampf ging nicht 
gegen die Partei allein, sondern gegen 
das deutsche Volk. ,Jeder im deutschen 
Volk mit verantwortlich‘. Eine Anklage, 
obwohl die Angeklagten versichern, sie 
haben nichts davon gewußt. Gegen die-
se Verleumdung des deutschen Volkes, 
gegen diesen echt amerikanischen, jour-
nalistischen Versuch, aus den Konzent-
rationslagern eine Welthetze gegen 
Deutschland zu machen ...“.

Und über das Gespräch mit Chavez 
notierte Faulhaber …, „daß jeder den-
kende, anständige Mensch schon diese 
himmelschreienden Gräuel einer satani-
schen Parteigruppe, (nicht der ganzen 
Partei) verabscheut ... Man kann aber 
nicht auftreten gegen eine Sache, die 
man nicht kennt, und wenn der Einzel-
ne allgemein Kenntnis davon gehabt 
hat, zu deren Abstellung man absolut 
machtlos ist.“

In der radikalen Ablehnung der Kol-
lektivschuld aller Deutschen war sich 
Faulhaber mit seinen Mitbischöfen, aber 
auch mit Papst Pius XII. einig. Nur die 
überzeugten Parteianhänger und NS-
Ideologen waren seiner Ansicht nach für 
das Grauen in den KZs verantwortlich.

Seine persönliche Betroffenheit ange-
sichts des vermeintlichen oder realen 
Kollektivschuldvorwurfs spiegelt sich 
eindrücklich darin, dass er zum Gegen-
angriff überging: „Wir stellen die Ge-
genfrage: Wie war es möglich, daß die 
Journalisten und Kulturhelden in Ame-
rika von Dachau nichts wußten, obwohl 
im ersten Kriegsjahr ein aus Dachau 
entkommener Häftling … die Grausam-
keit von dort genau geschildert hat?“ 
Und: „Wo aber blieb das Internationale 
Rote Kreuz von Genf, das gegen Ende 
des Krieges sich wohl einige Male in 
unseren Lazaretten sehen ließ, warum 
nicht in Dachau?“

Im Gespräch mit Chavez vergaß er 
jedoch, diese Punkte zu erwähnen, wie 
er sich verärgert notierte. Seiner An-
sicht nach hätte also die internationale 
Gemeinschaft vielmehr als die Deut-
schen – und er selbst – vom Leid in 
Dachau wissen und darauf reagieren 
müssen. Und er ging sogar noch einen 
Schritt weiter. Den Gräueln in Dachau 
stellte er die Gräuel der amerikanischen 
Truppen gegenüber. Angesichts eines 
Films über das KZ Dachau, den die 
Amerikaner nach dessen Befreiung als 
„Schocktherapie“ für die deutsche Be-
völkerung einsetzten, schrieb sich Faul-
haber ins Tagebuch: „Hätten wir in ei-
nem Film die unmenschlichen Bilder 
nach dem einen Flugüberfall amerikani-
scher Flieger vor Augen, die Menschen, 
die verschüttet, zerfetzt waren – Köpfe 
und Arme lagen auf der Stiege, der 
Rumpf überhaupt nicht gefunden, – 
Mütter, die im Freien überrascht, tragen 
in einem Kübel die zerrissenen Körper-
teile von ihren Kindern nach Hause 
oder auf den Friedhof!! Die Weltge-
schichte wird außer dem Verbrechen in 
Dachau noch von anderen Schreckens-
bildern und Verbrechen erzählen.“

Und in Bezug auf die ersten Gefange-
nenlager, die die einrückenden Ameri-
kaner anlegten, formulierte er: „… war 
das Elend und die Sterblichkeit in die-
sen Massenlagern ohne Barmherzigkeit 
nicht auch ein Stück Dachau?“

Es fällt uns heute schwer, diese Ver-
gleiche zu akzeptieren. Man müsste ein-
wenden, dass das eine eine systemati-
sierte und organisierte Fabrik für Drang-
salierung und Mord war, das andere der 
Schrecken des Krieges. Aber womöglich 
ist es eine sehr menschliche Reaktion, 
wenn Faulhaber zum damaligen Zeit-
punkt zu weit ging, eine Reaktion von 
jemandem, der die Leiden in den Bom-
bennächten selbst erlebt hat. Und in 

Der Münchner Weihbischof Johann 
Neuhäusler war vier Jahre im KZ 
Dachau in Gefangenschaft. 
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diesem Fall führt uns das Tagebuch hier 
ganz nahe an den Menschen Faulhaber 
heran.

Resümee

Die nun vorliegenden Dokumente 
zum KZ Dachau überliefern uns nicht 
so sehr historische Fakten, die bislang 
noch unbekannt wären. Vielmehr, so 
scheint mir, gewähren sie uns einen tie-
fen und aufschlussreichen Blick hinter 
die „Ikonostase“ des Kirchenfürsten, 
Kardinals und Erzbischofs auf den 
Menschen Michael von Faulhaber. Die 
Tagebücher zeigen einen Mann, der 
Angst davor hatte, selbst nach Dachau 

zu kommen, der es nicht verantworten 
wollte, dass andere dieses Schicksal traf, 
und der wollte, dass seine Geistlichen 
zum Thema Dachau schweigen. Sie zei-
gen uns einen Mann, der versicherte, 
nur wenig über Dachau gewusst zu ha-
ben, an dem aber die „Kollektivscham“ 
nicht vorüberging, der die Schuld für 
die Verbrechen auch bei anderen suchte 
und der den Terror von Dachau mit den 
Kriegsgräueln der Amerikaner verglich.

Faulhabers Blick auf Dachau führt 
die Verbrechen des NS-Regimes vor 
Augen. Die Anschlussfrage, wie der Erz-
bischof mit NS-Belasteten umging, stellt 
sich fast von selbst. �
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doch Sterilisierungen vorkommen, so-
gar solche, die in der Hoffnung, der 
neue Professor Eymer weist aber zu-
rück.“ 

Gerade für Faulhaber war dieses Ge-
setz von Anfang an untragbar. 1933 hat-
te er daher an die bayerischen Bischöfe 
geschrieben: „Zu dem Sterilisierungs-
gesetz […] wird der Episkopat nicht 
schweigen können. Das Gesetz wider-
spricht in seinem heutigen Wortlaut 
dem christlichen Sittengesetz […]. [Es] 
steht zu befürchten, daß die sittlichen 
Begriffe des Volkes in dieser Grundfrage 
verwirrt werden, wenn nicht ein autori-
tatives Wort dem Volke gesagt wird.“ 

Dabei ging er auf Konfrontationskurs 
zu Kardinal Bertram, der eine öffentliche 
Intervention scheute, und schrieb sei-
nen bayerischen Bischofskollegen, dass 
sie nun „keine Rücksicht“ davon abhal-
ten dürfe, „das Schwarze schwarz zu 
nennen“.

Was Faulhaber an dem GzVeN stör-
te, war jedoch nicht dessen eugenische 
Zielsetzung, sondern die Wahl der Mit-
tel. Die Fortpflanzung von kranken, be-
hinderten oder sogenannten schwach-
sinnigen Menschen wollte nämlich auch 
Faulhaber verhindert wissen. Sterilisati-
onen verstießen allerdings gegen die am 
31. Dezember 1930 von Papst Pius XI. 
erlassene Enzyklika Casti Connubii. In 
dieser hatte der Papst zum einen euge-
nische Maßnahmen, die einem Ehever-
bot gleichkamen oder die in die körper-
liche Integrität des Menschen eingrif-
fen, verurteilt, zum anderen aber keine 
grundsätzliche Kritik am Ziel der Euge-
nik formuliert. 

Während Faulhaber somit einerseits 
im Episkopat einer der größten Kritiker 
des Sterilisationsgesetzes wurde, war er 
andererseits einer der größten Befür-
worter anderer eugenischer Maßnah-
men. Faulhaber schlug dabei die dauer-
hafte „Internierung“ der Menschen vor 
– eine Forderung, die im eugenischen 
Diskurs als „Asylierung“ bezeichnet 
wurde. Wenn „der Staat für die Schutz-
häftlinge eigene Lager errichtet hat“, 
meinte Faulhaber, könnte er dies „eben-
so gut für diese Schädlinge der Volks-
gemeinschaft, die er durch Sterilisierung 
unschädlich machen will“, tun. Faul-
haber verstieg sich in einer Predigt so-
gar so weit zu sagen, erblich belastete 
Mensch seien „sozusagen mit einer zwei-
ten Erbsünde belastet, sozusagen mit 
einer Blutvergiftung ins Leben getreten.“

II. Ambivalenzen: Faulhabers 
Intervention gegen Robert Linhardt

Zu welchen Ambivalenzen diese Hal-
tung Faulhabers führte, zeigt der Fall 
des Freisinger Moraltheologen Robert 
Linhardt, der Sterilisationen moraltheo-
logisch rechtfertigte, jedoch nicht – wie 
Eymer – an der Umsetzung des GzVeN 
beteiligt war. Linhardt sah Sterilisatio-
nen als legitim an, wenn sich der Staat 
in einer wirtschaftlichen Notlage befän-
de und daher Kosten im Anstaltswesen 
einsparen müsse. Mit dieser Argumen-
tation schloss er nahtlos an die des von 
der Kirche zunehmend geächteten Mo-
raltheologen Joseph Mayer an, der zu-
sammen mit Hermann Muckermann 
der prominenteste Befürworter der Ste-
rilisationsgesetzgebung war. Faulhaber 
schrieb daher am 8. Oktober 1945 an 
die amerikanische Militärregierung: „Da 
ich annehmen muss, dass zur Zeit die 
Namensliste der Professoren für die 
theologischen Fakultäten von München 
und Freising in Vorbereitung ist, bitte 
ich zur Kenntnis zu nehmen, dass ich 
gegen das weitere Verbleiben von Pro-
fessor Dr. Robert Linhardt, des bisheri-
gen Professors für Moraltheologie in 
Freising, wegen seines aufdringlichen 
Eintretens für den Nationalsozialismus 
nach Art. 3 § 1 des Bayerischen Kon-
kordates Erinnerung erheben müsste.

Nachdem Linhardt von Faulhabers 
Intervention erfahren hatte, kam er am 
29. Oktober 1945 zu ihm, worauf dieser 
in seinem Tagebuch notierte: „Professor 
Linhardt, Dreiviertelstunde […]. Ent-
rüstet über den Rektor, der ihm ge-
schrieben. Auseinandersetzungen über 
Sterilisierung, Euthanasie (von Kindern 
wußte er nicht), ob er gar keine Aus-
sicht habe. Nein. „Durchkämpfen?“ Ich 
bitte Sie, nicht überstürzen. Politisches 
wird die Militärregierung überprüfen, 
aber indirekt der Zivilverwaltung über-
tragen, es nicht auf Entlassung ankom-
men lassen ohne Pension, ruhig eine 
Pfarrei annehmen, dann kommt Erho-
lung. Aber man wird uns die politische 
Behandlung übertragen. – Jedenfalls 
nicht Suspension oder Excommunica-
tion. „Ich muß ihm sagen: Was Sie mir 
heute sagen, hat mich erschreckt. In all 
diesen Fragen pendeln Sie am Rande 
der kirchlichen sittlichen Lehre. Die 
sittliche Ordnung steht unter der Juris-
diktion der Kirche. Er: Spricht sich sel-
ber an. Ich liebe die Kirche, ich will in 
der Kirche bleiben.“ 

Trotz mehrmaliger Versuche Lin-
hardts, Faulhaber doch noch umzustim-
men, blieb dieser bei seiner Meinung 
und lehnte eine erneute Aussprache mit 
ihm ab. Ein weiteres kirchliches Amt 
blieb ihm verwehrt.

III. Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede: Faulhabers Haltung 
zur Entnazifizierung

Was unterschied den Fall von Robert 
Linhardt von dem von Heinrich Eymer? 
Zunächst stand Linhardt als Geistlicher 
der Erzdiözese München und Freising 
unmittelbar unter der Jurisdiktion Faul-
habers, was einerseits ein größeres Inte-
resse Faulhabers an den Tätigkeiten sei-
ner Priester weckte, andererseits aber 
auch eine größere Machtfülle mit sich 
brachte. Linhardt war Faulhaber nicht 
nur wegen seines Eintretens für die Ste-
rilisationspolitik, sondern auch wegen 
seiner frühen Anbiederung an die Nati-
onalsozialisten seit 1933 ein Dorn im 
Auge. Eine Aussonderung im Rahmen 
der Entnazifizierung kam ihm daher 
auch gelegen.

Doch wieso setzte sich Faulhaber für 
den (evangelischen) Arzt Heinrich 
Eymer ein, der Sterilisationen nicht 
nur gerechtfertigt, sondern diese selbst 
durchgeführt hatte? Zwei Faktoren 
spielten hier zusammen und verstärkten 
sich: einerseits die zunehmende Ableh-
nung der Entnazifizierung durch Faul-
haber, andererseits die strikte Ableh-
nung von Abtreibungen durch Eymer. 

Im Oktober hatte Faulhaber bereits 
notiert: „Wir tragen schwer daran, daß 
seit etwa zwei Monaten im Gegensatz 
zur gutwilligen Zusammenarbeit mit der 
amerikanischen Militärregierung in den 
ersten drei bis vier Monaten, also Mai 
bis Juli, die Besatzung zu drakonischen 
Härten überging.“

Von Juli 1945 bis Ende März 1946 
entließ die Militärregierung etwa 
140.000 Beschäftigte aus dem öffent-
lichen Dienst und etwa 70.000 Beschäf-
tigte aus Handel, Gewerbe und Indus-
trie. Faulhaber lehnte diese rigide Ent-
nazifizierungspolitik, die er als „Abbau-
fanatismus“ geißelte, nicht nur aus rein 
pragmatischen Gründen ab, sondern 
auch, weil er sie als einen Eingriff in die 
nationale Souveränität ansah, bei der 
der individuellen Schuld des Einzelnen 
zu wenig Raum gewidmet würde. Gene-
rell sei zudem einer „Wiederversöhnung“ 
und einer „geistige[n] Entnazifizierung“ 
der Vorzug zu geben. Für Faulhaber, 
wie für die meisten Deutschen, gab es 
nach Kriegsende nur – wie er 1946 in 
einem offenen Brief schrieb – eine „ge-
ringe Anzahl von wirklichen Verbre-
chern“. Die meisten Menschen, dar-
unter „Beamte, Ärzte, Gelehrte“ und 

Faulhaber und die Entnazifizierung
Moritz Fischer

Am 29. Mai 1945, genau einen Mo-
nat nach der Befreiung des Konzentra-
tionslagers Dachau, notierte Faulhaber 
in seinem Tagebuch: „Alois Roth, Treu-
händer […] zwei Gesuche für Häftlinge. 
Der eine Blutordensträger, sehr aktiv, 
zuletzt Landrat – da ist nichts zu ma-
chen, ein qualifizierter SS. Nur zu hof-
fen, daß sie einzeln geprüft werden, 
nicht gleich erschossen. 2) Der Arzt 
Medizinalrat von Krumbach, SS – aber 
sehr geachtet. Besonders in Ursberg hat 
er viele Kinder gerettet, also gegen die 
Grundsätze von SS. Gestern sagte Dr. 
Geiger, es würde für ihn Eingabe ge-
macht. Er will nicht weggehen und will 
wieder kommen, aber klar gesagt: Da 
wäre nichts zu machen von mir aus“. 

Faulhaber positionierte sich hier klar: 
Mitgliedern der SS – als ehemalige An-
gehörige der von den Alliierten verbote-
nen und später als verbrecherisch einge-
stuften Organisation – konnte er nicht 
helfen, auch wenn er eventuell gewollt 
hätte. Wie verhielt er sich jedoch gegen-
über den vielen weiteren Personen, die 
in die NS-Herrschaft verstrickt waren, 
ohne Mitglied der SS gewesen zu sein?

Wie ging Faulhaber 1945 mit Tätern, 
Mitläufern oder Profiteuren um, wem 
ließ er seine Hilfe zuteilwerden, nach 
welchen Kriterien entschied er und zu 
welchen Ambivalenzen führte dies? 
Dazu wird im Folgenden sein Verhalten 
gegenüber zwei Personen kontrastiert: 
dem Moraltheologen Robert Linhardt 
und dem Arzt Heinrich Eymer, die bei-
de unter anderem wegen ihrer Unter-
stützung der NS-Sterilisationspolitik in 
politische Bedrängnis geraten waren.

I. Heinrich Eymer: Profi teur des NS-
Regimes – Täter in der Sterilisations-
politik – Protegé Faulhabers

Heinrich Eymer war seit 1934 Direk-
tor der Münchner Frauenklinik und 
Professor für Gynäkologie an der Uni-
versität München. Er war 1934 nicht al-
lein wegen seiner fachlichen Expertise 
auf den Lehrstuhl berufen worden, son-
dern unter anderem durch Interventio-
nen von Reichsärzteführer Gerhard 
Wagner und dem Leiter der Medizinal-
abteilung des Bayerischen Innenminis-
teriums und späteren Reichsdozenten-
führer Walter Schultze. Wagner hatte an 
die Berufungskommission geschrieben: 
„Ich kann dazu nur erklären, daß sich 
selbstverständlich auch die Partei ein 
Urteil über die Bewerber gebildet hat 
[…]. Es kommt für den Lehrstuhl von 
Döderlein lediglich Prof. Eymer – Hei-
delberg in Frage.“ 

Eymer wurde infolgedessen auf den 
Lehrstuhl berufen – zu einer Zeit, als 
die Nationalsozialisten mit dem ein Jahr 
zuvor verabschiedeten „Gesetz zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses“ 
(GzVeN) begannen, Menschen, die ver-
meintlich erbkrank waren, zwangsweise 
zu sterilisieren. 1936 verfasste Eymer 
für die zweite Auflage des Gesetzes-
kommentars zum Sterilisationsgesetz 
einen Beitrag zur „Unfruchtbarmachung 
der Frau“. 

Zwischen Eymer und Faulhaber be-
stand 1945 reger Kontakt. Bereits am 
17. Juli verfasste der Kardinal für Eymer 
ein Zeugnis zur Vorlage an die amerika-
nische Militärregierung. Darin schrieb 
er: „Zur Zeit werden die Beamten auf 
ihre Zugehörigkeit zur nat.soz. Partei 
geprüft. Ich halte es für ein inneres 
Gebot Herrn Prof. Dr. Eymer mein 

Moritz Fischer, Institut für Zeitgeschichte

Zeugnis zu geben, daß bei dem hoch-
verehrten Direktor der Frauenklinik 
trotz der äußeren Zugehörigkeit zur 
Partei eine innere Einstellung auf die 
weltanschaulichen Ideen und Ziele der 
Partei nicht vorhanden war und nicht 
vorhanden ist. Belege dafür: Professor 
Eymer hat bei der Beerdigung der 
Hausoberin seiner Klinik, Schwester M. 
Godberta, vor drei Jahren einen war-
men Nachruf gehalten. Das war für jene 
Zeit in solcher Stellung ein mutiges 
Wagnis.

Als 1935 der Sohn eines Angestellten 
der Klinik seine erste hl. Messe feierte, 
hielt Prof. Eymer, obwohl selber Protes-
tant, eine tiefempfundene Ansprache. 
Ein Drohbrief, der ihm damals zuge-
schickt wurde, konnte ihn in seiner 
Haltung nicht erschüttern.

Als von Ministerialdirektor Schulze, 
also von amtlicher Seite, an Prof. Eymer 
der Auftrag erging, die Kinder der 
Frauenklinik innerhalb der Klinik nicht 
mehr taufen zu lassen, lehnte er unter 
Hinweis auf den christlichen Glauben 
der Mütter es ab, diesen echt nat.soz. 
Auftrag zu erfüllen.

Daß Prof. Eymer den Befehlen der 
Partei sich nicht beugte, ergibt sich auch 
aus der Tatsache, daß er die Tätigkeit 
der Barmherzigen Schwestern in der 
Mütterpflege seiner Klinik öffentlich an-
erkannte. Nur seinem Ruf als ausge-
zeichneter Arzt und Direktor ist es zu 
verdanken, daß man seitens der Partei 
kein Disziplinarverfahren gegen ihn 
einleitete.

Obige Zeugnisse sind voller Beweise 
dafür, daß Prof. Eymer trotz der äuße-
ren Mitgliedschaft den Ideen und Zie-
len der Partei nicht zustimmte. Ich bitte 
Herrn Prof. Eymer in seiner Tätigkeit 
als hochgeschätzter Leiter der Frauen-
klinik auch weiterhin wirken zu lassen.“

Was Faulhaber jedoch nicht erwähn-
te, und umso mehr verwundert es, dass 
er dieses Zeugnis überhaupt anfertigte, 
ist, dass Eymer nicht nur an der Kom-
mentierung des Sterilisationsgesetzes 
beteiligt war, sondern unter seiner Füh-
rung in der Münchner Frauenklinik 
zwischen 1934 und 1945 insgesamt 
mindestens 1.318 Frauen unter Zwang 
sterilisiert wurden. Das war Faulhaber 
auch bekannt, wie ein Tagebucheintrag 
vom 8. März 1935 zeigt: „Oberin, daß 
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Auch gegen den katholischen Moraltheologen Robert 
Linhardt ermittelten die US-Militärbehörden. Für ihn setzte 
sich Faulhaber nicht ein und ein weiteres kirchliches Amt 
blieb Linhardt verwehrt. 
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Faulhaber: Freund der Amerikaner – 
Förderer der re-education?
Franziska Nicolay-Fischbach

„Dienstag, 8.5.45: Heute, 15.00 Uhr, 
erklärt Churchill, der Krieg ist aus, 
abends spricht der englische König 
21.00 Uhr, und 24.00 Uhr ist der Krieg 
faktisch zu Ende. Michaels-Erscheinung 
im Maimonat!“

Mit dieser kurzen Notiz leitete Faul-
haber seinen Tagebucheintrag zum 
8. Mai ein; zur Kommentierung des 
offiziellen Kriegsendes bediente sich 
Faulhaber der Figur des Erzengels Mi-
chael als Bezwinger Satans und damit 
Bezwinger des Nationalsozialismus.

Die Interpretation des Nationalsozia-
lismus als etwas Dämonisches erschien 
Faulhaber wohl als einzig denkbare 
Antwort auf die Frage nach dem „Wie 
war das möglich?“. Neben der Frage 
des Warums, um die Vergangenheit zu 
erklären, richteten sowohl Faulhaber als 
auch die Amerikaner fortan auch den 
Blick in die Zukunft. Es ging vornehm-
lich um die Umerziehung der Jugend. 
Faulhaber erblickte insbesondere in der 
Stärkung christlicher Werte in Familie 
und Jugend seit jeher eine Lösung im 
Kampf gegen die nationalsozialistische 
Ideologie. Dem Dämonischen und so-
mit Antichristlichen sollte die religiöse 
Erziehung gegenübergestellt werden.

Und dennoch fand nach den ersten 
Treffen mit Vertretern der Militärregie-
rung auch in Faulhabers Wortschatz die 
Idee der Umschulung Eingang, vor al-
lem wenn es um den Wiederaufbau 
bzw. die Neuausrichtung des Bildungs-
wesens ging. Deutlich wird dies etwa in 
seinem Tagebucheintrag vom 29. Mai, 
als er William Martin Landeen empfing, 
einen Captain der Education and Reli-
gious Affairs Section der amerikani-
schen Militärregierung in Bayern. 

„Landeen, bringt zwei Generäle, die 
nur kurz hier sind. Freundliche Herren. 
Sind die Kirchen jetzt besser besucht? 
Sie waren immer gut besucht, aber wir 
sehen auch die, die nicht da sind: Viele 
Austritte, in Uniform überhaupt nicht in 
die Kirche, jetzt viele Rücktritte. Die 
Umschulung des Volkes, besonders der 
Jugend von 15 – 25 Jahren.“

Nach dem Modell der Amerikaner 
bedeutete Umerziehung eine demokra-
tische Lebensauffassung zu schulen und 
nicht nur demokratische Staatsform zu 
vermitteln. Dabei stellt sich die Frage, 
inwieweit sich Faulhabers Vorstellung 
der Umschulung der Jugend in Form 
einer Rechristianisierung mit den De-
mokratisierungsbestrebungen der ame-
rikanischen Militärregierung in Ein-
klang bringen ließen. Faulhabers Notate 
zu dem Jahr 1945, zu seinen Treffen mit 
den Vertretern der Militärregierung le-
gen doch einen weitreichenden Einfluss 
Faulhabers auf das sogenannte amerika-
nische re-education-Programm nahe. 

Drei wesentliche Aspekte schienen 
diesen Einfluss des Münchner Oberhir-
ten, aber auch der gesamten katholi-
schen Kirche dabei zu begünstigen: 

1. Die katholische Kirche galt den 
Amerikanern als einzige Institution, die 
sich während der NS-Zeit eine gewisse 
Unabhängigkeit wahren konnte.

2. Finanziell, materiell und personell 
durch den Nationalsozialismus unge-
brochene Ressourcen, die beim Wieder-
aufbau und somit auch bei der gesell-
schaftlichen Erziehung unabdingbar er-
schienen.

3. Faulhabers anscheinendes Bemü-
hen, die amerikanischen Wünsche in 

Dr. des. Franziska Nicolay-Fischbach, 
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eigenen katholischen Plänen zu berück-
sichtigen.

I. Einflussfaktor: Faulhabers Kontakte 
zu den Amerikanern

Ganz allgemein galten die Kirchen, 
allen voran die katholische, den Ameri-
kanern als Ansprechpartner für den 
Wiederaufbau Deutschlands in Fragen 
der Ämterbesetzung, der Schulverhält-
Wiederaufbau Deutschlands in Fragen 
der Ämterbesetzung, der Schulverhält-
Wiederaufbau Deutschlands in Fragen 

nisse u.v.m. Darüber hinaus wirkte sich 
Faulhabers fast überwiegend freund-
schaftlich-vertrauensvolles Verhältnis 
zur Militärregierung auf die kooperative 
Zusammenarbeit zwischen den Besieg-
ten und Alliierten aus.

Alleine im Mai traf Faulhaber 25 Mal 
auf insgesamt 36 verschiedene Vertreter 
der amerikanischen Militärregierung so-
wie amerikanische Militärgeistliche. Be-
reits der erste Besuch von zwei ameri-
kanischen „Officers“ am 1. Mai deutet 
auf eine grundsätzlich wohlwollende 
Haltung der Amerikaner gegenüber den 
kirchlichen Vertretern hin, die Faulhaber 
versicherten, dass sie für ihn tun werden, 
was sie könnten. Sie versicherten ihm, 
sie kämen nicht als Unterdrücker. Dieses 
Faulhaber entgegengebrachte Vertrauen 
dürfte nicht zuletzt auf seine bereits in 
den 1920er Jahren infolge zweier Ameri-
kareisen aufgebauten Kontakte zu Ame-
rikanern zurückzuführen sein. Sicherlich 
begünstigte auch Faulhabers bedeutende 
Rolle für die bayerische Politik seine Be-
ratungs- und Verhandlungsposition ge-
genüber der Militärregierung. Darüber 
hinaus wirkte sich auch die bereits er-
wähnte allgemein positive Wahrneh-
mung der Kirche vertrauensfördernd.

Faulhaber seinerseits bezeichnete die 
Verhandlungen mit den Amerikanern 
als positiv. Insbesondere gegenüber dem 
in Bayern tätigen William Martin Lan-
deen sprach Faulhaber sein Vertrauen 
aus und bezeichnete ihn sogar als einen 
Freund. Diese überwiegend positiven 
Begegnungen und Verhandlungen be-
stärkten Faulhabers Position als Berater 
der Militärregierung und ließen seine 
Anliegen Gehör und Umsetzung finden.

Captain Landeen setzte sich etwa für 
die Wiedereröffnung der Priester- und 

„Offiziere von hervorragenden Eigen-
schaften und völlig einwandfreier Hal-
tung“ seien hingegen ohne Schuld ver-
haftet worden.

Gerade für jene Personen wollte sich 
Faulhaber einsetzen: Menschen, die 
zwar Mitglied der NSDAP waren, je-
doch seiner Meinung nach schuldlos in 
das Visier der Alliierten geraten waren, 
dem Nationalsozialismus abgeschworen 
hatten und für den Wiederaufbau der 
Gesellschaft – wohlgemerkt: keiner libe-
ralen oder säkularen – hilfreich schienen. 

Zu jenen Personen zählte Faulhaber 
– im Gegensatz zu Linhardt – Heinrich 
Eymer, der als vehementer Gegner jed-
weder Schwangerschaftsunterbrechung 
den Schulterschluss mit Faulhaber und 
den bayerischen Bischöfen suchte, als 
das bayerische Innenministerium im 
August 1945 Abtreibungen bei von Sol-
daten vergewaltigten Frauen unter en-
gen Voraussetzungen möglich machen 
wollte. Er selbst weigerte sich nach ei-
genen Aussagen wegen seines Glau-
bens, diesen Eingriff vorzunehmen – 
zwischen 1934 und 1944 zeichnete er 
sich jedoch für 75 Schwangerschaftsab-
brüche im Rahmen des Sterilisierungs-
gesetzes verantwortlich. Für Faulhaber 
war die Vergangenheit von Eymer je-
doch, im Gegensatz zu der von Lin-
hardt, nur von geringer Bedeutung. 

Der öffentliche Ankläger hatte in sei-
ner Stellungnahme gegen Eymer hin-
gegen zahlreiche Punkte aufgezeigt, die 
die Verstrickung Eymers in das natio-
nalsozialistische Herrschaftssystem be-
legten und die seine Wiedereinstellung 
verhindern sollten. Als einen der weni-
gen entlastenden Punkte zog er das 
Schreiben Faulhabers heran. Als entlas-
tend wollte dieser das Zeugnis jedoch 
nicht ansehen und schrieb in der An-
klage: „[…] Nicht jeder, welcher fromm 
geblieben ist, […] beweist dadurch, kein 
Nazi gewesen zu sein. […] Was hat denn 
Prof. Eymer erreicht? Dass die Barm-
herzigen Schwestern in seiner Klinik 
bleiben durften, dass die Taufe in der 
Klinik weiter vorgenommen wurde, 
dass keine Kruzifixe entfernt wurden“. 
Rechtfertigt das sein Mitwirken an ei-
nem Regime in repräsentativer Stellung, 
[…] welches Tausende von Priestern 

folterte. Tausende von Kruzifixen abriss 
und mehr wie ein Kloster plünderte?“

IV. Epilog: Ein Skandal ohne Folgen

Trotz seiner herausgehobenen Stel-
lung im NS-Staat wurde Eymer von der 
Münchner Spruchkammer am 31. Juli 
1946 als „Minderbelasteter“ eingestuft, 
was, wie Anette Eberle in ihrer kürzlich 
erschienenen Studie zur bayerischen 
Ärzteschaft im Nationalsozialismus 
erschienenen Studie zur bayerischen 
Ärzteschaft im Nationalsozialismus 
erschienenen Studie zur bayerischen 

schrieb, zu einem „Sturm der Entrüs-
tung“ in der Münchner Presse führte. 
Die Süddeutsche Zeitung sah den Fall 
von Eymer als Pars pro Toto für die Po-
litik der Entnazifizierung, kleine Leute 
hart zu bestrafen, die Elite Münchens 
jedoch nicht zur Rechenschaft zu zie-
hen. Als Grund für die Milde vermutete 
man ein breites Unterstützungsnetz-
werk hinter prominenten Ärzten wie 
man ein breites Unterstützungsnetz-
werk hinter prominenten Ärzten wie 
man ein breites Unterstützungsnetz-

Eymer.
Zu diesem Netzwerk gehörte auch 

Faulhaber. Am 9. Juli 1946 notierte er 
in seinem Tagebuch: „Professor Rech 
von Erlangen: Die Hetze gegen Eymer 
gehe immer weiter. Er war im Ministeri-
um, man gibt ihn dort auf. Respondeo: 
Wenn ich etwas tue für Mediziner, ma-
che ich mehr Schaden. Er weiß das. 
Lieber in Ehre sich pensionieren lassen 
und Privatpraxis.“ 

Hintergrund der „Hetze“ war ein Be-
richt des Bayerischen Rundfunks, der 
Eymers antisemitischen Umgang mit 
jüdischen Ärzten thematisierte, die die 
Eymers antisemitischen Umgang mit 
jüdischen Ärzten thematisierte, die die 
Eymers antisemitischen Umgang mit 

nationalsozialistische Herrschaft über-
lebt hatten und nun wieder in der Frau-
enklinik praktizieren wollten. Obwohl 
Faulhaber wusste, dass seine „Persil-
scheine“ mittlerweile nur noch von ge-
ringem Wert waren, unterstützte er we-
nige Tage später eine erneute Eingabe 
an das Ministerium, die sich für den 
Verbleib von Eymer in seiner Stellung 
stark machte. Die breite Unterstützung 
für Eymer zeigte letztlich Wirkung: Am 
9. Dezember 1947 wurde das ursprüng-
liche Urteil der Spruchkammer aufge-
hoben und der Arzt in die Gruppe der 
„Mitläufer“ eingestuft. Damit stand sei-
ner Wiedereinstellung nichts mehr im 
Weg. Er blieb bis 1954 Direktor der 
Münchner Frauenklinik. �
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Studienseminare in Freising und Traun-
stein ein, besuchte auf Faulhabers Emp-
fehlung solche, und auch die von den 
Amerikanern kurzerhand geschlossenen 
Kindergärten wurden schnell wieder er-
öffnet und bei der Gestaltung der Ju-
gendseelsorge ließen sie der Kirche oh-
nehin freie Hand.

Wenig verwunderlich erscheint es 
deshalb, dass Landeen für die Idee ei-
nes bayerischen Jugendministeriums un-
bedingt auch die katholischen Vertreter 
berücksichtigen wollte. Faulhaber be-
richtete er davon am 9. August.

„Landeen, kommt von Traunstein – 
[…] Es soll ein Jugendministerium er-
richtet werden: Von protestantischer 
Seite Lex. Als Mitarbeiter Wolker be-
nannt, er fragt ausdrücklich: Ja. Er habe 
ihm bereits Gutachten eingereicht.“

Deutlich zeigt sich also, dass die 
Amerikaner bereit waren, Faulhaber, 
die katholischen Geistlichen und Laien 
ebenfalls an der Umerziehung der Ju-
gend mitwirken zu lassen. Die Hand-
lungsspielräume für Faulhaber und sei-
ne Priester als Jugendseelsorger, Schul-
referenten und Jugendfürsorger dürften 
sich folglich recht groß gestaltet haben.

Julius Kiendl – auch Mitglied des 
Editionsteams – las die Originalzitate 
aus den Tagebüchern vor, die von 
seinen Kollegen dann parallel analysiert 
wurden.

II. Einflussfaktor: Finanzielle, 
materielle und personelle Ressourcen

Neben Faulhabers persönlichem Ein-
fluss wirkte sich auch ein zweiter As-
pekt auf die angestrebte amerikanische 
Umerziehungspolitik aus: die den Natio-
nalsozialismus und zweiten Weltkrieg 
überdauernden kirchlichen Strukturen 
zur Jugendarbeit. Eine besondere Rolle 
spielten hierfür die Caritas und die 
weiblichen Orden.

In den Ordensschwestern manifes-
tierte sich eine fast unerschöpfliche per-
sonelle und ökonomisch vorteilhafte 
Ressource. Die Bedeutung der Ordens-
schwestern für die katholischen Anstal-
ten, aber auch für die öffentliche Jugend-
wohlfahrt kann folglich kaum über-
schätzt werden. Auch die Amerikaner 
ließen diese Ressourcen und Strukturen 
nicht unberücksichtigt, erschienen sie 
ihnen wohl für die Linderung der kriegs-
bedingten Not, den Wiederaufbau und 
nicht zuletzt für die Gestaltung der Ju-
genderziehung als unabdingbar.

Einen wesentlichen Anteil zur Siche-
rung des kirchlichen Einflusses auf das 
Bildungs- und Erziehungswesen nach 
Kriegsende trug sicherlich auch das 
Netzwerk aus caritativ tätigen Frauen 
um Faulhaber bei. Mitglieder des Ka-
tholischen Frauenbundes kümmerten 
sich etwa um Mütterschulungen, wie sie 
bereits in der Weimarer Zeit im katholi-
schen Milieu üblich waren. Nicht selten 
kamen diese katholischen Laien in die 
richtigen Positionen, um die Anliegen 
der katholischen Kirche in Sachen 
Familiengestaltung sowie Kinder- und 
Jugenderziehung zur Geltung zu brin-
gen: „Mittwoch, 25. Juli 45 […] Zehner: 
Soll in den Stadtrat eintreten. Schon 
vier Mal hat man sie gedrängt. Was tun, 
bis heute Mittag 14.00 Uhr? Ja sagen. 
Die Ausbildung als Lehrerin, das wendi-
ge Reden und öffentliche Auftreten, zu-
letzt die harte Schule der Zeit. Aber das 
alles Vorschule der Vorsehung. Darin 
einen Ruf Gottes erblicken. Aber Bedin-
gungen machen: 1) Daß nicht alles, was 
Frau heißt, ihnen zugewiesen wird. Die 
Aufgabe also abgrenzen – gleich sagen: 
Fürsorge für die arbeitende Frau. Auf-
klärungen für die unglücklichen Opfer 
der Besetzung, Häuser für die Kinder in 
Indersdorf und Steinhausen. 2) Ihr Ge-
schäft weiterführen.“

Frauen spielten in der amerikanischen 
re-education-Politik eine wichtige Rolle 
als Multiplikatoren demokratischen 
Verständnisses. Als erste und einzige 

Frau beriefen die Amerikaner folglich 
Zita Zehner in den Münchener Stadt-
rat. Sie dürfte als Mitglied des Katholi-
schen Frauenbundes seit 1927 und Mit-
glied der BVP eine auch Faulhaber gut 
bekannte und zuverlässige Vertreterin 
des Laienkatholizismus gewesen sein. 
Seinen Ratschlag schließlich beherzigte 
sie und engagierte sich zu dessen Wohl-
wollen im Stadtrat fortan vor allem im 
Schul- und Wohlfahrtsausschuss. 

Auch Faulhaber wies weiblichen Lai-
en eine wichtige Position zur Stabilisie-
rung des katholischen Milieus zu. Die 
Interessen Faulhabers und die der Mili-
tärregierung dürften doch weit ausein-
ander gelegen haben. Während die 
Amerikaner die Rolle der Frau in öf-
fentlichen Ämtern stärken wollten, die

Frauen hatten nach katho-
lischer Einschätzung einen 
wichtigeren Dienst an der 
Familie als in der Öffent-
lichkeit oder im Beruf zu 
leisten.

während des Nationalsozialismus ideo-
logisch in den Haushalt zurückgedrängt 
wurde, faktisch aber insbesondere wäh-
rend des Krieges „Männeraufgaben“ in 
der Rüstungsindustrie übernommen 
hatten; Faulhaber hingegen war viel-
mehr an der Wiederherstellung traditio-
nell-konservativer Familien- und Ju-
gendmodelle gelegen. Frauen hatten 
nach katholischer Einschätzung einen 
wichtigeren Dienst an der Familie als in 
der Öffentlichkeit oder im Beruf zu leis-
wichtigeren Dienst an der Familie als in 
der Öffentlichkeit oder im Beruf zu leis-
wichtigeren Dienst an der Familie als in 

ten. Das öffentliche Agieren der Frau 
außerhalb der Familie erwies sich für 
Faulhaber nach wie vor lediglich im 
Sinne der sozialen Mütterlichkeit als 
sinnvoll.

III. Einflussfaktor: Sprachliche 
Anpassung

Der Einfluss der katholischen Kirche 
auf die angestrebte re-education darf 
folglich nicht unterschätzt werden. Un-
beantwortet blieb bislang allerdings, wie 
Faulhaber sich zu dem Demokratisie-
rungsprogramm der Amerikaner stellte. 

Aus seinem Tagebuch 1945 geht 
deutlich hervor, wie wichtig es dem 
Münchener Erzbischof offenbar war, 
den Willen der Amerikaner selbst in 
kircheninternen Fragen zu berücksich-
tigen – so etwa im Gespräch mit dem 
ehemaligen Generalpräses des Katholi-
schen Jungmännerverbandes, Ludwig 
Wolker am 16. Mai: „Monsignore 
Wolker entwickelt sein Programm für 
Jugenderziehung. Ich sage ihm: Es 
fehlt: Wie stellen sich die Amerikaner 
zu dieser Frage.“

Faulhaber verwendete also nicht nur 
die Termini der Umschulung oder Um-
erziehung, sondern verwies in eigenen 
Angelegenheiten sogar auf die Meinung 
der Amerikaner. Befürwortete er also 
auch die Pläne der Amerikaner, nicht 
nur die Staats-, sondern auch die Le-
bensform der Deutschen zu demokrati-
sieren oder akzeptierte er sie zumin-
dest? Ungebrochene hierarchische 
Strukturen in der Kirche wie im Milieu 
nach 1945 deuten jedoch in die andere 
Richtung. 

Vielmehr drängt sich der Eindruck 
auf, dass ihm die Begriffe Umschulung 
und Umerziehung als Türöffner dienen 
sollten, um katholische Belange bei der 
Militärregierung durchsetzen zu können. 

Nun nach dem Ende des Krieges und 
dem formalen Sieg über den National-
sozialismus akzeptierte Faulhaber die 
neuen Machtverhältnisse und stellte 
sein pragmatisches Geschick heraus. 

Deutlich werden seine Absichten im 
Gespräch mit dem Lehrer Anton Fin-
gerle am 14. Mai: „Dr. Fingerle: Referat 
für Schule. Er selber Höhere Schule, 
aber jetzt verbunden mit Volksschule. 
Es müsse neu aufgebaut werden - ich: 
‚Das Volk muß geistig umgeschult wer-
den, solange bleibt die Besatzung‘.“

Wenn auch nicht explizit, so inten-
dierte Faulhaber doch mit der Zusiche-
rung den Amerikanern gegenüber, eine 
Umschulung vorantreiben zu wollen, 
sich Handlungsspielräume und den 
Einfluss der katholischen Kirche zu 
wahren. Der gleiche Pragmatismus be-
gegnete einem etwa schon in dem Tage-
buchjahrgang 1933: Faulhaber setzte 
sich sehr früh für eine Integration der 
gesamten katholischen Jugend in die HJ 
ein, um so die Seelsorge der gesamten 
Jugend gewährleisten zu können. Die 
katholischen Jugendvereine gab er auf 
diese Weise preis.

Faulhaber arbeitete mit der amerika-
nischen Militärregierung zusammen, 
unterstützte auch programmatisch den 
Gedanken der Umschulung, verwahrte 
sich aber gleichermaßen etwa gegen das 
Eingreifen der Amerikaner in Hand-
lungsfelder, die der Kirche als sakro-
sankt galten, wie der konfessionellen 
Schulerziehung.

Die Zusammenarbeit zwischen Faul-
haber und den Vertretern der amerika-
nischen Militärregierung verlief solange 
gut, solange die unterschiedlichen Wert-
vorstellungen etwa bezüglich Koeduka-
tion oder Gemeinschaftsschule nicht 
miteinander kollidierten. Von diesem 
doch zunächst konfliktfreien Verhältnis 
und der Unterstützung der Umerzie-
hungspläne erhoffte sich Faulhaber sehr 
wahrscheinlich, dass die Amerikaner 
der Kirche noch weitere Handlungs-
felder überließen. 

Tatsächlich erwirkten und wahrten 
Faulhabers persönlicher Einfluss, sein 
geschicktes Taktieren im Umgang mit 
der Militärregierung der katholischen 
Kirche weitgehenden Einfluss auf die 
Jugenderziehung. Sein Sittlichkeits-
verständnis, seine Wertvorstellung 
musste er dafür nicht anpassen, ge-
schweige denn die Idee einer Demokra-
tisierung der Lebensformen tatsächlich 
vertreten. �

Dr. Peter Pfister – auch er unterhielt 
sich mit Professor Morsey – war über 
viele Jahre Direktor des Erzbischöfli-
chen Archivs. Ihm ist es in erster Linie 

zu danken, dass die Tagebücher der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden können, die sich im Nachlass 
eines Faulhaber-Vertrauten befanden.

 Presse
KNA
15. Februar 2019 – Vom Konzentrati-
onslage Dachau wenige Kilometer nörd-
lich von München besaß der Kardinal 
seinem Tagebuch zufolge nur wage In-
formationen, hauptsächlich von Geist-
lichen, die ihm nach ihrer Entlassung 
berichteten. Offenbar hatte Faulhaber 
auch selbst Angst, nach Dachau zu 
kommen. Als ihn ein US-Offizier da-
nach befragt, fühlt er sich in die Defen-
sive gedrängt und reagiert pikiert. Die 
Kollektivschuldthese lehnt Faulhaber 
radikal ab. Die Verbrechen der Natio-
nalsozialisten vergleicht er mit den 
Kriegsgräueln der Amerikaner. Mit sei-
ner eigenen Verantwortung setzt er sich 
nicht auseinander.

Christoph Renzikowski

Münchner Merkur
16. Februar 2019 – Seinen vorurteils-
beladenen Blick auf Ausländer teilte 
Faulhaber zu jener Zeit freilich mit vie-
len Deutschen, die die Nationalsozialis-
ten eher als „satanische Parteigruppe“ 
beurteilten und sich frei von Schuld 
sahen, wie Historiker Wirsching sagte. 
Faulhaber habe sich hier im Main-
stream bewegt. Dirk Walter
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Zusammenfassung

Andreas Wirsching

I.

Meine Damen und Herren, ich weiß 
nicht wie Ihnen es geht, ich selber finde 
schon, dass diese Tagebuchausschnitte, 
die wir einordnend gehört haben, ziem-
lich eindrucksvoll sind und zwar in 
mehrfacher Hinsicht. Sie haben sehr gut 
gehört, welche Rollen Faulhaber ein-
nimmt, welche unterschiedlichen Rollen 
er spielte. Auf der einen Seite war er ein 
nüchterner Chronist, ein Zeitzeuge des 
Jahres 1945, ein Zeitzeuge der Bom-
benangriffe und ihrer verheerenden 
Wirkung. Er war jemand, der in seiner 
Eigenschaft als Chronist auch darauf 
verzichtete, in diese Geschichte einen 
Sinn hinein zu lesen, zumindest in sei-
nem intimsten Dokument, das wir besit-
zen, eben diesem Tagebuch. Wir haben 
aber auch Faulhaber gehört, wie er sich 
mit dem, was man Schuld im National-
sozialismus nennen kann, auseinander-
setzt. Wir haben auch gehört, dass er 
sich dieser Schuld im Grunde mehr 
oder minder vollständig verweigert.

Mit dem, was von 1933 bis 1945 ge-
schehen ist, setzt er sich eigentlich an 
keiner Stelle wirklich auseinander. Es 
ist schwierig, sich dem Eindruck einer 
Bigotterie, ja einer ziemlich starken 
Selbstgerechtigkeit zu entziehen. Es 
bringt nun aber nichts, sich in retros-
pektiver moralischer Empörung zu er-
gehen und zu sagen: Was ist das für 
eine Selbstgerechtigkeit? Was ist das 
für eine Bigotterie? Woran liegt das? 
Viel wichtiger ist es, das, was uns fast 
unglaublich erscheint, historisch zu er-
klären.

Und da sind zwei Punkte wichtig. 
Der eine ist: Die katholische Kirche war 
die einzige Institution in Deutschland 
1945, von der man sagen könnte: da ist 
etwas intakt geblieben, da gab es einen 
gewissen Freiraum, da gab es etwas 
anderes, als das NS-Regime; und das 
wussten natürlich auch die Amerikaner, 

Prof. Dr. Andreas Wirsching, Direktor 
des Instituts für Zeitgeschichte, 
Professor für Neuere und Neueste 
Geschichte an der LMU München

das wurde in dem letzten Abschnitt, den 
wir gehört haben, deutlich. Dadurch 
wird die katholische Kirche sofort zum 
Gesprächspartner, zum Anknüpfungs-
punkt für eine wiederaufbauende Poli-
tik, für die reeducation.

Und Faulhaber, der – obwohl schon 
Mitte 70 – ganz offenkundig neue Kräf-
te schöpft, ist mitten drin und ist der-
jenige, der angesprochen wird. Er be-
sitzt eine hohe moralische Autorität. Er 
gilt als Freund der Juden, Stichwort 
Adventspredigen 1933, er gilt sehr 
schnell als mindestens freundlicher Ge-
sprächspartner der Amerikaner, auch 
wenn wir gerade gesehen haben, dass er 
das durchaus strategisch und taktisch 

auszunutzen wusste. Und wie könnte 
man von einer solchen Institution, wie 
könnte man von einer solchen Person, 
die diese Institution so stark repräsen-
tiert, erwarten, dass sie sich moralisch 
selber in Frage stellt und sagen würde: 
Wir sind für diese Rolle nicht so geeig-
net, wie ihr meint. Diese historische Si-
tuation, die Funktion, die die katholi-
sche Kirche in dem darniederliegenden 
Deutschland übernimmt, muss man mit-
einbeziehen.

Das ist das eine. Das andere aber ist 
der Hauptstrom der deutschen Ausein-
andersetzung mit dem Nationalsozialis-
mus in der Zeit von 1945 bis etwa An-
fang der 1960er Jahre, nicht bis 1968, 
dieses Datum würde ich eher niedrig 
hängen, aber bis in die 60er Jahre. Und 
da sind die katholische Kirche und auch 
Faulhaber selbst keine Ausnahme. Viel-
mehr bewegen sie sich im Rahmen der 
damals typischen Mechanismen, Schuld 
zu externalisieren, sie zu delegieren und 
sich auch einem Soul-Searching zu ent-
ziehen. Das ist der normale Standard in 
Deutschland. Und da möchte ich diese 
Quellen auch nicht relativieren. 

Faulhaber ist in sehr guter Gesell-
schaft, wenn er zum Beispiel von der 
„satanischen“ Parteigruppe spricht, die 
eigentlich doch das Ganze angerichtet 
habe: Hitler und seine 10000 Helfer. 
Oder wenn er, auch das Zitat ist gefal-
len, von dem Dämonischen des Natio-
nalsozialismus spricht, was von außen 
über die Deutschen hergefallen sei. So 
ähnlich stand es auch in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung vom 8. Mai 1955, 
zehn Jahre nach Kriegsende; darin sagt 
der Kommentator, Hitler sei „ein aus 
der Tiefe hervorgegurgelter Dämon“ ge-
wesen. Das ist genau dieser Sprachduk-
tus, der im Grunde die tiefere Analyse 
dessen, was geschehen ist, verweigert.

Und dann natürlich auch die Auf-
rechnung der Schuld. Bei Faulhaber 
sind es die amerikanischen Luftangriffe, 
die genauso schlimm sind wie das KZ. 
Ich denke, der Ankläger im Spruchkam-
merverfahren – es wurde ja zitiert – hat 
dazu das Nötige gesagt. Das braucht 
man gar nicht zu wiederholen. Aber die 
Aufrechnung von Schuld und dabei die 
eigene Entlastung sind Momente, die 
wir sehr gut kennen. Also insofern sind 
die katholische Kirche und Faulhaber 
in sehr guter Gesellschaft. Sie verkör-
pern den Mainstream der deutschen 

Geschichte, der sich letzthin auch da-
hingehend äußert, dass die Deutschen 
im Grunde die Hauptopfer in dieser Si-
tuation waren.

Nun kann man fragen, wie war das 
denn bei den Protestanten? Da gibt es 
das berühmte Stuttgarter Schuldbe-
kenntnis, und ich würde auch meinen, 
dass man das durchaus ernst zu nehmen 
hat. Aber dieses Stuttgarter Schuldbe-
kenntnis ist eine Minderheitenposition 
im Protestantismus und hat teilweise ext-
reme Verbitterung im innerprotestanti-
schen Diskurs nach sich gezogen. Die 
Mehrheitsmeinung im Protestantismus 
war: Genau das dürfe nicht angesagt 
sein, weil damit auch der Kollektiv-
schuldthese der Alliierten in die Hände 
gespielt würde. Insofern würde ich mit 
einem interkonfessionellen Vergleich 
ziemlich zurückhaltend sein.

II.

Ich will enden damit, dass man es an-
ders sehen konnte, und zwar auch und 
gerade innerhalb des katholischen Be-
reichs. Und ich nehme noch einmal ein 
Zitat auf, das wir gehört haben, als es 
um das Konzentrationslager Dachau 
ging. Da sagt Faulhaber unter anderem: 
Jeder, der etwas von Dachau wissen 
wollte, riskierte sofort, hinausgebracht 
zu werden. Wir haben ja sogar von der 
Angst gehört, die Faulhaber hatte, selbst 
in Dachau eingewiesen zu werden; und 
er äußert das auch im Falle der Geistli-
chen, die wegen Äußerungen über Da-
chau selbst nach Dachau gekommen 
sind: „Wenn doch die Geistlichen ruhig 
sein könnten“, so Faulhaber.

Damit ist die Motivlage klar und die-
se zieht sich meines Erachtens bei Faul-
haber wie ein roter Faden durch die 
ganze NS-Zeit. Es ging darum, die Kir-
che zu schützen, es ging darum, die 
Geistlichen zu schützen. Es ging darum, 
den kultischen Freiraum, auch die 
Kommunikationsstrukturen der Kirche 
zu schützen und deswegen nicht den of-
fenen Konflikt mit dem Regime zu su-
chen oder ihn zu provozieren, indem 
man zu laut war, indem man öffentlich 
zu kritisch war. Faulhaber war, um ein 
Beispiel zu nennen, ein christlich über-
zeugter Gegner der Zwangssterilisie-
rung, wie könnte es auch anders sein, 
aber das bleibt alles unter der Hand. Es 
gibt keine öffentliche Bewegung, keinen 
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öffentlichen Protest, wie das eben in 
ganz vielen anderen Bereichen auch 
war. Und meines Erachtens ist eines der 
Hauptmotive dafür das Bestreben, die 
Kirche zu schützen. Und deswegen hat 
man besser geschwiegen, wie Faulhaber 
es selbst sagt.

Aber es gab unmittelbar nach 1945 
auch andere Stimmen und eine, die mir 
einfällt, ist die von Heinrich Krone, 
dem CDU-Politiker, der in sein Tage-
buch schrieb: „Wir waren zu feige.“ Das 
ist eine sehr starke moralische Wertung, 
über die man streiten kann. Und feige 
war Faulhaber sicher nicht. Das muss 
man deutlich unterstreichen.

Aber ich möchte mit dem Hinweis 
auf ein Schreiben schließen von Konrad 
Adenauer vom 23. Februar 1946, ein 
Brief, den ich für ziemlich wichtig halte, 
obwohl er nicht sehr bekannt ist. Ade-
nauer war ja schon 1922 auf dem 
Münchner Katholikentag der Antipode 
Faulhabers und, wenn wir jetzt dieses 
Thema Schweigen über die Untaten des 
Regimes nochmal auf uns wirken las-
sen, dann vertritt Adenauer 1946, wie 
er in diesem Privatbrief schreibt, eine 
ganz andere Auffassung als Faulhaber. 
Er schreibt nämlich: „Nach meiner Mei-
nung trägt das deutsche Volk und tra-
gen auch die Bischöfe und der Klerus 
eine große Schuld an den Vorgängen in 
den Konzentrationslagern. Richtig ist, 
dass nachher vielleicht nicht mehr viel 
zu machen war. Die Schuld liegt früher. 
Das deutsche Volk, auch Bischöfe und 
Klerus zu großem Teil, sind auf die na-
tionalsozialistische Agitation eingegan-
gen. Es hat sich widerstandslos, ja zum 
Teil mit Begeisterung, gleichschalten 
lassen. Darin liegt seine Schuld. Im Üb-
Teil mit Begeisterung, gleichschalten 
lassen. Darin liegt seine Schuld. Im Üb-
Teil mit Begeisterung, gleichschalten 

rigen hat man aber auch gewusst, wenn 
man auch die Vorgänge in den Lagern 
nicht in ihrem ganzen Ausmaße ge-
kannt hat, dass die persönliche Freiheit, 
alle Rechtsgrundsätze mit Füßen getre-
ten wurden, dass in den Konzentrations-
lagern große Grausamkeiten verübt 
wurden, dass die Gestapo, unsere SS, 
zum Teil auch unsere Truppen in Russ-

land und Polen mit beispiellosen Grau-
samkeiten gegen die Zivilbevölkerung 
vorgingen. Die Judenpogrome 1933 und 
1938 geschahen in aller Öffentlichkeit.“
vorgingen. Die Judenpogrome 1933 und 
1938 geschahen in aller Öffentlichkeit.“
vorgingen. Die Judenpogrome 1933 und 

Das alles wusste natürlich auch 
Faulhaber. Wir wissen aus seinen Tage-
büchern, dass er es wusste. Adenauer 
resümiert dann zum Ende seines Briefes: 
„Ich glaube, dass, wenn die Bischöfe alle 
miteinander, an einem bestimmten Tage 
öffentlich von den Kanzeln aus dagegen 
Stellung genommen hätten, sie vieles 
hätten verhüten können. Das ist nicht 
geschehen und dafür gibt es keine Ent-
schuldigung. Wenn die Bischöfe dafür 
in das Gefängnis oder in das Konzen-
trationslager gekommen wären, so wäre 
das kein Schaden, im Gegenteil. Alles 
das ist nicht geschehen und darum 
schweigt man am besten.“

Diese Aussage ist hoch interessant, 
weil sie meines Erachtens auch einiges 
erklärt über die sogenannte Schweige-
spirale, die sich in der Ära Adenauer 
erklärt über die sogenannte Schweige-
spirale, die sich in der Ära Adenauer 
erklärt über die sogenannte Schweige-

über die Vergangenheit gezogen hat. Sie 
zeigt aber auch die starke Dialektik, die 
starke Spannung, die hinter diesem 
Schweigen oder eben dem Nicht-Reden 
über das frühere Schweigen, gestanden 
hat. Sie kommt in dem Adenauer-Brief 
sehr gut zum Ausdruck. Und ich finde, 
sie kommt besonders gut zum Aus-
druck, wenn man Faulhaber liest, der 
sagt: „Wenn doch die Geistlichen ruhig 
sein könnten.“ �

 Es ging darum, die Kirche 
zu schützen, es ging darum, 
die Geistlichen zu schützen.

Kardinal Michael von Faulhaber – 
hier der aufgebahrte Leichnam des 
Erzbischofs – starb am 12. Juni 1952. 

Foto: Erzbischöfliches Archiv München
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 Akademiegespräch mit Offizieren 
der Bundeswehr

Für die Vernunft

Prof. Dr. Ulrich Körtner war am 
19. März 2019 Referent beim Aka-
demiegespräch mit Offizieren der 
Bundeswehr. Der Professor für Sys-
tematische Theologie an der Evan-
gelisch-Theologischen Fakultät der 
Universität Wien war auf Einladung 
der Katholischen Akademie in Bayern 

Wider Moralisierung und Emotionalisierung 
in Politik und Kirche
Ulrich Körtner

und der Katholischen Militärseelsor-
ge in München. Beide Institutionen 
laden Offiziere aus Standorten in 
Süddeutschland zwei Mal im Jahr zum 
Akademiegespräch ein. Thema des 
Referats von Ulrich Körner war „Für 
die Vernunft“.

I. Einleitung

Immer schon waren die Sprache der 
Moral und die Emotionen, die sie zu 
wecken vermag, ein Mittel der Politik. 
Gegenwärtig greift die Moralisierung 
und Emotionalisierung in Politik und 
Gesellschaft jedoch in einem für die 
moderne Demokratie bedenklichen Aus-
maß um sich. Der moralische Imperativ 
hat Hochkonjunktur, auch auf dem Bü-
chermarkt. „Empört euch!“, „Entrüstet 
euch!“, „Entängstigt euch!“: Solche 
Buchtitel finden reißenden Absatz. Es 
lebe der moralische Imperativ! Sich aus 
hochmoralischen Gründen empören 
oder entrüsten zu dürfen, verschafft ein 
gutes Gefühl, enthält doch der morali-
sche Imperativ die frohe Botschaft: Wir 
sind die Guten! Wer dagegen wie Max 
Weber für die Unterscheidung – nicht 
Trennung! – von Politik und Moral plä-
diert und Politik als nüchternes Hand-
werk, als beharrliches Bohren dicker 
Bretter versteht, hat in der moralisch 
aufgeladenen Gegenwartsstimmung ei-
nen schweren Stand.

Auch in den Kirchen lässt sich das 
Phänomen der Moralisierung beobach-
ten. Verbreitet ist die These, das Chris-
tentum sei in der Moderne in sein ethi-
sches Zeitalter eingetreten. Die Umfor-
mung dogmatischer Gehalte in eine 
Ethikotheologie begünstigt die Gleich-
setzung von Religion und Moral bezie-
hungsweise die Reduktion des neutesta-
mentlichen Evangeliums auf moralische 
Handlungsanweisungen, die in erhöh-
tem Ton vorgetragen werden.

Wie es die Aufgabe der Ethik ist, vor 
zuviel Moral und ihren Ambivalenzen 
zu warnen, so ist die Aufgabe der Theo-
logie, die Unterscheidung zwischen Re-
ligion und Moral in Gesellschaft, Politik 
und Kirche bewusst zu machen. In der 
Sprache der reformatorischen Tradition: 
die Unterscheidung zwischen Gesetz 

Prof. Dr. Ulrich Körtner, Professor für 
Systematische Theologie (Reformierte 
Theologie) an der Evangelisch-Theolo-
gischen Fakultät der Universität Wien

und Evangelium. Sie ist das Herzstück 
theologischer Vernunft und fördert die 
politische Vernunft. Ohne theologische 
und politische Vernunft ineinanderfallen 
zu lassen, sind doch beide in ein konst-
ruktives Verhältnis zu setzen, um der Ty-
rannei des moralischen Imperativs in Po-
litik und Kirche Einhalt zu gebieten.

II. Politische Vernunft

Unter politischer Vernunft wollen wir 
den Gebrauch der Vernunft im Bereich 
des Politischen verstehen. Der Begriff 
unterstellt, dass es nicht nur im Bereich 
der Wissenschaft, sondern auch in der 

Sphäre des Politischen Erkenntnis von 
Wahrheit gibt, wie man auch im Bereich 
des Moralischen von Wahrheitsfähigkeit 
sprechen muss. Beides ist allerdings 
höchst umstritten. Wer jedoch der Poli-
tik die Möglichkeit der Wahrheitser-
kenntnis abspricht, stellt im Grunde das 
Modell der modernen Demokratie in 
Abrede, spielt doch in der Demokratie 
mehr als in jeder anderen Staatsform 
„der Austausch von Argumenten, der 
Rekurs auf gute Gründe“ (Julian Nida-
Rümelin) eine tragende Rolle.

Eine Hermeneutik des Verdachts un-
terstellt, dass hinter vorgetragenen Ar-
gumenten grundsätzlich andere politi-
sche oder ökonomische Interessen ste-
cken, die durch politische Rhetorik ver-
schleiert werden sollen. Die westliche 
Menschenrechtspolitik wird dann zum 
Beispiel als Fortsetzung des Imperialis-
mus mit anderen Mitteln verdächtigt. 
„Früher lautete die Parole: Sie lesen die 
Bibel und meinen Kattun! Verschärft 
klingt das heute so: Sie sprechen von 
Menschenrechten und meinen das Öl. 
klingt das heute so: Sie sprechen von 
Menschenrechten und meinen das Öl. 
klingt das heute so: Sie sprechen von 

„Aber“, so der Philosoph Rüdiger Bub-
ner, „die ideologiekritische Enthüllung 
hinter angeblich allgemeinen Prinzipien 
reicht gar nicht mehr aus. Die Siche-
rung der verbleibenden Ölreserven der 
reicht gar nicht mehr aus. Die Siche-
rung der verbleibenden Ölreserven der 
reicht gar nicht mehr aus. Die Siche-

Welt liegt ja im Interesse der ganzen 
Welt und nicht allein der Länder der 
westlichen Hemisphäre. Die äußerste 
Interpretation, die den blutigen Terro-
rismus auslöst, würde lauten: Sie predi-
gen die Menschenrechte und vernichten 
unsere eigenständige Kultur!“

Nun ist die ideologiekritische Funkti-
on einer Hermeneutik des Verdachts für 
den Bereich des Politischen, wie für an-
dere Lebensbereiche auch, keineswegs 
gering zu schätzen. Auch der investiga-
tive Journalismus als Teil der vierten 
Gewalt – der Medien – in der moder-
nen Demokratie hat eine unverzichtba-
re aufklärerische Aufgabe. In der Tat 
sind Interessen und ihre Verschleierung 
eine zentrale Kategorie der politischen 
Sphäre. Durch Interessenlagen werden 
nicht nur Irrtümer gefördert – bisweilen 
freilich auch aufgedeckt. Aus bestimm-
ten Interessenlagen heraus wird auch 
eine gezielte Politik der Desinformation 
getrieben. Bekanntlich stirbt die Wahr-
heit im Krieg zuerst. „Aber“, so wendet 
Nida-Rümelin ein: „es bleiben Argu-
mente. Hinter der Oberflächengramma-
tik des Arguments verbirgt sich nicht et-
was anderes, das Argument ist nicht in 
Analogie zum Emotivismus in der Ethik 
bloßer Ausdruck einer Präferenz, eines 
Wunsches, eines Interesses, einer politi-
schen Bindung etc. Es bleibt ein Argu-
ment, wie immer es motiviert sein mag.“

Demokratie lebt von der Zuversicht, 
dass es einen öffentlichen Vernunftge-
brauch gibt, der den Deformationen der 
demokratischen Herrschaftsform nicht 
hilflos ausgeliefert ist, sondern dass sich 
Aufklärung und Wahrheit am Ende doch
immer wieder Bahn brechen. Das ist, 
wenn man so will, eine Hoffnung und 
eine Frage der Zuversicht, nicht eine 
Angelegenheit von unumstößlichen Be-
weisen. Nida-Rümelin spricht von „epi-
stemischem Optimismus“. Man kann 
auch sagen, es ist eine Glaubenssache; 
daher mag man an dieser Stelle eine 
Verbindung zur Vernunft des Glaubens 
sehen, von der noch eigens zu reden sein 
wird.

Politische Vernunft und Emotionen 
schließen sich nicht aus. Eine Politik 
der Gefühle sollte nicht nur die Emotio-
nen als das Andere der Vernunft sehen, 
sondern die Emotionalität der Vernunft 
– platonisch gesprochen: den Vernunft-
eros – in Rechnung stellen und darauf 
die Hoffnung setzen, dass die Affektion 
durch Argumente eine ebenso starke 
Kraft entwickeln kann wie anders gela-
gerte Gefühle und Ressentiments, die 
zweifellos eine politische Macht entwi-
ckeln können.

Politische Vernunft ist nun nicht das 
Andere der politischen Macht, wie über-
haupt die Vernunft nicht das Andere 
der Macht im Allgemeinen ist. Sie ist 
auch nicht als solche zu denunzieren, 
etwa als sündige Gestalt der Entfrem-
dung. Es stimmt zwar, dass sich politi-
sche oder sonstige Macht mit Hilfe der 
Vernunft noch schrecklicher als ohne 
sie missbrauchen lässt, jedoch gehört es 
zum aufgeklärten Vernunftgebrauch, die 
Vernunft nicht mit der Wirklichkeit 
gleichzusetzen, die zwar ihren Teil bei-
trägt, ohne für sie aber als Ganzes ver-
antwortlich zu sein. Wie der Philosoph 
Volker Gerhardt zutreffend schreibt, 
hilft gegen den Missbrauch von Macht 
und ihre Neigung totalitär zu werden 
letzten Endes nicht die Denunziation 
jeglicher Macht, sondern „nur eine an-
dere Macht. Auch deshalb bedürfen wir 
einer Vernunft, die sich als Macht gegen 
konkurrierende Mächte behauptet.“ 
Dazu bietet die Demokratie immer 
noch die besten Voraussetzungen.

Zum Schutz gegen den Machtmiss-
brauch und den Missbrauch der Ver-
nunft im Bereich des Politischen ist das 
Prinzip der Gewaltenteilung entwickelt 
worden. Neben der klassischen Unter-
scheidung von Legislative, Exekutive 
und Jurisdiktion ist die Rolle der außer-
parlamentarischen Öffentlichkeit und 
und Jurisdiktion ist die Rolle der außer-
parlamentarischen Öffentlichkeit und 
und Jurisdiktion ist die Rolle der außer-

der Zivilgesellschaft hervorzuheben, 
aber auch die Bedeutung der Unter-
scheidung zwischen Regierung und Op-
position. Eine starke Opposition ist ein 
wirksames Instrument, um die politi-
sche Vernunft zu fördern, weil auf diese 
Weise der Tatsache Rechnung getragen 
wird, dass die Wahrheit und die Klug-
heit keineswegs immer auf der Seite der 
parlamentarischen Mehrheit stehen, 
auch wenn diese demokratisch durch 
Wahlen legitimiert ist. Die Oppositions-
rolle kann freilich zu einer Position der 
reinen Obstruktionspolitik und der Des-
truktion verkommen. Es gibt politische 
Kräfte, die solche Politik nicht etwa des-
halb betreiben, weil sie auf diese Weise 
an die Macht gelangen wollen, sondern 
die sich im Gegenteil parasitär in der 
bequemen Oppositionsrolle einrichten, 
in der man sein politisches und finanzi-
elles Auskommen findet, ohne selbst 
Verantwortung für das Gemeinwesen 
tragen zu müssen.

Der Vernunftgebrauch in einem de-
mokratisch verfassten Gemeinwesen 
zeigt seine Stärke in der Anerkennung 
des Pluralismus, im toleranten Umgang 
mit divergierenden politischen Ansich-
ten und in der Bereitschaft zum Kom-
promiss. Damit wird freilich einer post-
modernen Depotenzierung der Vernunft 
und des vernünftigen Arguments das 
Wort geredet. Kennzeichen politischer 
Vernunft ist nicht die Behauptung un-
umstößlicher Wahrheiten, sondern die 
Bereitschaft zu gemeinsamer Wahrheits-
suche, an der alle Subjekte zu beteiligen 
sind. Die Skepsis gegenüber den eige-
nen Überzeugungen und der Respekt 
sind. Die Skepsis gegenüber den eige-
nen Überzeugungen und der Respekt 
sind. Die Skepsis gegenüber den eige-

gegenüber gegenteiligen Argumenten 
gehört nicht nur zum universalistischen 
Ideal moderner Wissenschaft, sondern 
auch zum demokratischen Verständnis 
politischer Vernunft. Der Unterschied 
zwischen Wissenschaft und Politik be-
steht allerdings darin, dass in den wis-
senschaftlichen Diskurs nur diejenigen 
einbezogen werden, die über eine ent-
sprechende Ausbildung, Kenntnis wis-
senschaftlicher Methoden und Fachwis-
sen verfügen, wohingegen in den politi-
schen Diskurs prinzipiell alle mündigen 
Bürgerinnen und Bürger eingeschlossen 
sind. Wissenschaftliche Expertise in Ge-
stalt von Politikberatung kann wieder-
um nur soweit politische Relevanz er-
langen, als sie sich auf den öffentlichen 
Vernunftgebrauch einlässt, ohne sich 
willfährig politisch instrumentalisieren 
zu lassen. 

Um ein Beispiel zu wählen: Die bio-
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ethische Diskussion in einer nationalen 
Ethikkommission bewegt sich an der 
Schnittstelle zwischen wissenschaft-
lichen Diskursen im universitären Be-
reich und der politischen Debatte im 
Parlament. Über ethische Fragen, so lau-
reich und der politischen Debatte im 
Parlament. Über ethische Fragen, so lau-
reich und der politischen Debatte im 

tet ein häufig anzutreffendes Argument, 
kann man nicht abstimmen. Doch be-
steht die Herausforderung der wissen-
schaftlichen Politikberatung darin, dass 
eine politische Frage für eine gewisse 
Zeit aus der politischen Kommunika-
tion und ihrer Semantik in die wissen-

schaftlich-ethische Diskurskultur mit 
ihrer normativen Unterscheidung zwi-
schen wahr und falsch transformiert 
wird, um später wieder in den politi-
schen Diskurs zurückgeführt und letzt-
lich zu einer abstimmungsfähigen Frage 
umgewandelt zu werden, nämlich der 
Frage einer biopolitischen Gesetzge-
bung, über die dann im Code von Mehr-
heit und Minderheit verhandelt und 
entschieden wird. Das aber geht zumeist 
nicht ohne politische Kompromisse ab.

Kompromisse einzugehen, entspricht 
der Klugheitsvorschrift der Goldenen 
Regel. Diese findet sich in der biblischen
Überlieferung ebenso wie in anderen re-
Regel. Diese findet sich in der biblischen
Überlieferung ebenso wie in anderen re-
Regel. Diese findet sich in der biblischen

ligiösen und kulturellen Traditionen. In 
ihrer positiven Formulierung lautet sie: 
„Alles, was ihr wollt, dass euch die Leu-
te tun sollen, das tut ihnen auch“ (Mat-
thäus 7,12). Sie kann auch negativ for-
muliert werden: „Was du nicht willst, 
was man dir tu, das füg auch keinem 
andern zu.“ 

An dieser Stelle möchte ich die theo-
logische Vernunft ins Spiel bringen, von 
der anschließend noch eigens zu reden 
sein wird. Theologisch ist der Kompro-
miss keineswegs durch eine bloße Klug-
heitsregel legitimiert. Dietrich Bonhoef-
fer hat den Kompromiss aus theologi-
schen Gründen sogar gänzlich verwor-
fen. Aber man wird wohl zwischen 
Kompromisssucht bzw. Opportunismus 
und einer Kompromissbereitschaft un-
terscheiden müssen, die nicht als Gebot 
der Klugheit, sondern als Konsequenz 
der biblischen Rechtfertigungslehre be-
gründet ist. Theologisch gesprochen re-
sultiert nämlich die grundsätzliche Be-
reitschaft zum Kompromiss nicht nur 
aus der Einsicht in unsere Endlichkeit 
und die Begrenztheit unseres Erkennt-
nisvermögens, sondern auch und vor al-
lem aus der Erkenntnis unserer Sünd-
haftigkeit wie unseres durch Gott den-
noch gerechtfertigten Daseins. Die Leh-
re von der Rechtfertigung des Sünders 
besagt also, dass wir einander im ethi-
schen Konflikt gelten lassen dürfen, 
auch wenn ein Konsens nicht zu erzie-
len ist. Sie impliziert die Absage an je-
den ethischen Rigorismus, der letztlich 
wiederum nur eine Gestalt sündiger 
Selbstbehauptung wäre. Im Gleichnis 
des matthäischen Christus vom Unkraut 
unter dem Weizen (Matthäus 13,24ff) 
und in seiner Aufforderung, den ande-
ren nicht zu verurteilen (Matthäus 7,1–5;
Lukas 6,37–42), ihm vielmehr sieben-
undsiebzigmal zu vergeben (Matthäus 
18,22; vgl. Matthäus 18,23–35), wird 
der theologische Sinn des Kompromis-
ses anschaulich.

III. Theologische Vernunft

Wenn nun im Folgenden von theo-
logischer Vernunft die Rede ist, deren 
Verhältnis zur politischen Vernunft ge-
klärt werden soll, ist zunächst das Ver-
hältnis von Vernunft und Glaube in 
den Blick zu nehmen. Viele Menschen 
sehen zwischen beiden einen Konflikt, 
wonach Glaube ein Ausdruck von Un-
vernunft und die Berufung auf die Ver-
nunft ein Ausdruck von Unglaube ist. 
Der Konflikt zwischen Glaube und 
Unglaube kann auch als Gegensatz 
von Glauben und Wissen formuliert 
werden. Atheistische Polemik formu-
liert griffig: „Wer nichts weiß, muss alles 
glauben.“ 

Aber es handelt sich bei diesen Ge-
genüberstellungen doch nur um Schein-
konflikte, die daher rühren, dass ein po-
sitivistisches Glaubensverständnis – 
Glauben heißt, übernatürliche Tatsa-
chen oder unbewiesene Behauptungen 
für wahr zu halten – mit einem positi-
vistischen Vernunftbegriff korrespon-
diert. Tatsächlich hat der Glaube, ver-
standen als Gottvertrauen und unbe-
dingte Gewissheit eines letzten, in Gott 
gründenden Sinns der eigenen Existenz 
wie der Welt im Ganzen, eine eigene 
Rationalität. Wohl ist der Gedanke der 
Menschwerdung Gottes, wie ihn das 
Christentum vertritt, ein gedankliches 
Paradox. Paradox ist auch der Glaube 
an die Heilsbedeutung des Kreuzesto-
des Jesu von Nazareth. Aber ein Para-
dox ist nicht mit Unvernunft gleichzu-
setzen, sondern hat seine eigene Logik. 
Es stellt gängige Annahmen über Gott 
und die Welt in Frage, ohne darum die 
Vernunft außer Kraft zu setzen.

Nicht der Glaube, sondern die Un-
vernunft bedroht beständig die Vernunft, 
wie auch der Unglaube und nicht etwa 
die Vernunft den Glauben bedroht. Das 
Beieinander von Glaube und Vernunft 
gerät dadurch in Gefahr, dass die Ver-
nunft in den das Gewissen des Men-
schen betreffenden Glauben hineinredet 
und ihn dadurch nicht selten in Verwir-
rung stürzt. Theologisch gesprochen ist 
es die Macht der Sünde, die das Ver-
hältnis von Vernunft und Glaube ver-
wirrt, indem die „Vernunft als die höchs-
te Möglichkeit der Selbstbetätigung des 
Menschen“ sich dem Glauben wider-
setzt, „der das Sündersein des Menschen
anerkennt und sein schlechthinniges 
Abhängigsein von der Gnade bejaht“ 
(Gerhard Ebeling).

Dem christlichen Gedanken der 
Menschwerdung Gottes – genauer ge-
sagt des göttlichen Logos (vgl. Johannes 
1,14) – korrespondiert in anthropologi-
scher Hinsicht der Gedanke der inkar-
nierten oder leiblichen Vernunft, der in 
der Phänomenologie des französischen 
Philosophen Maurice Merleau-Ponty 
eine tragende Rolle spielt. Die Inkarna-
tion Gottes, der Fleisch und Blut an-
nimmt, setzt sich fort in der Kommuni-
kation des Evangeliums vom menschge-
wordenen Gott.

Leib und Leben des Menschen sind 
nun auch von Gefühlen, Emotionen 
und Leidenschaften bestimmt. Sie sind 
unserem Dasein derart eingeschrieben, 
dass der evangelische Theologe Ingolf U. 
Dalferth sagen kann: „Wir haben nicht 
nur Gefühle, sondern wir sind, wie wir 
fühlen.“ Auch der Glaube ist nicht ohne 
Gefühle denkbar. Freilich lässt sich sein 
Vorhandensein nicht am Auftreten be-
stimmter Gefühle oder Emotionen fest-
machen. „Nicht die Leidenschaften sind 
christlich oder nicht christlich, sondern 
der Umgang mit ihnen“ (Dalferth). Die-
ser ist aber eine Frage des Vernunftge-
brauchs. Die Vernunft des Glaubens ist 
eine vom Geist der Liebe geleitete Ver-
nunft. Sie ist somit eine spezifische 
Form der engagierten Vernunft, die Lei-
denschaft und Empathie mit Nüchtern-
heit und Klarsicht verbindet. 

Professor Ulrich Körtner (li.) beim 
anschließenden Gespräch, das von 
Akademie-Studienleiter Stephan 
Höpfinger moderiert wurde.

Buch zum Thema
Ulrich H. J. Körtner legt seine Ge-
danken ausführlich dar in seinem 
Buch „Für die Vernunft. Wider Mo-
ralisierung und Emotionalisierung in 
Politik und Kirche.“ Es ist erschienen 
in der Evangelischen Verlagsanstalt 
in Leipzig und kostet 15 Euro.
Die Website von Professor Körtner: 
http://etfst.univie.ac.at/
team/o-univ-prof-dr-dr-hc-ulrich-hj-
koertner/

Das Buch ist in zweiter Auflage 
2017 erschienen, 176 Seiten, 
ISBN 978-3-374-04998-1

Theologische Vernunft ist vom Glau-
ben in Gebrauch genommene Vernunft, 
die zum kritischen Umgang auch mit 
Gefühlen und Emotionen anleitet. Ihre 
Logik ist die des Paradoxes von Inkar-
nation, Kreuz und Auferstehung. Sie be-
steht in der fundamentalen Unterschei-
dung von Gott und Mensch wie ihrem 
gleichzeitigen Zusammensein. Sie be-
denkt die radikale Transzendenz Gottes 
am Ort seiner Immanenz. Das geschieht 
in Form einer Reihe von Fundamental-
unterscheidungen, welche der Glaube 
als gedanklichen Nachvollzug von Un-
terscheidungen versteht, die Gott selbst 
vollzieht. Neben der Unterscheidung 
von Gott und Mensch ist dies zunächst 
diejenige zwischen Glaube und Unglau-
be. Martin Luther und die Reformation 
haben sodann die Unterscheidung zwi-
schen der tätigen und der empfangen-
den Seite des Glaubens herausgearbei-
tet – in der Sprache des 16. Jahrhun-
derts die Unterscheidung zwischen 
Glaube und Werken. Der glaubende 
und durch seinen Glauben gerechtfer-
tigte Sünder ist aber nach Luther Ge-
rechtfertigter und Sünder zugleich. Die 
Kunst der Unterscheidung ist ferner auf 
das Wort Gottes anzuwenden, nämlich 
als Unterscheidung zwischen fordern-
dem und richtendem Gesetz und frei-
sprechendem Evangelium. Wer beides 
gut zu unterscheiden weiß, der ist nach 
Luther ein rechter Theologe. 

Eine weitere Fundamentalunterschei-
dung Luthers ist diejenige zwischen den 
beiden Regierweisen („Regimenten“) 
Gottes, nämlich zwischen dem Bereich, 
in dem Gott allein durch das Wort re-
giert („Reich Gottes zur Rechten“) – ge-
meint ist die Kirche als Gemeinschaft 
der Glaubenden –, und dem weltlichen 
Bereich, in dem Gott die staatliche Herr-
schaft und Gewaltausübung angeordnet 
hat („Reich Gottes zur Linken“). Man 
nennt dies die Zweireichelehre oder ge-
nauer Zwei-Regimenten-Lehre. Ihre Re-
konstruktion unter den heutigen gesell-
schaftlichen Bedingungen und ihre Ge-
genwartsbedeutung werden noch geson-
dert zur Sprache kommen. An dieser 
Stelle sei zunächst festgehalten, dass die 
Lehre von den beiden Regierweisen 
nicht nur für die Ethik des Politischen, 
sondern für die theologische Vernunft 
im Ganzen relevant ist. Sie ist als Anlei-
tung zum rechten Gebrauch der Ver-
nunft zu lesen, aber auch zu ihrem Ge-
brauch für die gedankliche Rechen-
schaft und Entfaltung des christlichen 
Glaubens.

Die Zwei-Regimenten-Lehre leitet 
außerdem zur Unterscheidung unter-
schiedlicher Begriffe des Guten an. Auch
außerhalb der Theologie sprechen wir 
vom Guten auf unterschiedliche Weise. 
Ganz allgemein ist unter dem Guten 
das Vorzugswürdige zu verstehen, wo-
bei die Maßstäbe für das, was gegen-
über anderem als vorzugswürdig er-
scheint, variieren. Wir unterscheiden 
das technisch Gute und Zweckmäßige 
vom Guten im Sinne des Angenehmen. 
Schließlich gibt es das sittlich Gute. 
Theologisch ist aber nochmals zwischen 
dem innerweltlich Guten und dem voll-
endet Guten im Reich Gottes zu unter-
scheiden, oder – um mit Dietrich Bon-
hoeffer zu sprechen – zwischen dem 
Guten im Bereich des Vorletzten und 
dem Guten im Bereich des Letzten. Das 
letztgültig Gute unterscheidet sich vom 
vorläufig Guten darin, dass das ultimati-
ve Gute vom Menschen niemals hervor-
zubringen, sondern allein Gottes Mög-
lichkeit ist.

Diesseits des Sündenfalls, d. h. dies-
seits von Gut und Böse, ist nicht so sehr 
mit der Evidenz als vielmehr mit der 
Verborgenheit des Guten zu rechnen, 
welche die ethische Entscheidung im 
Einzelfall schwermacht. Das Böse kann 
sich unter der Maske des vermeintlich 
Guten verbergen, und das gut Gemeinte 
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entpuppt sich nicht selten als das Ge-
genteil des Guten. Darum kritisiert Bon-
hoeffer die „Abstraktion des isolierten 
einzelnen Menschen, der sich nach ei-
nem ihm zu Verfügung stehenden abso-
luten Maßstab unaufhörlich und aus-
schließlich zwischen einem klar erkann-
ten Guten und einem klar erkannten Bö-
sen zu entscheiden hat“. Jede konkrete 
ethische Entscheidung ist für Bonhoef-
fer ein Glaubenswagnis. Sie „fällt nicht 
mehr zwischen dem klar erkannten Gu-
ten und dem klar erkannten Bösen, son-
dern sie wird im Glauben gewagt ange-
sichts der Verhüllung des Guten und 
des Bösen in der konkreten geschichtli-
chen Situation“.

Die konkrete geschichtliche Situation 
war für Bonhoeffer durch den Kirchen-
kampf im NS-Staat und seine eigene 
Beteiligung am Widerstand gegen Hitler 
geprägt. Bonhoeffer charakterisiert die 
nationalsozialistische Ideologie und Ge-
waltherrschaft als die „große Maskerade 
des Bösen“, die „alle ethischen Begriffe 
durcheinandergewirbelt“ hat. „Daß das 
Böse in der Gestalt des Lichts, der Wohl-
tat, des geschichtlich Notwendigen, des 
sozial Gerechten erscheint, ist für den 
aus unserer tradierten ethischen Be-
griffswelt Kommenden schlechthin ver-
wirrend; für den Christen, der aus der 
Bibel lebt, ist es gerade die Bestätigung 
der abgründigen Bosheit des Bösen.“

Verantwortungsethisch begründetes 
Handeln versucht der konkreten ge-
schichtlichen Situation gerecht zu wer-
den. Es liegt, wie Bonhoeffer schreibt, 
nicht von vornherein und ein für alle-
mal fest, sondern es wird in der gegebe-
nen Situation geboren.“ Das aber bedeu-
tet: „Es muß beobachtet, abgewogen, 
gewertet werden, alles in der gefährli-
chen Freiheit des eigenen Selbst. Es 
muß durchaus in den Bereich der Rela-
tivitäten eingetreten werden, in das 
Zwielicht, das die geschichtliche Situati-
on über Gut und Böse breitet. Das Bes-
sere dem weniger Guten vorzuziehen, 
weil das ‚absolut Gute‘ gerade das Böse 
um so mehr hervorrufen kann, ist die 
oft notwendige Selbstbescheidung des 
verantwortlich Handelnden.“

Während eine allgemeine Ethik fragt, 
worin das Tun des Guten besteht, gibt 
die theologische Ethik eine spezifische 
Antwort auf die Frage, warum wir fak-
tisch oftmals nicht tun, was wir als rich-
tig und gut erkennen. Ihre Antwort lau-
tet hierauf einerseits, dass der Mensch 
Sünder ist, der sich seiner Bestimmung 
als verantwortlichem Handlungssubjekt 
in einer letztlich widersinnigen Weise 
verweigert, andererseits, dass ihm seine 
Sünde unverdienterweise vergeben wird. 
Gerade durch dieses Widerfahrnis, das 
die paulinische bzw. reformatorische 
Rechtfertigungslehre beschreibt, wird der 
konkrete Mensch als verantwortungsfä-
higes Subjekt neu konstituiert.

Die Unterscheidung zwischen dem 
Guten im Bereich des Vorletzten und 
demjenigen im Bereich des Letzten hat 
ihren Grund in der Gotteslehre. Wenn 
es in der Bibel heißt, Gott allein sei 
wahrhaft gut (vgl. Lukas 18,19), so wird 
zugleich gesagt, dass er nicht nach den 
Maßstäben des moralisch Guten zu 
messen ist, das doch in sich stets ambi-
valent bleibt. Wie die Unterscheidung 
von Gesetz und Evangelium hat somit 
auch die Zwei-Regimenten- oder Zwei-
reichelehre, recht verstanden, eine Poin-
te in der Entmoralisierung der Religion.

Dieser Gedanke mag zunächst über-
raschen, scheint es doch vordergründig 
so zu sein, als sei einzig die Religion die 
Garantin für die der Gesellschaft trans-
zendenten Normen und Werte der 
Moral. Traditionelle Hochkulturen sind 
in der Tat moralisch integrierte Gesell-
schaften, in denen Religion und Moral 
miteinander verquickt sind. Unter Beru-
fung auf religionswissenschaftliche For-
schungen geht der Soziologe Niklas 

Luhmann jedoch davon aus, dass die 
„Fusionierung von Religion und Moral 
[…] ein relativ spätes Resultat der ge-
sellschaftlichen Evolution“ gewesen ist. 
Sie ist im weiteren Verlauf der Religi-
onsgeschichte, jedenfalls im Bereich des 
Christentums, nicht nur für die Moral, 
sondern auch für die Religion selbst 
zum Problem geworden. Für die Ethik 
ergab sich mit dem Entstehen der mo-
dernen Gesellschaft das Problem, das 
Prinzip der Autonomie gegenüber einer 
heteronomen, nämlich religiös bestimm-
ten Moral durchzusetzen. Für die Reli-
gion aber hatte dies zur Folge, seit der 
europäischen Aufklärung selbst dem 
moralischen Urteil unterworfen zu wer-
den. Es wird daher schließlich in der 
Sicht Luhmanns für die Religion zur 
Überlebensfrage, dass sie von der Moral 
Sicht Luhmanns für die Religion zur 
Überlebensfrage, dass sie von der Moral 
Sicht Luhmanns für die Religion zur 

abgekoppelt wird, wie er an der neuzeit-
lichen Entwicklung der Soteriologie so-
wie des Theodizeeproblems aufzeigt.

Es entspricht durchaus den Impulsen 
reformatorischer Theologie und ihrer an 
Paulus anschließenden Rechtfertigungs-
lehre, den Sinn von Religion bzw. die 
Lebensdienlichkeit, Struktur und Inhalt 
des christlichen Glaubens gerade nicht 
über die Moral als solche, sondern über 
die Unterscheidung zwischen Moral und 
Religion, dogmatisch gesprochen zwi-
schen Gott und Mensch, Handeln Got-
tes und Handeln des Menschen, oder 
nochmals anders formuliert: zwischen 
Evangelium und Gesetz einsichtig zu 
machen. Die ethische Konsequenz die-
ser Unterscheidung wie auch der Lehre 
von der Rechtfertigung des sündigen 
Menschen allein aus Gnade und vor 
allem allein durch den Glauben besteht 
einerseits in der Entmoralisierung der 
christlichen Religion, andererseits in der 

Begrenzung der Moral in der funktional 
ausdifferenzierten Gesellschaft.

In diesem Verständnis des Evangeli-
ums ist auch ein Korrektiv gegenüber 
dem heute verbreiteten Ruf nach einer 
Erneuerung der Ethik oder gar einer 
neuen Ethik zu sehen, in welchem sich 
der Protest gegen die moderne techni-
sche und ökonomische Rationalität bzw.
ein allgemeines Unbehagen an der Kul-
tur zu Wort meldet. Wenn heute Theo-
logie und Kirche von unterschiedlichen 
Seiten aufgefordert werden, zu den drän-
genden ethischen Konflikten Stellung 
zu nehmen, scheint sich damit die Mög-
lichkeit zu eröffnen, auf ethischem Ge-
biet jene Relevanz wiederzugewinnen, 
welche Theologie und Kirche im Gefol-
ge immer neuer Modernisierungsschübe 
verloren haben. Tatsächlich aber sind 
beide der Gefahr ausgesetzt, ideologisch 
funktionalisiert und missbraucht zu 
werden. Die negative Folge ist nicht nur 
eine Theologisierung des Sittlichen, 
sondern auch eine Moralisierung des 
Theologischen.

Zweifellos haben Kirche und Theolo-
gie die Aufgabe, zur Lösung der drän-
genden Fragen unserer Zeit beizutra-
gen. Aber sie werden nur dann einen 
substantiellen Beitrag leisten können, 
wenn sie den heute zur Selbstverständ-
lichkeit gewordenen Ruf nach einem 
Mehr an Ethik der theologischen Kritik 
unterziehen. Ethik und Theologie sind 
heute vor allem gefragt, wenn festge-
stellt werden soll, was verboten ist. Die 
Kirchen sind z. B. schnell bei der Hand, 
wenn es darum geht, bioethische Grenz-
ziehungen mittels des Strafrechts zu 
fordern. Theologisch gesprochen ver-
birgt sich im Ruf nach einer neuen 
Ethik die Forderung nach dem Gesetz. 

„Politische Vernunft und Emotionen 
schließen sich nicht aus“, so Ulrich 
Körtner. Diskussionen, wie diese unter 
Studierenden, können emotional 
geführt werden, sollten aber immer für 
die Argumente anderer offen sein.
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Problematisch ist an ihr, dass nach einer 
Predigt des Gesetzes verlangt wird, die 
nicht vom Evangelium zu reden weiß.

Eine theologische Ethik, die sich ge-
genüber der Forderung nach vermehrter 
ethischer Reflexion nicht kritisch ver-
hält, bleibt unserer Gesellschaft den 
wichtigsten Beitrag schuldig, den sie ihr 
vielleicht leisten kann, nämlich in den 
ethischen Konflikten von heute das zur 
Sprache zu bringen, was formelhaft als 
Evangelium bezeichnet wird. Wenn dies 
nicht gelingt, verkommt die theologi-
sche Ethik zum dezisionistischen Ap-
pell, der das Stimmengewirr der bloßen 
Meinungen und Interessen lediglich um 
einige weitere, in leicht erhöhtem Ton 
vorgetragene Behauptungen vermehrt.

Theologisch lässt sich die gesellschaft-
liche Verantwortung von Theologie und 
Kirche mit den Worten aus Jeremia 29,7 
beschreiben: „Suchet der Stadt Bestes.“ 
Auch die Theologie befindet sich auf 
der Suche, weil sie keineswegs im Be-
sitz fertiger Antworten auf die ethischen 
Fragen unserer Gegenwart ist. Wohl lebt 
der Glaube aus einer letzten Gewissheit 
des Heils. Doch darf diese Heilsgewiss-
heit des Glaubens nicht mit der Sicher-
heit und Eindeutigkeit ethischen Urtei-
lens und moralischer Handlungsanwei-
sungen verwechselt werden. Der Mora-
lisierung des Evangeliums gilt es zu 
wehren. Gerade um der Heilsbotschaft 
des Glaubens willen besteht die Aufga-
be theologischer Ethik in der pluralisti-
schen Gesellschaft von heute nicht zu-
letzt darin, vor zuviel Moral und ihren 
Ambivalenzen zu warnen. �
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 Literatur im Gespräch

Erich Garhammer trifft Navid Kermani
Mit dem vielfach ausgezeichneten Schriftsteller Navid Kermani startete die 
Katholische Akademie in Bayern ihre neue Reihe „Literatur im Gespräch“. Als 
Gastgeber am 11. April 2019 fungierte der Würzburger Theologe und ausgewie-
sene Literaturkenner Prof. Dr. Erich Garhammer, der auch die weiteren Abende 
konzipieren und moderieren wird.
Erich Garhammer führte bei der Frühjahrsveranstaltung vor rund 200 Interes-
sierten in Leben und Werk des Gastes ein (siehe den folgenden Text) und Navid 
Kermani las aus seinen Werken Dein Name, Ungläubiges Staunen, Buch der von 
Neil Young Getöteten und Neil Young Getöteten und Neil Young Getöteten Ausnahmezustand, bevor die beiden noch ein Gespräch Ausnahmezustand, bevor die beiden noch ein Gespräch Ausnahmezustand
führten. Gast beim nächsten Abend der Reihe am 7. November 2019 wird Chris-
toph Ransmayr sein.toph Ransmayr sein.toph Ransmayr

„Niemand ist berechtigt, sich mir ge-
genüber zu benehmen, als kennte er 
mich.“

Dieser Satz von Robert Walser gilt 
auch für Navid Kermani. Natürlich kön-
nen wir sagen, wir kennen Navid Ker-
mani über seine Romane, etwa den Ro-
man „Dein Name“, ein Opus mit 1200 
Seiten. Aber Vorsicht: ob der im Roman 
beschriebene Navid Kermani wirklich 
Kermani ist oder eher jemand, der sich 
selbst verrätselt, wir erfahren heute dar-
über vielleicht mehr. Deshalb gibt es ja 
die Reihe „Literatur im Gespräch“. 

Jedenfalls nennt sich der Roman-
schrei ber darin Sohn, Vater, Mann, 
Freund, Nachbar, Handlungsreisender, 
Enkel, Jüngster, Berichterstatter, ein 
Jahr lang die Nummer 10 und an eini-
gen Stellen Navid Kermani. Ein Spiel 
mit Autofiktionen und Realität. Wozu 
Kurzschlüssigkeit führen kann, hat der 
Wikipedia-Autor zu Navid Kermani 
vorgeführt: er hat die Figuren miteinan-
der identifiziert und behauptet, Navid 
Kermani habe sich scheiden lassen; sei-
ne Frau ist allerdings immer noch Kata-
jun Amirpur, eine renommierte Islam-
wissenschaftlerin, die gerade von Ham-
burg nach Köln gewechselt ist, um die 
dortige Professur zu übernehmen; sie ist 
ihm also sogar beruflich noch näher auf 
den Leib gerückt.

Also wer ist Navid Kermani? Natür-
lich können wir behaupten, wir kennen 
ihn über seine Reiseberichte, der letzte: 
Entlang den Gräben. Er beginnt in 
Schwerin und endet in Isfahan, der per-
sischen Heimat seiner Eltern. Wir ler-
nen ihn darin nicht nur als Berichter-
statter kennen, sondern als Reisenden, 
der sich vor Ort mit renommierten Fach-
leuten trifft, um sich über die Situation 
im Land auszutauschen. Es sind mehre-
re Reisen, die literarisch zu einer Reise 
montiert werden, so wie der Evangelist 
Lukas die Reisen Jesu nach Jerusalem 
zu einer einzigen zusammengezogen hat, 
um eine bestimmte Dramaturgie zu er-
reichen. Also wieder ein Unterschied 
zwischen Realität und Bericht.

Natürlich können wir behaupten, wir 
kennen Navid Kermani über sein wis-
senschaftliches Werk, seine wissenschaft-
lichen Qualifikationsschriften. „Gott ist 
schön. Das ästhetische Erleben des Ko-
ran“: die Dissertation, in der Kermani 
den Zusammenhang von Rezitation 
und Koran erkannte und den Koran in 
seiner Ambiguität deuten lernte – heute 
eine Erkenntnis, die durch Thomas Bau-
er Eingang in die wissenschaftliche 
community gefunden hat. Oder seine 
Habilitationsschrift „Der Schrecken 
Gottes. Attar, Hiob und die metaphysi-
sche Revolte“, in der Kermani die Hiob-
Figur in der eigenen, muslimischen Tra-
dition entfaltete. Eine Entdeckung, die 
ihn zur These führte: „Die Größe einer 

Kultur erweist sich, wo sie den Affekt 
gegen ihre größten Autoritäten zulässt, 
sogar den Affekt gegen Gott.“ Eine Er-
kenntnis, die auch seine Literatur 
durchwirkt. Das erste Kapitel der Habi-
litationsschrift ist eine literarische Ent-
deckung der Hiob-Gestalten in der eige-
nen Verwandtschaft. Selten ist Wissen-
schaft und biografische Spurensuche 
eine solch atemberaubende Liaison ein-
gegangen. Vielleicht erzählt uns Kerma-
ni heute, warum dann doch der Literat 
den Wissenschaftler besiegt hat.

Natürlich kennen wir Navid Kermani 
auch über seine Reden: die Rede im 
Deutschen Bundestag am 23. Mai 2014 
anlässlich des 65. Jahrestages der Ver-
kündigung des Grundgesetzes. Über sei-
anlässlich des 65. Jahrestages der Ver-
kündigung des Grundgesetzes. Über sei-
anlässlich des 65. Jahrestages der Ver-

ne Rede in der Frankfurter Paulskirche 
bei der Verleihung des Friedenspreises 
des Deutschen Buchhandels. Nicht zu 
vergessen seine Rede zum zwanzigjähri-
gen Bestehen des Lehrstuhls für Jüdische 
Geschichte und Kultur an der LMU 
München, in der er von seinem Besuch 
in Auschwitz erzählte, davon wie er sich
den Aufkleber „Deutsch“ auf die Brust 
heftete und erkannte: seine Identität als 
Deutscher besteht auch darin, das Be-
wusstsein dieser Schuld auf sich zu neh-
men.

Natürlich, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, kennen wir Navid 
Kermani auch über seine Biografie: er 
ist 1967 in Siegen geboren, seine Liebe 
zu dieser Stadt hat immer auch liebe-
vollkritische Untertöne. Sie werden es 
in der Lesung heute hören. Übrigens: 
was ist die Steigerung von Verlieren: 
Siegen.

Navid Kermani lebt heute als freier 
Schriftsteller in Köln. Er ist Mitglied der 
Deutschen Akademie für Sprache und 

Dichtung sowie der Hamburger Akade-
mie der Wissenschaften.

Von 2000 bis 2003 war er Long Term 
Fellow am Wissenschaftskolleg zu Ber-
lin, von 2009 bis 2012 Senior Fellow 
am Kulturwissenschaftlichen Institut 
Essen. Das Jahr 2008 verbrachte er als 
Stipendiat der Villa Massimo in Rom. 
Er hielt die Poetik-Vorlesungen in Frank-
furt, Göttingen und Mainz. Für sein 
akademisches und literarisches Werk 
erhielt Navid Kermani zahlreiche Aus-
zeichnungen und Preise, unter anderem 
die Buber-Rosenzweig-Medaille, den 
Hannah Arendt-Preis, den Kleist-Preis 
und den Joseph Breitbach-Preis. 

Kennen wir jetzt Navid Kermani?
Ein wenig: Er ist Wissenschaftler, 

Reisereporter, gefragter Redner, viel-
facher Preisträger, ganz vergessen: Fan 
des 1. FC Köln, Ehemann, Vater und 
vor allem: Literat. Als solcher ist er heu-
te Abend hier – und natürlich bringt er 
auch alle seine anderen beschriebenen 
Anteile mit.

Für den heutigen Abend hat er das 
Motto „Verzückung“ gewählt; es geht 
um Grunderfahrungen des Lebens: Ge-
burt, Liebe, Tod. Das Thema zeigt noch 

mal eine andere Dimension an Navid 
Kermani: seine Religiosität. Er hat sich 
nicht nur mit dem Koran wissenschaft-
lich beschäftigt, er versucht seine tiefste 
Intention zu leben: Barmherzigkeit, 
Dankbarkeit und – vielleicht überra-
schend – Gänsehaut. Es gibt Erfahrun-
gen, die gehen unter die Haut: Verzü-
ckung.

Und so dürfen wir gespannt sein – 
ich bin es mit ihnen auch –, wie wir 
Navid Kermani heute Abend kennen-
lernen und ob wir berechtigt sind zu sa-
gen, Robert Walser ein wenig korrigie-
rend: heute haben wir Navid Kermani 
kennengelernt.

Ich jedenfalls freu mich sehr darauf, 
auf Ihre Lesung, Herr Kermani, und auf 
unser Gespräch. Noch einmal herzlich 
willkommen in München.

Herr Kermani, Sie haben einmal im 
Interview erzählt, dass Sie mit Ihrem 
Bruder auf der Fahrt nach Südfrank-
reich nur zwei Sätze gewechselt haben. 
Und haben hinzugefügt: man muss sich 
seine Sprache für die großen Themen 
aufbewahren. Sie haben ein großes The-
ma gewählt: „Verzückung“. Sie haben 
das Wort. �

Navid Kermani (re.) war in der Reihe 
„Literatur im Gespräch“ zu Gast bei 
Erich Garhammer.

Der Schriftsteller nahm sich noch viel 
Zeit zum Signieren …

… und zum Gespräch mit den Gästen 
des Abends.
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Mittags im Schloss 

Zu Gast BR-Intendant 
Ulrich Wilhelm

In ihrer Reihe „Mittags im Schloss“ 
hatte die Katholische Akademie in 
Bayern am 16. November 2018 Ulrich 
Wilhelm eingeladen. Der Intendant 
des Bayerischen Rundfunks und 
Vorsitzende der ARD erläuterte im 
Gespräch mit Dr. Florian Schuller 
u. a. seine Vorstellungen von kriti-

schem Qualitätsjournalismus, er ging 
auf die Herausforderungen in der 
Medienlandschaft ein und warnte ein-
dringlich vor „Blasenbildung“ sowie 
Monopolen. Rund 120 Interessierte 
aus Politik und Wissenschaft, Kirche, 
Medien und Verwaltung agierten als 
Zuhörer und Mitdiskutanten.

Florian Schuller: Es freut mich un-
wahrscheinlich, dass Sie, gnädige Frau 
Wilhelm, die Mutter unseres Gastes, 
heute auch da sind. Sie sind eine der 
treuesten Besucherinnen und Freundin-
nen der Katholischen Akademie seit 
Jahrzehnten. Und genauso erinnere ich 
mich an den Vater des Intendanten, an 
Paul Wilhelm. In diesem Monat vor 
zehn Jahren, an seinem Geburtstag, ist 
er gestorben. Sie, Frau Wilhelm, waren 
Vorsitzende Richterin beim Oberlandes-
gericht, der Vater einer der prägenden 
Bildungspolitiker im Landtag. In eine 
solche Familie sind Sie, Herr Intendant, 
hineingeboren. Wissen Sie noch, wann 
Sie zum ersten Mal in der Familie die-
ses Wort „Katholische Akademie Bay-
ern“ gehört haben? 

Ulrich Wilhelm: Alle prägenden Ein-
richtungen, Institutionen, aber auch Per-
sönlichkeiten, die im weiteren Sinne mit 
Politik zu tun hatten, spielten im Leben 
von uns Kindern ganz früh eine Rolle. 
Wir hatten eine ziemlich untypische 
Kindheit, im Fernsehen haben wir we-
niger Bonanza oder Shiloh Ranch ge-
schaut, dafür aber nahezu regelmäßig 
Sendungen wie Monitor, Panorama, Re-
port. Ich erinnere mich, schon in jungen 
Jahren Bundestagsdebatten regelmäßig 
verfolgt zu haben. Und wir waren eine 
sehr diskussionsfreudige Familie.

Florian Schuller: Gab es da auch un-
terschiedliche Positionen?

Ulrich Wilhelm: In jedem Fall. Auch 
die Katholische Akademie ist ein maß-
gebender Ort freier Debatte, und die El-
tern haben uns Kindern immer sehr le-
bendig von Begegnungen dort berichtet, 
von Diskussionen, die sie erlebt oder 
bestritten hatten. Es war wie immer bei 
Kindern, wenn die politische Meinung 
noch nicht ausgereift ist, dass sich in 
Diskussionen vor allem die Tempera-
mente abgebildet haben. Jedenfalls ging 
es immer hoch her, gerade in politi-
schen Debatten, auch bei Fragen wie: 
Welcher Politiker taugt was? 

Florian Schuller: Da brauche ich 
dann auch nicht weiter nachfragen, wa-
rum Sie genau die Fächer ausgesucht 

haben, die Sie dann studierten: Rechts-
wissenschaften und Politik, plus Journa-
listik.

Ulrich Wilhelm: Es ging anders los. 
Ich war Wehrpflichtiger in der Kaserne, 
nicht gerade überbeschäftigt, da schick-
te mir mein Vater einen Zeitungsaus-
schnitt aus der Süddeutschen Zeitung: 
„Aufnahmeverfahren für die Deutsche 
Journalistenschule gestartet“. Dazu hat 
er sinngemäß geschrieben: Wäre das 
nicht etwas für dich? Ich habe mich 
dann beworben und bin genommen 
worden, 1981, also mit 20, und war, 
glaube ich, der Jüngste in der Lehrre-
daktion. 15 Monate später hatte ich den 
Abschluss als Redakteur. Aber auf Rat 
sowohl meiner Eltern als auch von Her-
bert Riehl-Heyse, der Volljurist und Jour-
nalist war, wurde deutlich: Die Kombi-
nation Journalist und Volljurist ist sel-
ten, wobei Politik eigentlich gar nicht 
zu lösen ist vom Staats- und Verfas-
sungsrecht, vom Völkerrecht sowieso 
nicht. So habe ich es auch gehalten und 
mich mit Blick auf den Berufswunsch 
Journalist auf Völkerrecht und Europa-
recht spezialisiert.

Florian Schuller: Und dann sind Sie 
1991 in den bayerischen Staatsdienst 
gegangen, zunächst ins Innenministeri-
um, dann in die Staatskanzlei unter Mi-
nisterpräsident Edmund Stoiber, schließ-
lich als Amtschef ins Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
unter Thomas Goppel. Was waren die 
grundlegenden Erfahrungen aus dem 
bayerischen Staatsdienst, die Sie bis 
heute begleiten?

Ulrich Wilhelm: Ich bin ein Advokat 
des bayerischen Beamtentums, das in 
seiner Unabhängigkeit eine besondere 
Ausprägung vieler Beamtentugenden 
besitzt. Diese Tradition kam über Chi-
na, den Konfuzianismus und Frankreich 
schließlich über Graf Montgelas nach 
Bayern und eröffnet wirklich unter-
schiedslos, was die Herkunft junger 
Menschen angeht, bei guter Ausbildung 
den Weg in den öffentlichen Dienst. 
Die positive Geschichte Bayerns nach 
1945 ist ohne Frage auch der Qualität 
des Beamtentums geschuldet. Auch der 

Leidenschaft und Freiheit, mit der dis-
kutiert werden kann. Ich habe immer 
wieder erfahren, dass Menschen in Ber-
lin sagten: Also in den Ministerien in 
Bayern, das ist doch alles CSU! Wenn 
man denen dann sagte, dass Personen, 
die in engstem Verhältnis etwa zu Mi-
nisterpräsident Stoiber gearbeitet ha-
ben, durchaus anders eingestellt sein 
können und völlig unabhängig ihre 
Meinung sagen, dann war das Erstau-
nen groß.

Florian Schuller: Staatsminister a. D. 
Josef Miller hat gerade genickt, bei die-
sem Satz.

Ulrich Wilhelm: Es war eine prägen-
de Zeit. Die Möglichkeit, schon als jun-
ger Mensch sehr offen und durchaus 
selbstbewusst, manche würden viel-
leicht auch sagen frech, mitzudiskutie-
ren mit den Politikern, war ein großes 
Privileg: Ich habe das auch in der Zu-
sammenarbeit mit Staatsministern wie 
Thomas Goppel erlebt, wie wir auch ge-
rungen haben, zum Beispiel um die Re-
form der Fächer oder die Strukturrefor-
men bei den damals noch Fachhoch-
schulen genannten Hochschulen und 
auch den Universitäten.

Florian Schuller: Dann war sicher 
der Ruf 2005 nach Berlin vielleicht nicht 
ein Kulturschock, aber doch der Wech-
sel in eine deutlich andere Struktur. Sie 
wurden Regierungssprecher in den bei-
den Kabinetten Angela Merkel I und II. 
Vielleicht ist die Frage ja etwas indis-
kret: Was ist das Besondere an der Per-
son Angela Merkel?

Ulrich Wilhelm: Bemerkenswert ist 
sicher zum einen der Lebenslauf, dass 
sie, deren Leben ganz anders angelegt 
war, tatsächlich binnen weniger Monate 
in der Politik gelandet ist. Sie hatte sich 
gemeldet beim „Demokratischen Auf-
bruch“ für Hilfstätigkeiten, dann war sie 
sehr schnell stellvertretende Regierungs-
sprecherin, und schließlich nahm sie 
Helmut Kohl ins Kabinett auf. Durch 
den Beitritt zur Bundesrepublik in ein 
Land zu kommen, dessen gesamtes ins-
titutionelles Gefüge man nicht kennt 
und sofort eine Kabinettsfunktion zu er-
halten, das ist absolut unglaublich. Dazu 
kommen natürlich die enorme Aufge-
schlossenheit und Auffassungsgabe, auch
das Gedächtnis, aus dem sie wie aus 
der Pistole geschossen Erinnerungen 
abrufen kann, wer was wann zu wel-
cher Gelegenheit, in welchem Setting, 

wie vertreten hat. Und es hilft die Fä-
higkeit, nie die Nerven zu verlieren. 
Schließlich spricht sehr für sie, dass sie 
sich um die Leute kümmert, die ihr an-
vertraut sind. 

Florian Schuller: 2011 wurden Sie 
Intendant des Bayerischen Rundfunks 
und inzwischen vom Rundfunkrat für 
die zweite Amtsperiode wiedergewählt. 
Die gesellschaftliche Situation und Dis-
kussionslage sind allerdings nicht ganz 
einfach. Die Medien und die Öffentlich-
kussionslage sind allerdings nicht ganz 
einfach. Die Medien und die Öffentlich-
kussionslage sind allerdings nicht ganz 

keit, was ist da zerbrochen in den letz-
ten Jahren, und warum? Vor zehn, fünf-
zehn Jahren hätte man kaum geahnt, 
dass Journalisten aller Medien von vorn-
herein im Verdacht stehen, ideologisch 
fremdgeleitet zu sein oder Fake News
zu produzieren oder Nachrichten zu 
unterdrücken, nicht objektiv zu berich-
ten: Was steckt hinter dieser Entwick-
lung?

Ulrich Wilhelm: Hier sind hausge-
machte Ursachen zu unterscheiden von 
den Folgen des digitalen Wandels. Ers-
tens: Über die digitalen Plattformen 
den Folgen des digitalen Wandels. Ers-
tens: Über die digitalen Plattformen 
den Folgen des digitalen Wandels. Ers-

kann jeder Mensch mit wenig Aufwand 
Informationen verbreiten, also Öffent-
kann jeder Mensch mit wenig Aufwand 
Informationen verbreiten, also Öffent-
kann jeder Mensch mit wenig Aufwand 

lichkeit herstellen. Niemand muss dafür 
erst eine Institution gründen oder gar 
die Lizenz für eine Zeitung oder einen 
Rundfunksender erwerben. Wenn Bot-
schaften dann noch zum richtigen Zeit-
punkt kommen, lassen sich mitunter 
Millionen Menschen erreichen. Das 
können kreative Hervorbringungen sein, 
Lieder oder dergleichen, aber auch poli-
tisch relevante Beiträge.

Zweitens: Der öffentliche Raum, ohne 
den die Demokratie gar nicht denkbar 
ist, ist durch den digitalen Wandel, das 
Internet und die sozialen Medien, zer-
brochen. Es gibt nicht mehr die eine 
Gesamtöffentlichkeit, sondern immer 
mehr Teil-Öffentlichkeiten. Die FPÖ in 
Österreich war die erste politische Kraft, 
die gesagt hat: Wir schaffen von vorn-
herein eine eigene Medienwelt. Dafür 
bedarf es keiner hohen Investition. Ein 
Politiker braucht im Prinzip nur Twitter 
wie Präsident Trump oder jemanden, 
der ihn filmt. Heutzutage kann man mit 
jedem Smartphone Botschaften auf 
Twitter absetzen, Videos drehen und 
schneiden. Und wenn Sie dann viele 
Follower haben, die sich anschauen und 
anhören, was von einer bestimmten Per-
sönlichkeit kommt, dann kann eine ver-
festigte Teilöffentlichkeit entstehen.

Das wäre an sich noch nicht so fol-
genschwer, aber es kommt noch ein 

Rund 60 Minuten tauschten sich Ulrich 
Wilhelm und Dr. Florian Schuller in 
Schloss Suresnes über Politik, Medien, 
Kultur und Glauben aus.
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Drittes dazu: Wer wann was bekommt, 
also wie Aufmerksamkeit zugeteilt wird, 
mit welcher Wertigkeit bestimmte Inhal-
te zu den Menschen kommen, all das 
wird mehr und mehr von Maschinen 
übernommen, von Algorithmen bzw. 
Softwareprogrammen. Das Problem: 
Kein einziger Algorithmus ist jemals 
neutral, sondern folgt immer bestimm-
ten Vorgaben. Alle großen Monopolan-
bieter legen bei der Ausrichtung der je-
weiligen Software ihr Geschäftsmodell 
zu Grunde. Und das Geschäftsmodell 
von Facebook, YouTube oder Google 
belohnt die Zeit, die man auf ihren Sei-
ten verbringt. Alle Studien zeigen, dass 
die Inhalte, die emotional packen, hö-
her einsortiert werden als die Themen, 
die einen zwar verstandesmäßig interes-
sieren, aber nicht sofort Wut, Zustim-
mung, Furcht oder dergleichen auslö-
sen. Je emotionaler also ein Inhalt ist, 
desto schneller und verlässlicher ver-
breitet er sich. 

Im Ergebnis haben wir Teil-Öffent-
lichkeiten, in denen Menschen in ihrer 
eigenen Weltsicht bestätigt werden, weil 
sie das empfohlen bekommen, wovon 
die Software weiß: Das holt diesen Men-
schen dort ab, wo er schon ist. Das führt 
dazu, dass Leute, die ein Übermaß an 
einschlägig vorsortierter Information 
bekommen, beim Umgang mit den tra-
ditionellen Medien das Gefühl haben, 
diese würden nicht richtig gewichten. 
Diese Situation trifft übrigens nicht nur 
die Medien, sondern unglaublich viele 
Bereiche der Gesellschaft. Dadurch 
wächst in Amerika, in den Niederlan-
den, in Skandinavien, Italien, Deutsch-
land, Österreich, der Schweiz, egal wo 
sie gerade hinschauen, die Polarisie-
rung. Das Zerbrechen des öffentlichen 
Raumes in viele Teil-Öffentlichkeiten 
rung. Das Zerbrechen des öffentlichen 
Raumes in viele Teil-Öffentlichkeiten 
rung. Das Zerbrechen des öffentlichen 

macht etwas mit uns allen und mit der 
Sicht auf die Medien.

Man muss zu Ihrer Frage zum Ver-
hältnis von Medien und Öffentlichkeit 

Man muss zu Ihrer Frage zum Ver-
hältnis von Medien und Öffentlichkeit 

Man muss zu Ihrer Frage zum Ver-

freilich auch noch anführen, dass es 
auch hausgemachte Ursachen gibt. Es 
ist zum Beispiel festzustellen, dass sich 
die Mitarbeiter der Medienunterneh-
men häufig nur aus einem bestimmten 
Teil der Gesellschaft rekrutieren. So 
kommen ländliche Themen zum Bei-
spiel weniger vor als Themen aus den 
Städten. Akademikerthemen kommen 
häufiger vor als Themen von Nichtaka-
demikern.

Das heißt: Wir müssen immer wieder 
darum ringen, das ganze Bild zu zeigen, 
nicht zuletzt, weil die Leute sowieso je-
derzeit selbst Öffentlichkeit herstellen 
können und es dann umso schmerzli-
cher auffällt, wenn wir über bestimmte 
Ereignisse nicht berichtet haben. Wir 
müssen also allen Themen gegenüber 
ein offenes Ohr haben und falls erfor-
derlich auch aus Fehlern lernen. Aber 
wie gesagt: Die gravierendere Ursache 
für die Entwicklung ist meines Erach-
tens der genannte Strukturwandel der 
Öffentlichkeit.
tens der genannte Strukturwandel der 
Öffentlichkeit.
tens der genannte Strukturwandel der 

Florian Schuller: Im Blick auf die 
vorsortierenden Algorithmen ist Ihr 
Lieblingsthema das einer eigenen digita-
len Infrastruktur für Europa. „Europa 
ist in Gefahr, die digitale Hoheit über 
sein kulturelles Erbe zu verlieren“, so 
ein Zitat von Ihnen, Herr Wilhelm. Sie 
kämpfen dabei aber nicht nur für die öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunksender, 
sondern ganz bewusst auch für die Pri-
vaten und die Zeitungsverlage, wenn 
Sie fordern: Könnte es nicht so etwas 
wie ein europäisches YouTube, ein eu-
ropäisches Google geben, in dem wir 
mit den Werten, die uns prägen, dann 
auch die Wirklichkeit stärker abbilden 
können? Im Moment scheinen Sie noch 
ein einsamer Rufer in der Wüste zu 
sein. Was gibt Ihnen die Zuversicht, 
dass Sie hier nicht gegen Windmühlen 
kämpfen? 

Ulrich Wilhelm: Ja, es kann sich am 
Ende als Don-Quijoterie erweisen. Viel-
leicht sagt man in zehn Jahren: Der hat 
es nicht wirklich vorangebracht.

Florian Schuller: Worum geht es 
konkret?

Ulrich Wilhelm: Ich beginne mal mit 
dem politischen Befund. Wir haben in 
unserem Grundgesetz und der Bayeri-
schen Verfassung ausgefeilte Grund-
rechte und Grundrechtsgewährleistun-
gen, auch in der Rechtsprechung. Da ist 
viel angelegt zum Schutz all derer, die 
sich öffentlich einbringen, damit die 
nicht rechtswidrig unter Druck gesetzt 
werden können. Wir haben, um nur ein 
Beispiel zu nennen, Bannmeilen um 
Parlamente. Aber im Netz können wir 
die Wertungen, die für den realen öf-
fentlichen Raum gelten, nicht durchhal-
ten. Ein Beispiel: Wir haben natürlich 
sehr viel Handhabe, wenn jemand 
einen Radiosender für den Ku-Klux-
Klan oder für die Leugnung des Holo-
caust gründen wollte – ein solcher Sen-
der würde nie zugelassen. Im Netz da-
gegen kann man ohne weiteres eine 
Gruppe organisieren, die im Effekt ge-
nau das Gleiche tut. Das wäre so, als ob 
man jemanden in der U-Bahn beleidi-
gen dürfte, in der S-Bahn aber nicht.

In der heutigen Realität verhält es 
sich aber genau so: In einem Teil des öf-
fentlichen Raumes gelten unsere rechtli-
chen Wertungen, im anderen, im digita-
len Raum, dagegen nicht. Mein Appell 
war von Anfang an: Das können wir so 
nicht zulassen, weil es unserem Land 
und unserer Demokratie auf die Dauer 
schaden und dazu führen wird, dass die 
Lehren, die wir aus der Geschichte ge-
zogen haben, nicht umgesetzt werden 
können. Und der Grund ist, wie gerade 
ausgeführt: Algorithmen sind nie neut-
ral.

Florian Schuller: Unsere wären auch 
nicht neutral.

Ulrich Wilhelm: Natürlich nicht. 
Eine europäische digitale Infrastruktur 
würde aber mit anderen, transparenten 
und öffentlich überprüfbaren Algorith-
men arbeiten, die in unseren europäi-
schen Werten wurzeln – Werte wie Zu-
sammenhalt und Toleranz. Aber fak-
tisch sind wir schon bei der Hardware 
vollkommen abhängig von Chinesen 
und Amerikanern. Und bei den Porta-
len gibt es de facto eine Monopolstel-
lung von YouTube, Google, Facebook, 
Amazon und anderen. Das ist die Aus-
gangslage. Mein Appell lautet, dass wir 
dem etwas entgegensetzen müssen. Ich 
bin überzeugt, dass Europa das kann. 
Mit Airbus, Galileo und den europäi-
schen Höchstleistungsrechnern gibt es 
Beispiele, dass Europa, wenn es Dinge 
beherzt angepackt hat, auch vorankom-
men konnte. Außerdem ist das Silicon 
Valley nie nur von Pionieren in Gara-
gen gegründet worden. Durch viele öf-
fentliche Projekte, militärische und zivi-
le, wurde es staatlich mitsubventioniert 
und gefördert, auch durch rechtliche 
Privilegien. Für mich heißt die Frage 
nur: Nimmt man die Herausforderung 
sehr ernst oder nicht? Die Alternative, 
für die man natürlich genauso eintreten 
muss, wenn die erste Lösung nicht ge-
lingen sollte, wäre, dass wir dann zu-
mindest über Regulierung die Dinge 
stärker in den Griff nehmen. Indem wir 
klarlegen: Ihr seid nicht nur technische 
Plattformen, sondern verbreitet Inhalte 
wie andere Medien auch und könnt 
nicht, wenn zum Beispiel der Holocaust 
geleugnet wird, sagen: Damit haben wir 
nichts zu tun.

Florian Schuller: Aber gerade die 
Regulierung ist doch das Problem, wenn 
die Anbieter in anderen Erdteilen sitzen.

Friedrich Kardinal Wetter, emeritierter 
Erzbischof von München und Freising, 
freute sich sehr, den Augsburger Weih -
bischof Dr. Anton Losinger, zu treffen.

Die Professoren Peter Claus Hartmann 
(li.), Historiker, und Werner Weidenfeld, 
Politikwissenschaftler, sind der Akade-
mie seit Jahrzehnten verbunden. Weiden-
feld ist Mitglied der Akademieleitung.

Der BR-Intendant (re.) traf auch auf 
Dr. Heinz Fischer-Heidlberger, den 
Präsidenten der Kommission zur Er-
mittlung des Finanzbedarfs der Rund-
funkanstalten (KEF). Bei Fra gen der 

finanziellen Ausstattung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks sind beide 
sicherlich nicht immer derselben 
Meinung.
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Ulrich Wilhelm: Natürlich, der Arm 
des deutschen Rechts ist dann doch 
sehr kurz. Aber wenn Europa es ge-
meinsam macht, ist es erfolgverspre-
chender.

Florian Schuller: Und wer sind Ihre 
Mitstreiter in diesem Kampf?

Ulrich Wilhelm: Deutschland und 
Frankreich etwa könnten hier gemein-
sam vorangehen. Ich war im Elysee-Pa-
last und habe das Projekt vorgestellt. 
Über einen der engsten Berater von 
last und habe das Projekt vorgestellt. 
Über einen der engsten Berater von 
last und habe das Projekt vorgestellt. 

Präsident Macron wurde mir dann in 
einer kleinen Runde gespiegelt, Frank-
reich würde das Thema gerne vorange-
trieben sehen.

Florian Schuller: Frankreich ist ja 
auch bei der Filmpolitik immer sehr 
staatlich ausgerichtet.

Ulrich Wilhelm: Ja, aber ich habe 
auch mit etlichen sehr renommierten 
Wissenschaftlern der TU München ge-
redet, die mich beraten haben und 
ebenfalls anerkennen, dass das nicht ein 
vollkommen naiver Vorschlag ist, son-
dern durchaus so formuliert werden 
kann, dass er Chancen auf Realisierung 
hat.

Florian Schuller: Kommen wir zur 
ARD. Am 5. August 2018 gab es im Ta-
gesspiegel einen Gastbeitrag von Ihnen. 
Tenor: Ja, die ARD muss sich verän-
dern. Neue Inhalte, mehr Publikumsdi-
alog, auch Selbstkritik. Und dann, Sie 
hatten es vorher schon mal kurz ange-
sprochen: Welche Lebenswelten kom-
men in der ARD zu wenig vor? Welche 
Veränderungen in der ARD sind Sie 
schon angegangen? Man hört, dass Sie 
auch gegen allzu viele Talkshows sind. 

Ulrich Wilhelm: Vielleicht als erstes: 
Es gibt überhaupt kein einziges Medium 
in der Welt, das nicht in intensivsten 
Veränderungen begriffen wäre, völlig 
unabhängig von Vorgaben und Wün-
schen der Politik oder aus der Gesell-
schaft heraus. Um der schieren Existenz 
willen stehen hier alle unglaublich unter 
Druck – egal ob ein Medium Familien-
unternehmen ist, börsennotiert oder öf-
fentlich finanziert. Die digitale Verände-
rung trifft alle Produkte, alle Geräte, 
alle Ausspielwege, alle Berufsbilder. Das 
große Tempo, das wir aufnehmen muss-
ten, ergibt sich aus der Natur der Sache.

Zweitens: Die ARD ist kein Konzern. 
Wir haben in fast allen wesentlichen 
Fragen den Zwang zur Einstimmigkeit. 
Neun Anstalten müssen sich auf den 
unterschiedlichsten Hierarchieebenen 
immer wieder finden in der Diskussion 
um den richtigen Weg. Wenn es um das 
Geldausgeben geht, kann keiner, der ei-
nen Cent beiträgt, überstimmt werden, 
wir brauchen immer „neun zu null“. 
Dieser ständige Zwang zum Konsens 
bedingt natürlich eine andere Art von 
Führung, als wenn man alleine ent-
scheiden könnte. In den beiden Jahren 
unseres ARD-Vorsitzes ringen wir stark 
darum, strategische Antworten auf die 
Digitalisierung zu finden. Ich habe er-
reichen können, dass wir die vielen 
Kommissionen im Online-Bereich, die 
über die Jahre gewachsen waren, auf 
nur noch drei neue Entscheidungsfor-
mate reduziert haben, nämlich ein Digi-
talboard, ein Distributionsboard und 
ein Entwicklerboard.

Da wird dann konzentriert von all 
denjenigen, die es angeht, über Fragen 
geredet wie: Wollen wir mit bestimm-
ten Angeboten auf einer Plattform wie 
Facebook sein? Welche neuen Produkte 
wollen wir? Macht es mehr Sinn, dass 
man zehn kleine digitale Angebote hat 
oder soll man lieber ein großes machen?
Oder: Was macht die Konkurrenz? Ich 
bin überzeugt, im nächsten Jahr wird 

uns da Einiges gelingen. Wir werden in 
wenigen Wochen die ARD-Mediathek 
neu auflegen und das Nebeneinander 
der Mediathek für Das Erste und der 
Mediathek der ARD beenden. Wir ha-
ben erstmals eine Audiothek der wichti-
gen Kulturwellen der ARD und des 
Deutschlandfunks aufgelegt, die sehr 
gut angenommen worden ist und jetzt 
schon von einer halben Million Men-
schen genutzt wird. Die Verweildauern 
steigen. 

Sehr viel schwieriger ist der Dialog 
mit den Kreativen, weil ein Intendant 
nach dem Gesetz zwar die Verantwor-
tung hat für jede Sendeminute, aber bei 
den vielen Programmen und deren 
Gleichzeitigkeit immer nur Bewusstsein 
bilden kann: Zeigen wir das ganze Bild?
Sind wir unabhängig? Trennen wir im-
mer sauber Nachrichten und Kommen-
tar? Das ist natürlich nicht zu jeder Mi-
nute perfekt gelöst. Aber genauso gibt 
es sehr viele Ziele, denen Lehrer im Un-
terricht genügen müssen, und kein Kul-
tusminister kann sagen: Das läuft im-
mer alles in jeder Minute bilderbuchmä-
ßig. Natürlich passieren Fehler; deshalb 
ist für mich der Umgang mit Fehlern 
wichtig. Dass man es durchaus transpa-
rent macht, wenn Fehler passieren.

Im Übrigen gilt es, viel mit den Krea-
rent macht, wenn Fehler passieren.

Im Übrigen gilt es, viel mit den Krea-
rent macht, wenn Fehler passieren.

tiven zu reden. Da muss ich aber selbst-
kritisch zugeben: Wir muten den Kolle-
gen in den einzelnen Häusern der ARD 
viel zu, die Diskussion um die Inhalte, 
die Diskussion um immer neue Technik, 
ein permanenter Personalabbau, perma-
nente Einsparrunden. Jeder Redaktions-
etat sinkt real, und zusätzlich immer 
wieder diese Frage: Gibt es uns über-
haupt noch in zehn Jahren, oder sind 
Spotify und YouTube an unsere Stelle 
getreten? Das setzt Menschen natürlich 
unter Druck. Und dann noch zu sagen: 
„Lasst uns mal über die Gesellschaft 
nachdenken. Wie können wir vielleicht 
noch besser unserem Publikum die-
nen?“ – das ist schon ein Spagat.

Florian Schuller: Sie haben eben das 
Thema Mediathek angesprochen. Da 
drängt sich natürlich die Frage auf: Wie 
geht es mit der Konkurrenz zu den Pri-
vaten weiter? Sie haben den Gordischen 
Knoten der gerichtlichen Auseinander-
setzung durchschlagen, als Sie den ge-
planten Frequenztausch Ihrer Hörfunk-
wellen PULS und BR-Klassik zurück-
nahmen; dadurch kam etwas Ruhe in 
die Landschaft, aber trotzdem: Wie se-
hen Sie das Verhältnis zu den Privaten 
und zwar zu den landesweiten, beson-
ders aber auch zu den regionalen und 
lokalen?

Ulrich Wilhelm: Ich habe dort sehr 
viele Freunde und Bekannte aus gemein-
samen Jahren. Wir kommen ja oft aus 
den gleichen Journalistenschulen, Vo-
lontariaten oder Studienrichtungen. Es 
gibt auch viele, die gewechselt haben. 
Der Chef von n-tv zum Beispiel, im Mo-
ment Verbandspräsident des Verbandes 
aller privaten Rundfunkunternehmen, 
war mit mir gemeinsam freier Mitarbei-
ter beim BR in Freimann in den An-
fangsachtzigern. Von daher weiß ich na-
türlich auch sehr viel über die Persön-
lichkeiten, die dort Verantwortung tra-
gen.

Florian Schuller: Und über die Ge-
hirnstrukturen, mit denen man dort 
denkt?

Ulrich Wilhelm: Ich bin überzeugt, 
dass alle sich nach Kräften bemühen, 
ihre Arbeit gut zu machen. Da gibt es 
überhaupt keine Frage. Tatsächlich ent-
zündet sich der Streit immer an der 
Marktversagenstheorie. Die heißt kurz-
gefasst: Soll der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk nur die Angebote machen, 
die die frei finanzierten Anbieter nicht 

Der Moraltheologe Prof. Dr. Konrad 
Hilpert (li.) tauschte sich mit Prälat 
Dr. Wolfgang Schwab aus, emeritierter 
Domkapitular in der Erzdiözese 
München und Freising.

Ordinariatsrat Msgr. Dr. Siegfried Kneißl
(re.) studierte mit Msgr. Wolfgang 
Huber, Präsident von missio München, 
die Teilnehmer liste.

Fr. Helmut Rakowski OFM Cap (li.) ist 
geistlicher Direktor der katholischen 
Journalistenschule ifp in München. Er 
fand Gesprächsstoff mit dem Fotokünst-

ler Christoph Brech, der immer wieder 
mit der Katholischen Akademie in 
Bayern in künstlerischen Projekten 
zusammenarbeitet.
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machen können, oder soll er ein Ge-
samtangebot machen? In der Nische 
gäbe es vielleicht noch Arte, 3sat, B5 
aktuell, Bayern 2 oder Phoenix, aber 
viele andere Sender nicht mehr.

Die Gegenthese hat immer das Bun-
desverfassungsgericht vertreten, und die 
ist auch zutiefst angelegt in unserem 
Grundgesetz. Sie besagt, dass es einen 
Garanten geben muss für gesellschaft-
lich rückgebundene, der Öffentlichkeit 
Garanten geben muss für gesellschaft-
lich rückgebundene, der Öffentlichkeit 
Garanten geben muss für gesellschaft-

verantwortliche Berichterstattung im 
umfassendsten Sinne. Also für die Ge-
währleistung einer Grundversorgung. 
Das wurde bei Gründung der Bundesre-
publik von der BBC übernommen. Die 
BBC hat diese Trias: To inform, to edu-
cate, to entertain. Also bewusst umfas-
send. Und darum geht der Streit seit 
Jahrzehnten.

Persönlich teile ich die Wertungen 
des Bundesverfassungsgerichts und auch
unseres Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs, dass man nur mit einem brei-
ten Angebot rechtfertigen kann, dass 
alle dafür bezahlen müssen, sonst wür-
den im Prinzip alle für das bezahlen, 
was vielleicht leider nur wenige nutzen. 
Da kämen wir in eine soziale Asymmet-
rie. Und außerdem wäre dann die Qua-
lität des Inhalts für die Gesellschaft als 
Ganzes nicht mehr lückenlos zu gewähr-
leisten. 

Das alles führte die Verfassungsgrün-
der dazu, zu sagen: Wir wollen jeden-
falls in einem wichtigen Teil der Öffent-
der dazu, zu sagen: Wir wollen jeden-
falls in einem wichtigen Teil der Öffent-
der dazu, zu sagen: Wir wollen jeden-

lichkeit die Garantie haben, dass die In-
halte gesellschaftlich verantwortet sind. 
Unabhängig vom Markt, den es ja wei-
ter als wichtigen Versorger gibt. Und der 
macht in Teilen wunderbare Angebote, 
bei denen man wirklich nur sagen kann: 
Respekt, Hochachtung, das würden wir 
auch gerne zeigen. In Teilen natürlich 
auch stark boulevardeske Angebote, die 
refinanzierbar sind, aber das will ich 
nicht bewerten. Das Ergebnis heißt für 
mich: Wir sollten alles anbieten können, 
Unterhaltung, Sport, Information, Bil-
dung, Kultur und Klassik, aber dieses 
Privileg klug so umsetzen, dass wir nicht
Sensationsberichterstattung machen, 
sondern auch vielen gehobenen Ansprü-
chen dienen.

Florian Schuller: Wie schaut es dann 
mit den Sportrechten aus?

Ulrich Wilhelm: Der Sportrechteetat 
ist gedeckelt. Wenn die Preise davon-
laufen, beim Fußball zum Beispiel, ge-
hen wir längst nicht mehr überall mit, 
sondern lassen bestimmte Dinge auch 
liegen. Der Sportetat wird auch nicht 
erhöht zu Lasten von Kinderprogram-
men oder Kultur.

Florian Schuller: Sie sagen, der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk ist für die 
Gesellschaft im Ganzen bestellt und hat 
die Aufgabe, so etwas Ähnliches wie das 
gemeinschaftliche Bewusstsein der Öf-
die Aufgabe, so etwas Ähnliches wie das 
gemeinschaftliche Bewusstsein der Öf-
die Aufgabe, so etwas Ähnliches wie das 

fentlichkeit zu stärken. Andererseits 
werden aber nicht nur in den Privaten, 
sondern auch in den Öffentlich-Recht-
lichen immer speziellere Kanäle einge-
richtet. Früher konnte ich Volksmusik 
für eine Stunde oder mehrere Stunden 
im Programm von Bayern 1 hören. Jetzt 
kann ich sie 24 Stunden am Tag hören, 
aber da trifft sich halt die eine Gruppe. 
Es gibt bald für jeden Liebhaber einen 
eigenen Kanal. Sind nicht die Öffent-
Es gibt bald für jeden Liebhaber einen 
eigenen Kanal. Sind nicht die Öffent-
Es gibt bald für jeden Liebhaber einen 

lich-Rechtlichen mit der Aufsplitterung 
in einzelne Interessenkanäle doch abge-
kommen von der Verpflichtung, die Ge-
samtheit nicht nur zu repräsentieren, 
sondern auch zusammenzuführen?

Ulrich Wilhelm: Die Entwicklung 
sehe ich natürlich auch. Sie gilt aller-
dings für das gesamte Warenangebot in 
unseren Ländern. Die Gesellschaft dif-
ferenziert sich immer weiter aus. Die 
Zahl der Zeitschriftentitel hat sich über 

die letzten 30 Jahre verdreifacht. Es gibt 
immer mehr von dem, was man special 
interest nennt. Aber wir können uns 
nicht einfach selber einen Kanal wie 
BR-Klassik zuschreiben, das muss viel-
mehr immer das Parlament ausdrück-
lich regeln. Das gesamte Wachstum – 
vor allem in den 90er Jahren, wo vieles 
dazu kam, bei uns B5 aktuell, bundes-
weit Phoenix, oder auch Arte – all das 
war immer begleitet von gesetzgeberi-
schen Gestattungen.

Manchmal haben die Gesetzgeber 
auch abgelehnt: Ein Sportkanal zum 
Beispiel wurde nie für möglich gehalten 
oder erlaubt. Ein reiner Nachrichten-
TV-Kanal auch nicht, weil es mit n-tv 
im Privaten schon einen gibt, der von 
der Politik geschützt werden sollte. 
Aber in anderen Fällen, etwa bei B5 ak-
tuell oder zuvor beim Klassikprogramm 
Bayern 4, hat der Bayerische Landtag 
gesagt: Das erscheint uns vernünftig, da 
erweitern wir das Gesetz. Der Bayeri-
sche Landtag könnte beispielsweise 
ARD-alpha auch wieder einkassieren. 
Er könnte auch sagen, dass es statt der 
fünf UKW-Wellen, die wir im Moment 
haben, nur drei sein dürfen. Er müsste 
dann aber auch die Diskussion in der 
Bevölkerung aushalten.

Deshalb: Weil sich die Gesellschaft 
immer mehr ausdifferenziert und es im-
mer mehr Lebenswelten gibt, immer 
mehr Interessen, kann es überhaupt gar 
kein Publikum mehr für nur eine Welle 
geben, die alles bietet. Wenn der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk in der Mitte 
der Gesellschaft bleiben soll, dann muss 
er bestimmte Formen der Entwicklung 
im Land mitmachen dürfen. Ansonsten 
kümmert er vor sich hin, wie es in den 
USA der Fall ist.

Florian Schuller: Kommen wir zum 
BR. Was in dessen Programm sollte sich 
geändert haben, wenn Sie irgendwann 
einmal als Intendant aufhören werden?

Ulrich Wilhelm: Da muss man be-
scheiden sagen: Ein Intendant hat viel 
weniger Macht, als es scheinen mag.

Florian Schuller: Aber jetzt unter-
treiben Sie ein wenig?

Ulrich Wilhelm: Naja, es war schon 
schwierig genug, die Rundschau zu ver-
ändern. Die Übernahme der Tagesschau 
schwierig genug, die Rundschau zu ver-
ändern. Die Übernahme der Tagesschau 
schwierig genug, die Rundschau zu ver-

im BR Fernsehen nehme ich auf meine 
Kappe, um die Rundschau noch mehr 
mit bayerischen Themen füllen zu kön-
nen. Sofort liefen schwierige Diskussio-
nen mit der Redaktion: Ist eine halbe 
Stunde nicht zu viel? Haben wir genü-
gend Themen in Bayern und genügend 
Korrespondenten im ganzen Land?

Florian Schuller: Deshalb bauen Sie 
die Regionalstudios aus.

Ulrich Wilhelm: Es war früher, in der 
Zeit von Ernest Lang, schon mal ausge-
prägter – was das Radio und Meldun-
gen aus den Regionen betrifft. Ursprüng-
lich war das Korrespondentennetz 
höchst leistungsfähig, dann hat es ein 
wenig gelitten, und jetzt versuchen wir, 
an früher anzuknüpfen und zusätzlich 
Videokompetenz zu schaffen. Flächen-
deckende lokale Berichterstattung ist 
uns im Rundfunkgesetz ja verboten. Wir 
machen Themen, die aus Bayern für 
Bayern interessant sein könnten.

Florian Schuller: Aber das bleibt 
doch eine Definitionsfrage, oder?

Ulrich Wilhelm: Ja, aber früher war 
das leider auch ein Thema der Logistik. 
Wenn in der Uni Passau etwas los war, 
musste ein Team von München-Frei-
mann nach Passau fahren, zwei Stunden
drehen und wieder zurück, damit das in 
die aktuelle Sendung kam. In München 

Ilse Ruth Snopkowski, Vorsitzende der 
Gesellschaft zur Förderung jüdischer 
Kultur und Tradition (re.), und die 
Vorsitzende der Israelitischen Kultus-

Im intensiven Austausch: Ordinariats-
rätin Dr. Anneliese Mayer (li.), und Sr. 
Theodolinde Mehltretter, em. Gerneral-
oberin der Kongregation der Barmherzi-
gen Schwestern.

Staatsminister a. D. Josef Miller (li.) 
und Akademiedirektor a. D. Dr. Florian 
Schuller kennen sich seit vielen Jahren. 
Florian Schuller war nach seinem Aus -
scheiden aus dem Amt des Akademie-

gemeinde München und Oberbayern, 
Charlotte Knobloch, waren unter den 
Gästen des Mittagsgesprächs.

direktors noch einmal an seine langjäh-
rige Wirkungsstätte zurückgekehrt, um 
am 16. November 2018 das Gespräch 
mit Intendant Ulrich Wilhelm zu 
moderieren.
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konnte man Geschichten natürlich mit 
weniger Aufwand drehen. Was mitunter 
dazu geführt hat, dass der Weg als zu 
aufwendig angesehen wurde und man 
im Zweifel mehr Themen aus den Bal-
lungsräumen München und Nürnberg 
gebracht hat. Weil wir uns jetzt mit den 
Kameraleuten und Videojournalisten 
mehr verzweigen und in der Fläche 
sind, wird, räumlich gesprochen, die Di-
stanz in die Rundschau für Ereignisse 
aus den unterschiedlichsten Teilen Bay-
erns kürzer. Und das wird unserem Pu-
blikum und auch uns selbst nützen.

Florian Schuller: Wird es in Zukunft 
auch Sendungen mit religiösen Inhalten 
im BR geben?

Ulrich Wilhelm: Mir ist das persön-
lich sehr wichtig, und wir werden in die-
sem Bereich sicher immer wieder Ak-
zente setzen. Der BR hat heute schon 
unter den dritten Programmen einen 
ganz besonderen Rang. Wir haben ja 
auch die Kirchenkoordination innerhalb 
der ARD und in Rom unser Studio, um 
auch aus dem Vatikan über Glaubens-
themen, über Kirchenthemen zu berich-
ten. Ich sehe nicht, dass wir uns zurück-
ziehen oder schwächer würden. Im Ge-
genteil. Das Interesse in den von der Be-
schleunigung erfassten Gesellschaften 
wird sich wieder stärker hinwenden zu 
spirituellen Themen. Das ist nicht immer 
mit Themen der Kirchen verbunden, 
aber als Grundbedürfnis der Menschen 
bleibt es. Und deshalb müssen und wer-
den wir den Kirchen- und Glaubensthe-
men im Programm Raum geben. 

Weil Sie vorher umfassender gefragt 
hatten, was im Programm alles noch 
eine Rolle spielen soll: Neben dem The-
ma Regionalität ist auch wichtig, dass 
wir weiterhin dem Hörspiel, aber auch 
dem Spielfilm und der Serie verpflichtet 
sind. Es geht darum, nicht immer nur 
auf den Kopf zielende Botschaften zu 
haben, sondern sich den großen The-
men der Welt auch über fiktionale An-
gebote zu nähern, gemütsvoller, seelen-
voller, intuitiver. Bei geschichtlichen 
Themen, auch bei Dokumentationen, 
habe ich jetzt erste Vorkehrungen ge-
troffen. Was die Musik anbelangt: Unse-
re Klangkörper liegen mir sehr am Her-
zen. Wir erreichen insgesamt, was kaum 
jemand weiß, 150.000 Schüler in ganz 
Deutschland, die an Musikerziehungs-
projekten der Klangkörper der ARD 
teilnehmen. Die Musiker gehen raus und 
unterstützen auf diese Weise eine Annä-
herung von Kindern und Jugendlichen 
an die klassische Musik. Das ist wirk-
lich ein beachtlicher gesellschaftlicher 
Beitrag.

Florian Schuller: Sie haben vorhin 
gesagt, religiöse Themen sind Ihnen 
wichtig. Deshalb zum Schluss die ganz 
persönliche Frage: Was wäre in Ihrem 
Leben anders, wenn Sie nicht Christ 
wären?

Ulrich Wilhelm: Vermutlich alles, 
weil es zutiefst eine jede Faser des Le-
bens und der Persönlichkeit betreffende 
Frage ist, ob man glaubt oder nicht 
glaubt. Vieles andere, Essen, Trinken, 
Sport treiben, wäre wahrscheinlich ähn-
lich, aber die Einstellung an jedem Tag 
des Lebens ist einfach eine andere.

Florian Schuller: Sie hatten vor Jah-
ren einmal einen Focus-Fragebogen aus-
gefüllt und in dem lautete die letzte Fra-
ge: „Schenken Sie uns eine Lebensweis-
heit.“ Wissen Sie noch, welche Sie da-
mals den Focus-Leserinnen und Lesern 
geschenkt haben? „Gott gebe mir die 
Gelassenheit, Dinge hinzunehmen, die 
ich nicht ändern kann. Den Mut, Dinge 
zu ändern, die ich ändern kann. Und 
die Weisheit, das eine vom anderen zu 
unterscheiden.“ Was haben Gelassen-
heit oder Mut oder Weisheit mit Gott 
zu tun?

Ulrich Wilhelm: Mut, so glaube ich, 
sehr viel. Würde man sich im Leben nur 
auf sich alleine verlassen können, wä-
ren wahrscheinlich viele Leute nicht 
mutig, weil diese Geworfenheit in die 
Existenz, dass man jede Sekunde unter-
gehen kann, mutlos machen kann. Die 
Gelassenheit ist wahrscheinlich mehr 
Temperamentsache. Schön wäre es, 
wenn man auch die Gelassenheit in der 
Religion erden könnte, aber es gibt 
Menschen, die sind immer unter Strom.

Florian Schuller: Und Sie?

Ulrich Wilhelm: Bei mir wechselt es. 
Wenn mich ein Thema packt, versetzt 
mich das in große Bewegung. Umge-
kehrt muss man, wenn man viele The-
men zum Abarbeiten hat, die man aber 
nicht gut voranbringen kann, auch das 
aushalten und mit Niederlagen leben 
können. Wenn einem im Leben 50 % 
plus ein bisschen was gelingt, und 50 % 
minus ein bisschen was misslingt, dann 
hat man es eigentlich schon gut ge-
macht. 

Florian Schuller: Ein wunderbar op-
timistisch-realistisches Schlusswort. 
Ganz herzlichen Dank! �

Die Landtagsabgeordnete Susanne Kurz 
freute sich über die Gelegenheit, mit 
dem BR-Chef ausgiebig zu reden.

Diplomingenieur Ludwig Findler aus 
Wolfratshausen (re.) und Dr. Wolfgang 
Stöckel, Mitglied im BR-Verwaltungsrat 
und lange Jahre Vorsitzender des 
Bayerischen Journalistenverbands BJV.

Wirtschaftsleute unter sich: Heinrich 
Traublinger (li.), Münchner Traditions-
unternehmer, ehem. Präsident der 
Handwerkskammer von München und 

Der Münchner Galerist Egbert Freiherr 
von Maltzahn und Ulrich Wilhelm im 
Gedankenaustausch.

Oberbayern sowie Landtagsabgeordne-
ter a. D., unterhielt sich mit Dr. Michael 
Kerkloh, dem Chef des Münchner Flug-
hafens.
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Lange Nacht der Musik

Joe Viera und Norisha

Zum dritten Mal nahm die Katholi-
sche Akademie in Bayern an der 
Münch ner Langen Nacht der Musik
teil. Wieder hatten wir Joe Viera und 
die Uni Big Band München zu Gast. 

Norisha Campbell und ihre Band 
übernahmen nach der Pause. 

Wissenschaft für jedermann

Wenn Technik den Nerv trifft
Implantate für elektronische Prothesen

Neuroimplantate und deren Anwen-
dung in der Behandlung von Krankhei-
ten und in der Rehabilitation war das 
Thema von Prof. Dr. Thomas Stieglitz 
am 10. April 2019 im Deutschen Muse-
um. Der Professor für Biomedizinische 
Mikrotechnik an der Universität Frei-
burg referierte in der Reihe „Wissen-
schaft für jedermann“, in der Europas 
führendes Technikmuseum und die Ka-
tholische Akademie in Bayern seit Jah-
ren erfolgreich kooperieren.

Ein Fernsehbericht im Magazin Kir-
che in Bayern und das Videofile mit 
dem gesamten Vortrag von Professor 
Stieglitz finden Sie in der Mediathek 
auf der Website der Katholischen Aka-
demie: www.kath-akademie-bayern.
de/mediathek

Rund 200 Interessierte hatten sich im 
Ehrensaal des Deutschen Museums ein-
gefunden und erhielten von einem der 
führenden Experten auf dem Gebiet der 
Neuroimplantate Informationen zur 
großen Spannbreite der medizinischen 
Anwendungen dieser High-Tech-Geräte. 
Thomas Stieglitz setzte einen Fokus auf 
die technische Machbarkeit, zeigte aber 
auch den jeweiligen medizinischen Nut-
zen, die gesellschaftlichen und ethischen
Implikationen sowie die wirtschaftlichen

Hintergründe bei Grundlagenforschung, 
sowie Entwicklung und Einsatz der Im-
plantate.

Das Fazit von Professor Stieglitz war, 
dass die Implantat-Technik ein sehr gro-
ßes Potential hat und dass bei umsichti-
gem Einsatz die Chancen mögliche Risi-
ken bei weitem überwiegen. Viele Im-
plantate sind schon im klinischen Alltag 
angekommen, bieten einen oft zwar nur 
einfachen Funktionsersatz, erhöhen da-
bei durchaus die Lebensqualität. Aber: 
Auch Implantate haben Nebenwirkun-
gen, die nicht größer oder kleiner sind, 
als bei Medikamenten, sondern eben 
anders. Es sei noch ein weiter, for-
schungsintensiver Weg zu beschreiten, 
der auch finanzielle Anstrengungen er-
fordere, um eine große Bandbreite
schon entwickelter oder angedachter 
Implantate serienreif zu bekommen.

Auch die ethische und gesellschaftli-
che Diskussion habe eben erst begon-
nen, so Stieglitz. Wir müssten sagen, 
was wir wollen und was nicht, so Stieg-
litz. An diesem Punkt setzte auch Prof. 
Dr. Markus Vogt an, Professor für 
Christliche Sozialethik an der LMU 
München, Vorsitzender des Münchner 
Hochschulkreises der Akademie und 
Moderator bei „Wissenschaft für jeder-

Prof. Dr. Thomas Stieglitz (re.) und Prof. 
Dr. Markus Vogt im Ehrensaal des 
Deutschen Museums in München.

mann“. Es stelle sich die Frage, wo die 
Grenzen zwischen Fortschritt und Hilfe 
auf der einen Seite und Überwachung 

und Optimierung von Menschen auf der 
anderen Seite liegen. �

Joe Viera und die Musiker der Uni Big 
Band starteten das Programm um 20 Uhr.

Hinzu kamen dieses Mal – am Samstag, 
4. Mai – aber noch die Musikerinnen 
und Musiker der Gruppe Norisha. Und! 
Beide Bands verstanden sich hervorra-
gend und boten den insgesamt wohl 

rund 400 Besuchern von 20 Uhr bis 
nach Mitternacht Jazz der Extraklasse. 
Und Extraklasse, das sagten viele Besu-
cher der Jazznacht in der Akademie, 
präsentierten sich auch unsere Küche 

und Hauswirtschaft. Eines steht schon 
fest: an der Langen Nacht der Musik 
2020 – geplant ist sie für Samstag, 25. 
April, – nimmt die Akademie wieder 
teil. �
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 Kardinal Wetter 
Preis 2018

Wie bewältigen Eltern den Tod ihres 
Kindes im Mutterleib? Wie geht es 
ihnen kurz nach der Geburt und nach 
dem endgültigen Abschiednehmen? 
Wie gestaltet sich ihr Elternsein?
Diese und weitere existenzielle Fragen 
zu beantworten nahm sich Frau Zsofia 
Schnelbach im Rahmen ihrer Doktor-
arbeit zum Thema „Stille Geburt“ 
vor und wurde für Ihre Leistung mit 
dem Kardinal Wetter Preis 2018 der 
Katholischen Akademie in Bayern 
ausgezeichnet. Der mit 1.500 Euro 

dotierte Preis wurde am Abend des 
22. Novembers 2018 im Senatssaal 
des Nikolaklosters in Passau verliehen 
und von Doktorvater und Laudator 
Prof. Peter Fonk, Leiter des Master-
studiengangs Caritaswissenschaft und 
wertorientiertes Management der Uni-
versität Passau, ausgiebig gewürdigt. 
Lesen Sie nachfolgend die Laudatio 
auf die Preisträgerin sowie Ihr Ge-
spräch mit dem damaligen Direktor 
der Katholischen Akademie in Bayern: 
Dr. Florian Schuller.

 Laudatio auf Zsofia Schnelbach
Peter Fonk

I. Einführung

Der Ansatzpunkt dieser Untersu-
chung liegt mitten im Leben. Denn die 
Geburt eines Kindes ist – in den meis-
ten Fällen jedenfalls – ein freudig her-
beigesehntes Ereignis im Leben werden-
der Eltern. Schon lange vor dem errech-
neten Zeitpunkt der Geburt treffen sie 
alle Vorkehrungen, um dem neuen Er-
denbürger ein Zuhause zu bieten, in dem
er bzw. sie sich wohlfühlen kann. Ne-
ben der Einrichtung des Kinderzimmers 
und der Anschaffung der notwendigen 
Ausstattungsgegenstände haben die El-
tern auch ein berechtigtes Interesse zu 
erfahren, ob die embryonale Entwick-
lung ihres Kindes normal verläuft, das 
Kind gesund ist oder möglicherweise 
Beeinträchtigungen aufweist. Die ver-
schiedenen pränatalen Diagnosemög-
lichkeiten können in der Regel rasche 
und sichere Auskunft geben. 

Doch trotz guter Untersuchungser-
gebnisse beim Fetus und eines anschei-
nend problemlosen Schwangerschafts-
verlaufs können unvermutet Komplika-
tionen auftreten. Im besten Fall gelingt 
es den behandelnden Ärzten, durch ge-
tionen auftreten. Im besten Fall gelingt 
es den behandelnden Ärzten, durch ge-
tionen auftreten. Im besten Fall gelingt 

zielte Maßnahmen der Intervention ge-
genzusteuern und die auftretenden Pro-
bleme zumindest so weit in den Griff zu 
bekommen, dass die Schwangerschaft 
bis zum festgesetzten Termin fortgesetzt 
und mit der Geburt eines gesunden Kin-
des abgeschlossen wird. Im zweitbesten 
Fall wird die Geburt auf medikamentö-
sem Weg eingeleitet und ein frühgebore-
nes Kind erblickt das Licht der Welt.

Die Verfasserin der hier vorgelegten 
Dissertation wendet sich allerdings ei-
ner dritten, bisher noch nicht angespro-
chenen Möglichkeit zu. 

Es kommt leider immer wieder vor, 
dass der Schwangerschaftsverlauf sich 
völlig problemlos darstellt, die Ergebnis-
se der pränatalen Diagnostik keinerlei 
Anlass zur Besorgnis bieten, plötzlich 
einsetzende Wehen oder nicht vorher-

Prof. Dr. Dr. Peter Fonk, Leiter des Mas-
terstudiengangs Caritaswissenschaft 
und werteorientiertes Management so-
 wie des Instituts für angewandte Ethik 
in Wirtschaft, Aus- und Weiterbildung 
an der Universität Passau

sehbare Komplikation aber dazu führen,
dass ein voll ausgebildetes Kind tot auf 
die Welt kommt. Die Dramatik wird 
noch gesteigert, wenn die Schwanger-
schaft bis kurz vor dem errechneten 
Zeitpunkt der Geburt völlig normal ver-
läuft und die Mutter plötzlich bemerkt, 
dass irgendetwas nicht in Ordnung ist, 
weil die Kindsbewegungen auf einmal 
nicht mehr wahrnehmbar sind.

Nach der Feststellung des intrauteri-
nen Todes wird die Geburt in den meis-
ten Fällen medikamentös eingeleitet. 
Den Eltern, besonders der Mutter, die 
in ihrer Phantasie bereits das Kind mit 
allen Zeichen der Liebe und Zuneigung 

umgab, bleibt nur die traurige Gewiss-
heit, ein totgeborenes Kind in den Ar-
men zu halten.

Aber wie gehen Eltern mit solchen 
Erfahrungen um, die ihre gesamten Le-
benspläne durchkreuzen?

Früher sprach man in solchen Fällen 
gewöhnlich von einer Fehl- oder Totge-
burt, je nachdem, in welchem Stadium 
seiner Entwicklung der Fetus auf die 
Welt kam.

Heute verwendet man immer mehr 
den aus dem Englischen stammenden 
Terminus der „stillen Geburt“ (stillbirth). 
Dieser Begriff beschreibt das tragische 
Ereignis sensibler und einfühlsamer und 
entspricht dadurch besser der Gefühls-
welt der Eltern.

Allerdings wurden die psychischen 
und sozialen Folgen des Kindsverlustes 
während der Schwangerschaft sowohl 
im klinischen Bereich als auch in der 
Forschung lange Zeit kaum erforscht. 
Erst Ende der 1960er Jahre wurden im 
englischsprachigen Raum die Auswir-
kungen der stillen Geburt im Blick auf 
den psychischen Zustand der Mütter 
nach Tot- und Lebendgeburt untersucht. 
Für die Ärzte bzw. das Pflegepersonal, 
nach Tot- und Lebendgeburt untersucht. 
Für die Ärzte bzw. das Pflegepersonal, 
nach Tot- und Lebendgeburt untersucht. 

Familienangehörige sowie den Freun-
des- und Bekanntenkreis ist die Totge-
burt in der Regel ein Nicht-Ereignis 
(non event), das nur schwer zuzuord-
nen und nicht so greifbar ist wie der 
Verlust eines anderen Menschen. Für 
die Eltern aber war das Kind existent. 
Sie hatten ihm vielleicht schon einen 
Namen gegeben, sein Zimmer einge-
richtet und sich in ihrer Phantasie das 
Leben mit ihm ausgemalt. Das Schwei-
gen des Umfeldes, das meistens mit Hilf-
losigkeit reagiert, vergrößert die einge-
tretene Leere und verstärkt die Erfah-
rung der Totgeburt als leere Tragödie. In 
einem Satz gesagt herrschte lange Zeit 
die Überzeugung, es sei das Beste, das 
einem Satz gesagt herrschte lange Zeit 
die Überzeugung, es sei das Beste, das 
einem Satz gesagt herrschte lange Zeit 

Drama einer stillen Geburt möglichst 
totzuschweigen und so bald wie mög-
lich in die „Normalität“ zurückzukeh-
ren. Diese „Bewältigung“ wurde aller-
dings mit einem hohen Preis bezahlt: 
der Traumatisierung der Mütter und Vä-
ter, die ihr Leben lang unter der Last 
des Schweigens und der Nichtbeach-
tung einer menschlichen Tragödie litten, 
die in den Augen ihrer Umwelt keine 
war, weil man sie behandelte, als habe 
sie niemals stattgefunden.

Heute wissen wir, dass Unterstützung 
und Begleitung für betroffene Frauen 
genauso wichtig sind wie die Möglich-
keit, ihr Kind sehen und halten zu dür-
fen. Werden den Betroffenen Sehen, Be-
rühren und Teilnahme an der Beerdi-
gung vorenthalten, sind spätere Trau-
matisierungen wahrscheinlich. Weitere 
kritische Momente sind die Rückkehr in 
die eigenen vier Wände und die Reakti-
onen des sozialen Umfeldes. Als beson-
ders negativ werden in diesem Zusam-
menhang sowohl Bagatellisieren und 
Totschweigen erlebt. 

Das Thema Totgeburt wurde bereits 
eingehend erforscht, sodass in diesem 
Bereich umfangreiche Literatur vorliegt. 
Jedoch stand der Bewältigungsprozess, 
den betroffene Eltern leisten, bislang 
kaum im Mittelpunkt wissenschaftlicher 
Auseinandersetzung. Die vorliegende 
Dissertation hat zum Ziel, einen Beitrag 
zur Weiterentwicklung der wissenschaft-
lichen Diskussion über die Verarbeitung 
einer stillen Geburt zu leisten.

Das Erkenntnisinteresse dieser Dis-
sertation richtet sich auf die folgende 
Forschungsfrage: Wie gestaltet sich die 
Bewältigung bei den Eltern, die ihr Kind
durch intrauterinen Tod verloren haben?
Im Zusammenhang mit dieser zentralen 
Fragestellung sind weitere Aspekte zu 
berücksichtigen: Was erleben Eltern zum
Zeitpunkt der Feststellung des Todes, 
kurz nach der Geburt und nach dem 
endgültigen Abschiednehmen von ihrem 
Kind? Wie gestaltet sich ihr Elternsein?

II. Aufbau und Inhalt

Die Beantwortung dieser Fragen er-
folgt in einer auf drei Hauptteile ange-
legten Untersuchung. 

Im ersten Hauptteil erfolgt zunächst 
eine Einleitung in Form einer Definition 
der zentralen Begriffe (Totgeburt, Fehl-
geburt, stillbirth) sowie der Darstellung 
des aktuellen Forschungsstandes zu die-
sem Bereich. Dieser notwendigen defi-
nitorischen Vorabklärung und Doku-
mentation schließen sich unmittelbar 
die Formulierung der Forschungsfrage 
und eine Erläuterung des systematischen
Leitfadens an, dem diese Dissertations-
schrift folgt. 

Dazu noch eine Bemerkung zu der 
Prämisse, von der Frau Schnelbach aus-
geht und damit schon eine deutliche 
Vorentscheidung im Blick auf die Her-
meneutik trifft, die ihrer Untersuchung 
zugrunde liegt: In der Forschungsfrage 
ist keineswegs zufällig nicht nur von 
den betroffenen Frauen und Müttern, 
sondern bewusst von den Eltern die 
Rede. Die Formulierung der Forschungs-
frage gibt bereits zu erkennen, dass Frau 
Schnelbach in die Prozesse der Bewälti-
gung von Kindsverlust von Beginn an 
die Väter mit einbezieht. Anders gesagt: 
Das Thema „stille Geburt“ ist nicht nur 
Frauensache, sondern betrifft beide El-
ternteile. Es handelt sich also um ein 
genuines Elternthema. Dieser Sachver-
halt war der feministischen Bioethik der 
ersten Stunde noch nicht bewusst. In 
dieser Frage ist die Forschung inzwi-
schen ein gutes Stück vorangekommen.

Nachdem Frau Schnelbach in Kapitel 
1 präzise Grundlagenarbeit geleistet hat, 
verfolgt sie in den Kapiteln 2 – 4 das 
Ziel, die Theorie aufzuarbeiten und sich 
mit dem aktuellen Forschungsstand aus-
einanderzusetzen. In den folgenden Ka-
piteln „Gesellschaftliche Aspekte des 
Eltern- und Kindseins“, „Psychologie 
der Schwangerschaft“ und „Bewälti-
gung“ geht die Verfasserin der Frage 
nach, in welchem medizinischen und 
sozialen Kontext sich Frauen heute auf 
die Geburt ihres Kindes vorbereiten und
wie sich die Bindung an das ungebore-
ne Kind entwickelt. Im zweiten Haupt-
teil (Kapitel 5 – 6) ihrer Untersuchung 
wendet sich Frau Schnelbach der Empi-
rie zu. 

Vor dem dargestellten theoretischen 
Hintergrund formuliert sie drei überge-
ordnete Fragen, an denen sich der Ver-
lauf dieses Hauptteils orientiert:

•  Was erleben Eltern bei der Diagnose-
stellung, kurz nach der Geburt und 
nach der endgültigen Trennung von 
ihrem Kind?

•  Wie gestaltet sich ihr Bewältigungs-
prozess?

•  Wie lässt sich das Elternsein bei stil-
ler Geburt beschreiben?

Das Forschungsinteresse besteht da-
rin, anhand des empirischen Materials 
die erzählten Prozesse und psychischen 
Zustände zu benennen und zu den refe-
rierten Theorien in Beziehung zu set-
zen. Hier sind insbesondere die Trauer-
modelle von Ruthmarijke Smeding und 
Dennis Klass hervorzuheben. Aufgrund 
der Sensibilität des Themas hat Frau 
Schnelbach die vorliegende Studie als 
qualitative Untersuchung konzipiert. 
Anhand dieser Ansätze wurde als Erhe-
bungsinstrument das semistrukturierte 
Leitfadeninterview gewählt; für die Aus-
wertung der Daten die qualitative In-
haltsanalyse. Der empirische Teil stellt 
die Ergebnisse der Befragung von insge-
samt 15 Gesprächen mit 11 Müttern 
und 4 Vätern vor, unter denen sich 3 
Ehepaare befanden.

Der Befragung wurde eine Zeitgrenze 
von 20 Schwangerschaftswochen zu-
grunde gelegt. Neben dem Gestations-
alter wurde auch eine Mindestgrenze 
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gezogen, wie lange die Erfahrung zu-
rückliegen sollte. Demnach fand ein 
Gespräch statt, wenn seit der stillen Ge-
burt mindestens 12 Monate vergangen 
waren. Eine Obergrenze wurde nicht 
festgelegt, da die Verfasserin dieser Un-
tersuchung zu Recht davon ausgehen 
konnte, dass – unabhängig vom Ge-

burtsjahr des Kindes – eine Narration 
vorhanden ist. 

Die Lektüre der dokumentierten Ge-
spräche bzw. wichtiger Gesprächsaus-
schnitte kann niemanden unberührt las-
sen. Dass solche Gespräche, die Men-
schen am Punkt der tiefsten Erschütte-
rung und Durchkreuzung ihrer Lebens-

pläne abholen, überhaupt möglich wer -
den konnten, ist zum einen sicher mit 
der hohen Empathiefähigkeit zu erklä-
ren, über die Frau Schnelbach verfügt, 
zum anderen sicher auch der Tatsache 
geschuldet, dass sie als unmittelbar 
selbst Betroffene diese Gespräche an-
bahnen und durchführen konnte. Das 
allein verdient schon hohe Anerken-
nung.

Der Respekt vor dieser Leistung wird 
noch einmal beträchtlich gesteigert, weil 
es Frau Schnelbach gelungen ist, trotz 
aller persönlichen Betroffenheit die nö-
tige reflexive Distanz herzustellen, in-
dem sie es immer wieder versteht, die 
sehr persönlich gefärbten Gespräche an 
den wissenschaftlichen Forschungsstand
und in der umfassenden Theorie kriti-
scher Lebensereignisse zu verorten.

Im dritten Hauptteil (Kapitel 7) er-
reicht die vorliegende Untersuchung ih-
ren Höhepunkt. Die Verfasserin hat 
sich der anspruchsvollen Aufgabe ge-
stellt, die zentralen Forschungsfragen 
anhand der Ergebnisse des empirischen 
Teils zu beantworten. Das geschieht in 
zwei Schritten. Im ersten Schritt (Ab-
schnitt 1 – 4) werden die zentralen Ele-
mente des Erlebens und der Bewälti-
gung dargestellt und mit den im theore-
tischen Teil der Arbeit referierten Kon-
zepten und Forschungsergebnissen ver-
knüpft. Auch theologische Ansätze wer-
den aufgearbeitet, insbesondere die Got-
tes- und Theodizeefrage hinsichtlich der 
Veränderung des Weltbildes. 

Der zweite Schritt (Abschnitt 5) der 
Interpretation wird anhand der dem 
ersten Teil zugrundeliegenden Reihen-
folge der Ereignisse durchgeführt. Der 
Punkt „Das Wesen des Elternseins bei 
stiller Geburt“ leitet über in die Entwick-
lung eines Modells, in dem die wesentli-
chen Erkenntnisse der vorliegenden 
Untersuchung in einer Gesamtschau zu-
sammengefasst und an die Forschungs-
arbeiten von Dennis Klass und Ruthma-
rijke Smeding zurückgebunden werden.

Von dort stammt auch großenteils die 
metaphorische Begrifflichkeit, die Frau 
Schnelbach von Ruthmarijke Smeding 
übernommen und zu einem Vier-Statio-
nen-Modell des Elternseins bei stiller 
Geburt weiterentwickelt hat.

Dieses Vier-Stationen-Modell lässt 
sich unter die Oberbegriffe Schwanger-
schaft, Januszeit (Schleusenzeit), Laby-
rinthzeit und Regenbogenzeit subsumie-
ren. Da die Begrifflichkeit der 1. Stati-
on, der Schwangerschaft, praktisch 
selbsterklärend ist, gestatten Sie mir, 
dass ich mich auf eine kurze Erläute-
rung der für die folgenden 3 Stationen 
verwendeten Metaphorik beschränke, 
die inzwischen in der Trauerforschung 
weithin Verbreitung gefunden hat. 

Am Anfang steht als 1. Station die 
sog. Janus-Zeit, so benannt nach dem 
römischen Gott, der als Schutzhüter der 
Tore, der Durchgänge und des Anfangs 
galt und stets mit einem Doppelantlitz 
dargestellt wurde. Er ist bekanntlich 
auch Namensgeber des ersten Monats 
im neuen Jahr.

Die Januszeit wird auch als Schleu-
senzeit bezeichnet. Sie ist die Zeit zwi-
schen dem Eintritt des Todes und der 
Bestattung. Mit dem Tod bzw. der Tot-
geburt des geliebten Menschen, des 
Kindes, schließt sich die Tür zwischen 
den Angehörigen und dem Verstorbe-
nen, dem Kind – aber eine neue Tür hat 
sich noch nicht geöffnet. In dieser Pha-
se erfolgt der Übergang eines Angehöri-
sich noch nicht geöffnet. In dieser Pha-
se erfolgt der Übergang eines Angehöri-
sich noch nicht geöffnet. In dieser Pha-

gen bzw. der Eltern in die Rolle der Hin-
terbliebenen, in eine neue Wirklichkeit. 
Dabei kommt dem „Abschiednehmen“ 
eine besondere Bedeutung zu – also der 
Realisation des Todes des geliebten Men-
schen.

Die Betroffenen beschreiben diese 
Zeit als eine Schleuse, durch die sie „wie 
ferngesteuert“ gehen mussten. In diesen 
ersten Tagen haben Helfer (Begleiter, 

Prof. Dr. Sandra Huebenthal, Spreche-
rin des Departments für Katholische 
Theologie an der Universität Passau, 
begrüßte die Anwesenden zur Preisver-
leihung.

Die Vizepräsidentin für Studium, Lehre 
und Internationales der Universität 
Passau, Prof. Dr. Daniela Wawra, sprach
über den zehnjährigen Geburtstag des 
Kardinal Wetter Preises.

Lotsen), z. B. Ärzte, Schwestern, Bestat-
ter und Seelsorger, engen Kontakt zu 
den Betroffenen und können eine un-
terstützende Hilfe sein. Oft sind es 
praktische Hilfen, mit denen man den 
Betroffenen am besten helfen kann, und 
Zeit. „Trösten“ kann man die Trauern-
den nicht: Trauernde sind untröstlich, 
denn der Verlust ist endgültig.

Die Janus-Zeit steht am Anfang der 
Trauerzeit und ist die Zeit der Zerris-
senheit. Das Leben der Angehörigen ist 
gespalten. Einerseits blicken die Betrof-
fenen zurück in die Vergangenheit und 
erinnern sich sehr intensiv an die ge-
meinsame Zeit der Schwangerschaft 
und des Lebens, das sie gemeinsam mit 
dem geliebten Kind erhofft hatten. An-

 Oft sind es praktische Hil-
fen, mit denen man den Be-
troffenen am besten helfen 
kann, und Zeit.

dererseits wissen sie genau, dass sie 
nach vorn blicken sollten bzw. die all-
täglichen Verpflichtungen regeln müs-
sen, um im Hier und Jetzt zu bestehen. 
Die Trauernden sehnen sich nach ihrem 
erhofften und erträumten Leben mit 
dem geliebten Kind und wehren sich ge-
gen ein Leben ohne die verlorene Per-
son. Kennzeichnend ist das Hin und 
Her zwischen der Vergangenheit und 
der Notwendigkeit, weiterleben zu müs-
sen (zu funktionieren).

Den Verlust eines Menschen zu be-
wältigen, stellt für die Hinterbliebenen 
eine Aufgabe dar. Das Labyrinth ist ein 
Symbol für die 2. Station des inneren 
Weges: dieser ist gewunden, unruhig 
und schwer, aber es geht immer vor-
wärts, auch dann, wenn die Angehöri-
gen manches Stück des Weges rück-
wärtsgehen. Es ist die Zeit des Lernens, 
der Traurigkeit, des Schmerzes und der 
Gefühle wie Wut und Verzweiflung. Die 
Labyrinth-Zeit kann als die Suche nach 
einem Weg zur Mitte beschrieben wer-
den, wodurch die Trauernden an einen 
Punkt kommen, den sie durchschreiten 
und von dem aus sie als „Veränderter“ 
aus dem Labyrinth herauskommen. In 
dieser Zeit müssen die Trauernden ler-
nen, die Belastungen auszuhalten und 
den Verstorbenen loszulassen. 

Beim Ankommen an der 3. Station, 
der sog. Regenbogenzeit, beschreiten die 
Trauernden ihren persönlichen Lebens-
weg weiter, ohne die verstorbene Per-
son aufzugeben (= Weiterleben und Er-
innern). Sie sind schon weit auf ihrem 
Trauerweg fortgeschritten, erfreuen sich 
am Leben und betrachten gleichzeitig 
die Trauer als einen Teil ihres Lebens. 
Das heißt aber auch, sie haben keine 
Angst, in „kleine Janus-Zeiten oder 
Labyrinth-Zeiten“ zurückzufallen – 
z. B. am Geburtstag oder Hochzeitstag.

Der Abschluss des Trauerweges 
(= Ende der Regenbogenzeit) bedeutet 
nicht, dass die Trauer beendet ist. Aus 
der sog. „Rest-Trauer“ können z. B. Ri-
tuale entstehen, die die Beziehung zum 
Verstorbenen am Leben erhalten und 
damit Teil des neuen Lebens werden. 
Ruthmarijke Smeding, der Frau Schnel-
bach auch in diesem Punkt folgt, ver-
steht unter dem Begriff der „Resttrauer“,
dass ein Teil der Trauer nie verschwin-
det, aber der Trauernde lernt, damit 
ohne Schmerzen zu leben: nicht trauern 
müssen, aber trauern dürfen.

Diese Typisierung gibt zu erkennen, 
dass Verlustarbeit mit intensiver Identi-
tätsarbeit einhergeht. Diesem Identitäts-
verständnis kommt jedoch der Charak-
ter eines Fragments zu. Das gilt in beide 
Richtungen der Zeitachse. Es ist inso-
fern Fragment der Vergangenheit, weil 
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etwas, das bereits existierte, unwieder-
bringlich verloren gegangen ist. Es ist 
aber auch ein Fragment, das in die Zu-
kunft weist. Die mögliche Entwicklung 
dieses einmal dagewesenen Kindes wird 
für immer verborgen bleiben. Damit 
wird deutlich, dass in diesem Kontext 
sowohl die Existenz des stillgeborenen 
Kindes als auch die elterliche Identität 
nur als Fragmente existieren. Sie tragen 
jedoch den Verweischarakter auf Trans-
zendenz in sich, der indirekt schon die 
beiden großen Herausforderungen the-
matisiert, die sich am Ende dieser um-
fassenden Untersuchung stellen: die 
Gottesfrage und – eng mit ihr verbun-
den – die Theodizeefrage. Die Ausein-
andersetzung mit existentiellen Fragen 
wird im fortgeschrittenen Bewältigungs-
prozess unvermeidlich. Allerdings kann 
der Ausgang durchaus in unterschiedli-
che Richtungen verlaufen. Es ist mög-
lich, dass die Frage „Wo war Gott, als er 
nicht da war und unser Kind starb?“ 
nur durch das Schweigen Gottes beant-
wortet zu werden scheint. Die Vergeb-
lichkeit der Suche nach einer Antwort, 

die ja auch Wolfgang Borcherts Nach-
kriegsdrama „Draußen vor der Tür“ wie 
ein cantus firmus durchzieht, kann mög-
licherweise durch den Aufbruch in ei-
nen Atheismus ad maiorem hominis sa-
lutem abgemildert und erträglicher ge-
staltet werden (um eine durch Odo 
Marquard bekannt gewordene Formu-
lierung in abgewandelter Form zu zitie-
ren). Sie kann allerdings auch zu einer 
Veränderung des Welt- und Gottesbil-
des auf einer höheren Stufe der Reflexi-
on oder zu einer Wiederentdeckung 
kindlichen Vertrauens auf einer höheren
Stufe führen, das heißt zu einer „zwei-
ten Naivität“ im Sinne Paul Ricœurs. 
Im Hintergrund dieser Transformation 
des Gottesglaubens steht im Übrigen die 
Im Hintergrund dieser Transformation 
des Gottesglaubens steht im Übrigen die 
Im Hintergrund dieser Transformation 

Gestalt des biblischen Hiob, der zum 
Urbild des unschuldig Leidenden wurde 
und auf den sich Frau Schnelbach zu 
Recht bezieht. 

Ein ähnliches Schicksal wie der Krise 
des Gottesglaubens kann der nahezu 
unausweichlichen Auseinandersetzung 
mit der Theodizeefrage beschieden sein. 
Eltern, die sich vergeblich an der War-
um-Frage abarbeiten, um eine Antwort 
auf die Frage zu finden, warum gerade 
ihr Kind sterben musste oder warum 
Gott, dem man die Attribute der All-
macht und Güte zuspricht, solches zu-
lassen konnte, werden sich möglicher-
weise von jeder Form transzendenter 
Spiritualität und damit auch vom Got-
tesglauben abwenden. In einem thera-
peutisch oder seelsorglich begleiteten 
Trauer- und Bewältigungsprozess kann 
die erlebte Krise des Gottesglaubens 
aber auch zu dem Ergebnis führen, dass 
Eltern sich von der Warum-Frage verab-
schieden, deren Vergeblichkeit sie er-
kannt haben. Frau Schnelbach fasst die-
sen Schritt in die folgenden Sätze: „Es 
ist jedoch […] feststellbar, dass die War-
um-Frage – obwohl ihr Aufbrechen in 
den meisten Krisensituationen zunächst 
unvermeidbar ist – die psychische Qual 
vertieft. Damit das seelische Gleichge-
wicht wiederhergestellt wird, sollen die-
se Stimmen verstummen. In den inne-
ren Auseinandersetzungen gelangen El-
tern zu der Erkenntnis, dass es für den 
Eintritt des tragischen Lebensereignis-
ses […] keine Erklärung gibt und dass 
sich auf die Warum-Frage keine Ant-
wort finden lässt.“

 Die Auseinandersetzung mit 
existenziellen Fragen wird 
im fortgeschrittenen Bewälti-
gungsprozess unvermeidlich.

Ihre Suche nimmt stattdessen eine 
neue Richtung und löst die kausale Fra-
ge durch eine finale Frage ab: Welcher 
Sinn verbirgt sich hinter der menschli-
chen Tragödie, die uns widerfahren ist? 
Im Hintergrund dieser Überlegungen 
chen Tragödie, die uns widerfahren ist? 
Im Hintergrund dieser Überlegungen 
chen Tragödie, die uns widerfahren ist? 

steht die richtungweisende Schrift Kants 
„Über das Misslingen aller philosophi-
steht die richtungweisende Schrift Kants 
„Über das Misslingen aller philosophi-
steht die richtungweisende Schrift Kants 

schen Versuche in der Theodizee“, die 
Frau Schnelbach überzeugend für den 
therapeutischen Kontext rezipiert. Eine 
authentische Theodizee lehrt uns des-
halb, die Unverfügbarkeit des Todes als 
Grundverfasstheit unserer Existenz zu 
akzeptieren. Sie hat deshalb ihren legiti-
men Ort in der Mitte der Theologie.

III. Würdigung

Die vorliegende Arbeit hat einen 
wichtigen und innovativen Forschungs-
beitrag geleistet. Dafür können drei 
wichtige Gründe angeführt werden.

Frau Schnelbach hat erstens in ihrer 
Dissertation Neuland betreten, das im 
Bereich der Theologie, insbesondere in 
den thematisch relevanten Disziplinen 
der Caritaswissenschaft, Moraltheolo-
gie, Pastoraltheologie und Pastoralpsy-
chologie, bisher weitgehend unbearbei-
tet ist. Insofern hat sie substantiell zur 
Weiterentwicklung des intratheologi-
schen Diskurses beigetragen, indem sie 
neue und weiterführende Einsichtsbe-
stände eröffnet und damit den An-
spruch in vollem Umfang erfüllt hat, der 
an eine Dissertation zu stellen ist.

Aus methodisch systematischer Hin-
sicht ist zweitens hervorzuheben, dass 
die vorliegende Arbeit durch den konse-
quent durchgehaltenen gedanklichen 
Duktus überzeugt, in vorbildlicher Wei-
se die Theorie- und Praxisebene des ers-
ten und zweiten Hauptteils miteinander 
verzahnt, im dritten Hauptteil miteinan-
der vermittelt und einer inhaltlich an-
spruchsvollen Synthese zuführt. 

Es ist drittens als beachtlicher Ertrag 
dieser Arbeit hervorzuheben, dass Frau 
Schnelbach auch den theologischen An-
sprüchen in vollem Umfang gerecht 
wird, weil sie in sachlicher Hinsicht ei-
nem zentralen Anliegen der Pastoral-
konstitution des 2. Vatikanischen Kon-
zils „Die Kirche in der Welt von heute“ 
konsequent folgt. Dort heißt es, dass es 
Aufgabe der Kirche sei, Freude und 
Hoffnung, Trauer und Angst der Men-
schen von heute zu teilen. Es dürfe von 
daher nichts Menschliches geben, das 
der Kirche fremd sei. Man sollte diese 
Sätze jeder theologischen Arbeit, die in 
verantworteter Zeitgenossenschaft be-
trieben wird, als Präambel voranstellen. 
Frau Schnelbach wird diesem Anspruch 
gerecht und zeigt in ihrer Dissertation 
die Geschichtsverwiesenheit theologi-
scher Erkenntnis anhand der Bezeu-
gungsorte in den Biographien von El-
tern auf, die Erfahrungen wie Trauer, 
Abschied, Bewältigung und Neuentwurf 
eines Welt- und Gottesbildes nach 
plötzlichem Kindstod bewältigen müs-
sen. Insofern zeigt sie implizit einen 
Weg, auf dem es möglich wird, jene bei-
den Grundtypen von Theologie, die vor 
etlichen Jahren Otto Hermann Pesch 
auf der einen Seite durch Thomas von 
Aquin, auf der anderen Seite durch 
Martin Luther repräsentiert sah, einer 
anspruchsvollen Synthese auf höherer 
Ebene zuzuführen, in die als neuer Pro-
tagonist auch die empirischen Wissen-
schaften mitspielen. Während bei Tho-
mas die Person des Theologen bzw. der 
Theologin ganz hinter den disziplinier-
ten und rationalen Argumentationsgang 
zurücktritt, ist bei Luther das Gegenteil 
der Fall. Ohne die Person des Reforma-
tors und dessen Lebensgeschichte wäre 
die leidenschaftliche und aufwühlende 
Art der Auseinandersetzung gar nicht 
nachvollziehbar. Insofern hat Luther, 
im Gefolge von Paulus und Augustinus, 
eine Theologie hervorgebracht, die eine, 

um ein in ähnlich lautender Form von 
Johann Baptist Metz, Klaus Demmer 
und Herbert Vorgrimler benutztes Dik-
tum aufzugreifen, umgewandte Biogra-
phie oder bedachte Lebensgeschichte 
ist.

Die existentiell erschütternden Situa-
tionen in einem Menschenleben sind 
aber nicht nur Applikationsort, Bewäh-
rungskontext und Forschungsgegen-
stand von Theologie, sondern auch Ent-
stehungskontext und Lernort. Die damit 
verbundenen Erfahrungen können so-
mit auch Orte in dem Sinne sein, dass 
die Theologie selbst in die Schule ge-
schickt wird und dazulernt. Anders ge-
sagt: Sie sind „ein theologiegenerativer 
Ort.“

Sie bringen Theologie erst hervor. 
Freilich nicht eine Theologie, die dokt-
rinär, besserwisserisch oder im Brustton 
der Überzeugung auftritt, sondern eine 
„Theologie im pianissimo.“ Leise und 
zurückhaltend wird sie Vertrauen we-
cken, weil sie sagt, was sie kann, aber 
auch den Mut hat zu sagen, was sie 
nicht mehr kann. Eine Theologie von 

solcher Art, und das gilt insbesondere 
für die Caritaswissenschaft, wenn sie ih-
ren Ursprung in der Ethik nicht verges-
sen hat, erreicht an diesem Punkt eine 
therapeutische Dimension. Sie macht 
deutlich, was das Studium der Caritas-
wissenschaft an theologischer Kern-
kompetenz auch vermitteln will: ein 
Können an der Grenze des Nichtkön-
nens, ein Mitsein an der Grenze des 
Fernbleibens, ein Verstehen an der 
Grenze des Unverständlichen, ein Mit-
gehen an der Grenze der undurchdring-
lichen Geschiedenheit. 

Aufgrund der innovativen Themen-
stellung und der auf hohem Niveau 
durchgeführten Einlösung eines an-
spruchsvollen Forschungsvorhabens 
freue ich mich sehr, dass am heutigen 
Tag der renommierte Kardinal Wetter 
Preis erstmals für eine Dissertation ver-
geben wird, die im Fach „Caritaswissen-
schaft und werteorientiertes Manage-
ment“ angefertigt wurde. Ganz herzli-
che Gratulation zu dieser hohen Aus-
zeichnung! �

Dr. Zsofia Schnelbach bei der Preisver-
leihung mit Dr. Florian Schuller, 
Professor Peter Fonk und Kardinal 
Friedrich Wetter (v. l. n. r.).

Kardinal Friedrich Wetter und Professo-
rin Sandra Huebenthal hatten sich im 
Anschluss an die Preisverleihung noch 
vieles zu sagen.
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Zsofia Schnelbach und Florian Schuller 
im Gespräch

Florian Schuller: Frau Dr. Schnel-
bach, damals, als ungarische Grenzbe-
amte bei jenem berühmten „europäi-
schen Picknick“ das erste Loch in den 
eisernen Vorhang geschnitten haben, 
waren Sie gerade acht Jahre alt. Welche 
Erinnerung haben Sie an diese Tage, als 
in Ungarn Weltgeschichte geschrieben 
wurde? 

Zsofia Schnelbach: Ich habe tatsäch-
lich Erinnerungen an diese Zeit und 
kann diese sehr gut mit meiner Biogra-
phie verbinden, und auch mit unserem 
Department der Theologie. 

Florian Schuller: Nicht so schnell 
die Theologie, auf die kommen wir 
nachher. 

Zsofia Schnelbach: Ich habe mir 
vorgenommen, auch meine Eltern an 
diesem Abend zu würdigen, und kann 
wirklich sagen: Ich würde meine Eltern 
nach der Begrifflichkeit von Karl Rah-
ner als anonyme Christen bezeichnen. 
Damit hängt meine Erinnerung zusam-
men, weil jenes Ereignis nicht nur für 
Ungarn wichtig war, sondern auch für 
die anderen Länder des Ostblocks, auch 
für Rumänien; denn wir hatten damals 
rumänische Kinder als Gäste bei uns.

Florian Schuller: Warum waren die 
zu Ihnen gekommen?

Zsofia Schnelbach: Weil es in Rumä-
nien die blutige Revolution gab und die 
Ungarn die Verpflichtung gespürt hat-
ten, sich besonders um die Kinder aus 
Transsilvanien zu kümmern.

Florian Schuller: Waren das Kinder 
im gleichen Alter wie Sie?

Zsofia Schnelbach: Genau. Ich erin-
nere mich daran, wie wir den Bus emp-
fangen haben. Da spürte man eine ganz 
intensive Verbundenheit zwischen die-
sen beiden Ländern. Später kamen dann
noch die Bilder aus dem Fernsehen 
dazu, die gar nicht schön waren – die 
Hinrichtung von Ceausescu und andere. 
Das war der traurige Teil dieses Ereig-
nisses. Aber der Öffnung der Grenze 
Das war der traurige Teil dieses Ereig-
nisses. Aber der Öffnung der Grenze 
Das war der traurige Teil dieses Ereig-

verdanke ich es, dass ich jetzt hier bin.

Florian Schuller: Haben Sie Ihren 
Eltern schon mal nahe gebracht, dass 
sie anonyme Christen seien?

Zsofia Schnelbach: Ja. Schade, dass 
Sie meine Eltern nicht direkt fragen 
können; sie können leider kein Deutsch.
Mit meinem Vater führe ich Debatten 
über religiöse Fragen und habe auch 
schon versucht, ihm beizubringen, dass 
er ein anonymer Christ ist.

Florian Schuller: Er hat sich nicht 
dagegen gewehrt?

Zsofia Schnelbach: Nein, meine El-
tern sind auch sehr empathisch. Das ha
be ich von ihnen.

Florian Schuller: Bei der Durchsicht 
Ihres Lebenslaufs habe ich mich gefragt: 
Was haben Sie denn zwischen Schule 
und Studium gemacht? Denn Sie haben 
erst mit 22 Jahren zu studieren begon-
nen.

Zsofia Schnelbach: Ich wollte stu-
dieren, aber ich bin ein Spätzünder. Das 

kann ich auch vor großem Publikum zu-
geben. Ich habe zunächst Jura studiert, 
aber es stellte sich ziemlich schnell her-
aus, dass das nicht mein Fach ist. Dann 
habe ich Kulturwissenschaft studiert, 
und erst nach drei Studienjahren habe 
ich das Fach gefunden, wo ich mich 
wirklich wohl fühlte: die Psychologie.

Florian Schuller: Und warum haben 
Sie sich für Psychologie entschieden? 
Wegen den empathischen Eltern?

Zsofia Schnelbach: Auch. Meine El-
tern sind Lehrer für Ungarische Litera-
tur und Weltliteratur; durch diese Erzie-
hung, die sehr intellektuell geprägt war, 
bin ich früh in Berührung mit Gedich-
ten und Romanen gekommen. Und das 
hatte zur Konsequenz, dass ich diese 
Gedichte immer wieder gedeutet habe.

Florian Schuller: Aber von Literatur 
kommt man nicht unbedingt direkt zur 
Psychologie.

Zsofia Schnelbach: Doch, und das 
kann ich auch wissenschaftlich bestäti-
gen. In meiner Diplomarbeit geht es um 
die Bibliotherapie, also die Heilung 
durch literarische Werke. Literatur hat 
sehr viel mit Psychologie zu tun. In den 
literarischen Werken werden Konzepte 
oder Modelle intuitiv bzw. indirekt be-
schrieben, die später dann die Psycholo-
gie als junge Wissenschaft entdeckt und 
beschrieben hat.

Florian Schuller: Dann frage ich aber
schon nach: Wer ist Ihr Lieblingsautor 
in ungarischer Literatur? Und wer in 
der Weltliteratur?

Zsofia Schnelbach: Ich habe kürzlich
den Roman Anna Karenina von Tolstoi 
gelesen. Ein wunderbarer Roman, psy-
chologisch auch sehr bedeutsam. Dann 
lese ich sehr gerne Gedichte. In der 
letzten Zeit habe ich leider nichts auf 
Ungarisch gelesen. 

Florian Schuller: Gut, dass Ihr Vater 
das gerade nicht versteht.

Zsofia Schnelbach: Ja, wahrschein-
lich.

Florian Schuller: Nach Ihrem Dip-
lom haben Sie wissenschaftlich und in 
der Beratung gearbeitet. Aber dann sind 
Sie in Passau gelandet und haben auch 
ein Stipendium bekommen. Was ist da 
passiert?

Zsofia Schnelbach: Ich hatte Psy-
chologie mit dem Schwerpunkt klini-
sche Psychologie studiert und war an-
schließend ein Jahr lang als beratende 
Psychologin mit sehr schweren Fällen 
konfrontiert. Aber bereits während des 
Studiums war mir klar geworden, dass 
ich den Menschen nicht isoliert, nicht 
nur in seiner Psyche wahrnehmen kann. 
Deshalb ging ich auf die Suche nach 
einer Perspektive, die den Menschen 
mehrdimensional betrachtet. Der 
Mensch darf nicht losgelöst vom gesell-
schaftlichen Kontext und losgelöst von 
der tiefen Sehnsucht nach Transzendenz 
verstanden werden. Dann war für mich 
klar, dass ich mich weiterbilden möchte, 
und zwar in einem theologischen Be-
reich. Ich hatte auch Zuneigung zur 
deutschen Kultur, zur deutschen Spra-
che. Deshalb entschied ich, dass ich 

Preisträgerin Dr. Zsofia Schnelbach im 
Gespräch mit Dr. Florian Schuller, ehe -
maliger Direktor der Katholischen Aka -
demie in Bayern.

mich um ein Stipendium für Deutsch-
land bewerbe. Es war ein Stipendium 
des Freistaates Bayern, und ich habe be-
wusst diesen Studiengang gewählt. Da-
mals hieß der Studiengang noch Cari-
taswissenschaft – ohne einen Zusatztitel 
– und war sehr theologisch geprägt.

Florian Schuller: Bei der Rede von 
der Sehnsucht nach Transzendenz höre 
ich natürlich wieder Karl Rahner her-
aus. Wie ist denn in Ihrer Familie, mit 
anonymen christlichen Eltern, die Sen-
sibilität für Religiosität gewachsen?

Zsofia Schnelbach: Durch meine 
Großeltern kam ich sehr früh mit Reli-
gion in Berührung. Meine Großmütter 
waren sehr religiös. Die Großväter nicht 
so. Der Opa mütterlicherseits war Mit-
glied der kommunistischen Partei, aber 
trotzdem würde ich ihn auch als anony-
men Christen bezeichnen.

Florian Schuller: Sie sind sehr groß-
zügig bei der Vergabe dieser Bezeich-
nung.

Zsofia Schnelbach: Ich weiß, das ist 
ein Widerspruch. Aber ich bin über-
zeugt, dass das trotzdem möglich ist. 
Jetzt muss ich wieder meinen Vater er-
wähnen, weil ich mich durch seine Bil-
dung und die Anregungen durch Film, 
Musik und literarische Werke sehr früh 
mit existentiellen Fragen beschäftigt 
habe.

Florian Schuller: Dann kamen Sie 
nach Passau. Hier hätten Sie auch ein-
fach so ein paar Semester Theologie 
studieren können. Aber dann stand die 
Frage nach einem sehr theologisch ge-
prägten Dr. phil. an. Und bei dessen 
Thema kam Ihre persönliche Lebensge-
schichte ins Spiel.

Zsofia Schnelbach: Parallel zu mei-
ner Beratertätigkeit in Ungarn war ich 
an der Universität als wissenschaftliche 
Assistentin tätig – und schon damals 
stand fest, dass ich promovieren möch-
te. Ich hatte zwar noch kein Thema, 

aber es war klar, dass ich in Richtung 
Bewältigungsforschung gehen möchte. 
Dann kam ich nach Deutschland und 
war seit einem Jahr am Department für 
katholische Theologie tätig, als mein 
Mann und ich unsere Tochter verloren 
haben. Das war für uns eine Tragödie! 
Ich war schon immer ein Mensch, der, 
wenn ihm etwas zugestoßen ist, die ers-
te Frage stellt: Warum passiert mir das? 
Auch bei anderen Ereignissen in meiner 
Biographie versuchte ich immer zu ver-
stehen: Was läuft jetzt in mir ab? Wel-
che Reaktionen kommen? Wie kann 
ich damit umgehen? Natürlich bin ich 
auch nach diesem tragischen Ereignis 
so vorgegangen. Damit stellte sich die 
Frage, ob es möglich ist, einerseits aus 
wissenschaftlicher Perspektive dieses 
Thema zu bearbeiten, und andererseits 
aus der eigenen Betroffenheit heraus.

Florian Schuller: Wenn man so per-
sönlich, existentiell von einem Thema 
betroffen ist, kann man dann bei der 
wissenschaftlichen Arbeit noch diesen 
einen Schritt zurücktreten, um rational 
betrachten und reflektieren zu können?

Zsofia Schnelbach: Für mich war es 
sehr wichtig, die Regeln der empiri-
schen Forschung einzuhalten. Sie waren 
mir eine Stütze und gaben mir Sicher-
heit.

Florian Schuller: Kommen wir zum 
Setting der Doktorarbeit: 15 Gespräche 
mit elf Müttern und vier Vätern, wobei 
ein Vater alleine und die anderen Müt-
ter mit dem Partner da waren. Wurden 
die jeweiligen Partner getrennt inter-
viewt?

Zsofia Schnelbach: Ja, das waren 
keine Partnergespräche, sondern Ein-
zelinterviews.

Florian Schuller: Wie haben Sie die 
Gesprächspartner gefunden? 

Zsofia Schnelbach: Mittlerweile gibt 
es viele Selbsthilfegruppen für verwaiste 
Eltern; ich habe die einfach angeschrie-
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ben. Die Anmeldung für die Untersu-
chung erfolgte natürlich freiwillig. Es 
gibt einen Fachbegriff in der empirischen 
Forschung: Schneeballsystem. Somit bin 
ich auch durch Bekannte an Gesprächs-
partner gekommen.

Florian Schuller: Konnten Sie dann 
auswählen? Oder hatten sich genau 15 
gemeldet?

Zsofia Schnelbach: Prof. Fonk hat in 
seiner Laudatio die Kriterien erwähnt, 
denen die Gesprächspartner entspre-
chen mussten, zum Beispiel wie lange 
der Verlust her ist.

Florian Schuller: Prof. Fonk hat auch 
schon die einzelnen Stadien vorgestellt: 
Janus-Phase, Labyrinth-Phase, Regen-
bogen-Phase. Die ersten beiden Begriffe 
sind mir sehr eingängig, die kann ich 
gut nachvollziehen. Regenbogen-Phase, 
das klingt ein bisschen arg esoterisch.

Zsofia Schnelbach: Ich kann gern 
erläutern, warum das so heißt. Das hat 
nichts mit Esoterik zu tun, sondern setzt 
sich aus zwei Wörtern, Sonne und Re-
gen, zusammen: Das bedeutet, dass die 
Eltern in dieser Phase sagen können: 
Wir haben jetzt eine ruhige Trauer und 
können unser Leben weiter leben. Das 
ist die sonnige Seite. Aber es gibt auch 
Regentage, an denen sie sich doch an 
die Tochter, den Sohn erinnern, und 
vielleicht die Tränen kommen. 

Florian Schuller: Da wäre mir dann 
doch der Wellenbegriff lieber. Aber zum 
eigentlichen Ziel der Arbeit: Janus, La-
byrinth, Regenbogen, diese Phasen gel-
ten ja, wenn ich es recht verstanden 
habe, prinzipiell bei jeder Trauer. Was 
ist nun das Besondere und Andere bei 
einer stillen Geburt?

Zsofia Schnelbach: Es bedeutet für 
die Eltern hohe Anerkennung, wenn ich 
sage: Die Trauer bei still geborenen Kin-
dern ist genauso tief wie beim Verlust 
von erwachsenen Menschen; aber wir 
müssen berücksichtigen, dass diese Trau-
er zugleich ganz anders ist. Pauline 
Boss prägt den Begriff „uneindeutiger 
Verlust“, und still geborene Kinder be-
deuten einen solchen uneindeutigen 
Verlust. Im Konzept von Boss bezieht 
sich diese Begrifflichkeit zum Beispiel 
auf vermisste Menschen: Der entspre-
chende Mensch ist physisch nicht vor-
handen, aber psychisch schon. Ein still 
geborenes Kind war für die Außenwelt 
physisch nicht da, höchstens nur für 
ganz kurze Zeit, nämlich für die Schleu-
senzeit zwischen dem Tod bzw. parado-
xerweise zwischen der Geburt und der 
Beerdigung. Aber die Eltern hatten für 
das Kind einen mentalen Raum erschaf-
fen, es war psychisch schon vorhanden 
und bleibt das auch in der Zukunft. Für 
die Eltern existiert dieses Kind für im-
mer, egal in welcher Woche sie es verlo-
ren haben. Und die Trauer wird schwe-
rer, weil die Außenwelt die Trauer oft 
nicht erkennt bzw. anerkennt. Die El-
tern müssen für die Anerkennung dieses 
Kindes und auch für ihren Elternstatus 
kämpfen. Das kam sehr radikal in den 
Gesprächen zur Sprache.

Florian Schuller: Das bringt uns zum 
gesellschaftlichen und kirchlichen Kon-
text; denn sowohl die Gesellschaft wie 
die Kirche haben sich mit der Stillen Ge-
burt über lange Zeit sehr schwer getan. 
Wir wissen alle, dass totgeborene Kinder 
unter einem gewissen Gewicht einfach – 
ein schlimmes Wort! – entsorgt wurden, 
und dass nichtgetaufte Kinder nicht im 
Friedhof begraben werden konnten. 
Theologen hatten sich als jenseitigen Er-
satzort den sogenannten „Limbus puero-
rum“ ausgedacht. Es ist ein großer Ver-
dienst von Papst Benedikt XVI., dass er 

diesen theologischen Begriff offiziell 
und endgültig ad acta gelegt hat. Des-
halb ist es wichtig, dass inzwischen auf 
immer mehr Friedhöfen eigene Bereiche 
geschaffen werden. Da gibt es dann wie-
der ganz besondere Begriffe: Sternen-
kinder oder Schmetterlingskinder zum 
Beispiel. Über diese Begriffe kann man 
kinder oder Schmetterlingskinder zum 
Beispiel. Über diese Begriffe kann man 
kinder oder Schmetterlingskinder zum 

sicherlich diskutieren, aber die Bedeu-
tung von Ritualen hat bei Ihren Unter-
suchungen eine große Rolle gespielt.

Zsofia Schnelbach: Absolut. Die Ri-
tuale sind existentiell wichtig in einer 
solchen Situation, und zwar nicht nur 
unmittelbar nach der Geburt, sondern 
auch später. Wobei die betroffenen El-
tern nach der Beerdigung häufig eigene 
Rituale schaffen, weil die Gesellschaft 
solche Rituale nicht zur Verfügung stellt.

Florian Schuller: Und die Kirche?

Zsofia Schnelbach: Schon, zum Bei-
spiel durch einen Gedenkgottesdienst. 
Gerade in der Schleusenzeit sind natür-
lich Rituale sehr wichtig. Und die wich-
tigste Frage der Eltern könnte sein, ob 
das Kind getauft wird.

Florian Schuller: War das in den Ge-
sprächen ein Thema? Und welche Er-
fahrungen sind dabei deutlich gewor-
den?

Zsofia Schnelbach: Einem totgebore-
nen Kind darf das Sakrament der Taufe 
nicht gespendet werden. Aber statt der 
Taufe kann eine Segnung stattfinden. 
Ein solches Ritual respektiert das Kind 
und schließt es in die Gemeinschaft mit 
ein. Das wäre natürlich die genuine 
Aufgabe der Taufe, und einige Eltern 
leiden darunter, dass das nicht möglich 
ist. Damit hängt die Frage zusammen: 
Was passiert mit meinem toten Kind? 
Kommt es in den Himmel?

Florian Schuller: Kam das als Frage 
bei den Gesprächen vor?

Zsofia Schnelbach: Explizit wurde es 
nicht ausgesprochen, aber ich bin über-
zeugt, dass es intuitiv vorhanden ist. 
Hochinteressant war die Beobachtung, 
dass für gläubige Eltern klar ist: Das 
Kind ist jetzt im Himmel. Das ist übri-
gens ein sehr wichtiges inneres Bild für 
die veränderte Bindung: Das Kind exis-
tiert im Himmel weiter, zwar in einer 
anderen Sphäre oder Dimension, aber 
dieses Kind gibt es dort trotzdem.

Florian Schuller: Damit wären wir 
bei einem letzten Fragebereich, dem 
Gottesbild. Welche Eindrücke drängten 
sich da auf, vielleicht auch in Abgren-
zung zu Ihrer eigenen Erfahrung? Die 
Warum-Frage wurde sicherlich gestellt, 
aber hat sich das Gottesbild verändert? 
Sind Eltern aufgrund dieser Erfahrung 
ungläubig geworden? Oder gab es un-
gläubige Eltern, die gläubig geworden 
sind? 

Zsofia Schnelbach: Auf diese Fragen 
gibt es keine einfachen Antworten. Ei-
nerseits kann der Glaube eine große 
Stütze sein, gerade durch dieses innere 
Bild, dass mein Kind im Himmel ist; 
aber andererseits drängt sich die War-
um-Frage auf. Das ist zutiefst mensch-
lich und hängt sowohl bei nicht-gläubi-
gen wie gläubigen Eltern mit der Frage 
zusammen: Bin ich schuld? Ist das eine 
Strafe? Ist das eine Prüfung? Diese Fra-
gen können keine Antwort finden, und 
Eltern gelangen auch zu dieser Erkennt-
nis. Diese wird dann die authentische 
Antwort, wenn ich sagen kann: Ja, die 
Warum-Frage ist da, aber meine Ver-
nunft ist begrenzt, und ich kann die 
Frage nicht beantworten. Aber als gläu-
bigem Menschen dürfen in mir Zweifel 
aufkommen, und ich darf mit Gott oder 

meinem Schicksal hadern und vielleicht 
Gott anklagen. Aber das bedeutet nicht, 
dass gläubige Eltern sich von Gott ab-
wenden. Ich muss noch anfügen: Ich 
habe nicht bei allen Eltern erlebt, dass 
sie mit Gott hadern. Es gab Eltern, die 
haben gesagt: Für mich war der Glaube 
von Anfang eine große Stütze, eine gro-
ße Hilfe. Aber es gibt Eltern, die mit 
Gott ins Gericht gehen – und ich glau-
be, das ist erlaubt.

Florian Schuller: Das geschieht 
schon in den Psalmen.

Zsofia Schnelbach: Solche Eltern 
wenden sich nicht von Gott ab, aber sie 
müssen mit ihm neu in den Dialog kom-
men. Gott wird eine neu erahnte Wirk-
lichkeit – anders, als ich ihn bisher ge-
kannt habe. Ich muss mein Welt- und 
Gottesbild modifizieren. Es wird ein an-
derer Glaube.

Florian Schuller: Das ist auch meine 
Schlussfrage an Sie persönlich: Ist Ihr 
Glaube nicht nur durch Ihre eigene Er-
fahrung, sondern auch durch die Dok-
torarbeit anders geworden?

Zsofia Schnelbach: Ja.

Florian Schuller: Und hat die Dok-
torarbeit auch Ihnen persönlich einen 
Weg gezeigt, mit Ihrer eigenen Lebens-
geschichte, mit Ihrer Stillen Geburt an-
ders umzugehen?

Zsofia Schnelbach: Da muss ich Be-
zug nehmen auf das Konzept der elterli-
chen Trauer, welches die Grundlage mei-
ner Dissertation bildet. Es sagt, dass die 
Verarbeitung über vier Wege geschehen 
kann: durch Verbindungsobjekte, das 
heißt zum Beispiel ein Kleidungsstück 
von einem Kind, durch religiöse Rituale 
und Erinnerungen, und der vierte Weg 
wäre die Identifikation, die im Fall von 
stillgeborenen Kindern schwer ist, weil 
diese Eltern ihre Kinder nicht gekannt 
haben. Identifikation bedeutet ja, dass 
ich mich mit einem Wesenszug meines 
Kindes identifiziere. Bei einigen Eltern 

habe ich doch diesen Weg finden kön-
nen, zum Beispiel, wenn sie sich ehren-
amtlich engagieren. Ich hatte unter den 
Befragten einen Vater, der in der Schleu-
senzeit Eltern hilft, diese Zeit zwischen 
der Geburt und der Beerdigung zu ge-
stalten, und ich würde auch meinen Weg
so bezeichnen: als Identifikation, dass 
ich mich mit der Botschaft meines Kin-
des identifiziert habe und für diese El-
tern und deren Kinder etwas tun will. 
Aber nicht nur für diese Zielgruppe, 
sondern für alle Leidenden.

Florian Schuller: Dankeschön, Frau 
Dr. Schnelbach, dass Sie uns diese sehr 
persönlichen Erfahrungen und Eindrü-
cke geschenkt haben. �

 Presse
Passauer Neue Presse
28. November 2018: Schnelbach war 
seit einem Jahr an dem Department in 
Passau tätig, als sie ihre Tochter in der 
34. Schwangerschaftswoche verlor. Fra-
gen wie „Warum passiert es mir? Was 
läuft in mir ab?“ seien legitim und sie 
konstatierte, dass es normal sei, mit 
Gott in einen neuen Dialog zu treten.

Bettina Weigand

Passauer Bistumsblatt
9. Dezember 2018: Zsofia Schnelbach 
habe mit ihrer Ausarbeitung – so Pro-
fessor Peter Fonk in seiner Laudatio auf 
die Preisträgerin – „einen wichtigen und 
innovativen Forschungsbeitrag“ geleis-
tet, indem sie nicht nur substanziell zur 
Weiterentwicklung des theologischen 
Denkens beigetragen habe, sondern weit
mehr einem zentralen Anliegen der Pas-
toralkonstitution des 2. Vatikanischen 
Konzils gerecht geworden sei. 

Dominik Fröhlich 

Vor ihrem Gespräch stellten sich Preis-  
trägerin Zsofia Schnelbach und Aka -
demiedirektor em. Florian Schuller den 
zahlreichen Pressevertretern und ihren 
Fotokameras.
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Angst
Kooperationsveranstaltung mit dem Bayerischen Rundfunk

Angst ist der Kompass menschlichen Lebens: Ob wir etwas tun oder nicht tun – 
stets zeichnet die Angst die uns gangbaren Wege vor. Doch woher rührt eigent-
lich unsere Angst? Was verschließt Sie und was kann Sie uns eröffnen? 
Diese und weitere Fragen diskutierte die berühmte Psychotherapeutin Verena 
Kast am Abend des 28. März 2019 in der Katholischen Akademie in Bayern mit 
dem Philosophen Axel Hutter. Unter der Gesprächsleitung des stellvertretenden 
Fernsehdirektors des Bayerischen Rundfunks Andreas Bönte stand unter ande-
rem die Einsicht im Vordergrund, dass eine gelingende Thematisierung der Angst 
paradoxe Züge aufweist. Denn nur dann, wenn wir zu unserer Angst stehen und 
diese ernst nehmen – wenn wir also „keine Angst vor unserer Angst“ haben –, 
können wir uns zu einer Haltung entschließen, die Hoffnung und Zuversicht in 
sich birgt.
Lesen Sie nachfolgend eine Zusammenfassung der Gesprächsrunde, wie sie auch 
im Video-Format in der Mediathek von ARD-alpha unter dem Titel „Warum 
Angst haben“ zu finden ist.

Hatten keine Angst vor Rückfragen aus 
dem Publikum: Prof. Dr. Axel Hutter, 
Ordinarius für Philosophie an der LMU 
München, Prof. Dr. Verena Kast, 
Professorin für Psychologie an der 
Universität Zürich, und Andreas Bönte, 
stellvertretender Fernsehdirektor des 
Bayerischen Rundfunks (v.l.n.r.).

Knapp 400 Interessierte kamen am 
Abend des 28. März 2019 in der Katho-
lischen Akademie zusammen, um ge-
meinsam über das vielleicht wichtigste 
Thema des menschlichen Lebens zu 
sprechen: die Angst. Denken wir an die 
bloße Bewältigung unseres Alltags, die 
Bildung eines politischen Willens oder 
gar den Glauben an bestimmte Werte 
und Normen – stets scheint auch Angst 
uns die Richtung zu weisen. Jedoch oft 
mit dem Stigma der Schwäche oder 
Schuld behaftet, eilt der Angst seit jeher 
ein zweifelhafter Ruf voraus und ver-
hindert so in aller Regel eine offene und 
öffentliche Auseinandersetzung mit die-
sem so zentralen Phänomen. „Keine 
Angst vor der Angst“ lautete demnach 
die Devise des Abends und hatte zum 
Ziel, den Dingen einmal gehörig auf 
den Grund gehen.  

Aber was ist sie denn überhaupt, die 
Angst? Begleitet von drei Fernsehkame-
ras des Bayerischen Rundfunks, der die 
Abendveranstaltung im Rahmen eines 
eigenen Themenabends auf ARD-alpha 
ausstrahlte, sprach Prof. Dr. Verena Kast, 
Professorin für Psychologie an der Uni-
versität Zürich sowie Dozentin und 
Lehranalytikerin am dortigen C. G. Jung-
Institut, zunächst von einer „biologi-
schen Grundausstattung“ des Menschen, 
die diesen als „Angstwesen“ entlarve. 
Schließlich sei es ein Charakteristikum 
der Angst, dass sie sich sehr leicht mit 
weiteren „Basisemotionen“ des Men-
schen – etwa Neid, Ärger oder Scham – 
verbinde und durch die so erzeugten 
„Emotionsfelder“ allgegenwärtig bleibe.

Ganz anders dagegen Prof. Dr. Axel 
Hutter, Ordinarius für Philosophie an 
der LMU München sowie approbierter 
Arzt, der gleich zu Beginn dafür argu-
mentierte, dass die Angst, die uns als 
Menschen zu interessieren habe, „bio-
logisch überhaupt nicht zu verstehen“ 
sei; vielmehr sei das Bemerkenswerte 
an unserer Angst gerade der Umstand, 

meinte dann Andreas Bönte; immerhin 
hätte man es doch – so seine Frage – 
mit einer „gesellschaftlichen Tabuisie-
rung“ der Angst zu tun? Ganz bestimmt 
sogar, wusste Verena Kast: „Deshalb 
gibt es etwa 465 Namen für Angst“. Bei-
spielsweise sei es heute unproblema-
tisch, von „Stress und Stresskrankhei-
ten“ zu sprechen, obwohl diese Phäno-
mene sich nicht wirklich sinnvoll von 
Angst und Angstkrankheiten unter-
scheiden ließen. Mehr noch: Die Angst 
sei immer da, „wo wir uns hilflos füh-
len“, so dass auch die rasante Entwick-
lungsgeschwindigkeit unserer modernen 
Gesellschaft beständig dazu beitrage, 
dass alles komplexer und unübersicht-
licher werde und wir immer mehr Angst 
und Ängste ausbildeten.  
licher werde und wir immer mehr Angst 
und Ängste ausbildeten.  
licher werde und wir immer mehr Angst 

Diese Komplexität stünde uns, wie 
Andreas Bönte daraufhin anmerkte, ge-
rade im Falle der Künstlichen Intelligenz 
deutlich vor Augen: Der Mensch ent-
wickle sich in einem Maße weiter, das 
von vielen nicht mehr verstanden wür-
de. Machen wir uns also selber Angst? 
Grundsätzlich sei es doch so, wie Pro-
fessor Hutter bemerkte, dass „etwas ver-
stehen, etwas begreifen“ zu wollen zu-
nächst mit dem mutigen Eingeständnis 
beginne, dass man es nicht versteht. 

 Haben wir große Angst, 
„fühlen wir uns lebendig“.

Und genau diese Toleranz gegenüber 
„anfänglichem Nicht-Verstehen“ sei 
heute nur noch wenig ausgeprägt, weil 
wir „mono-kulturell“ auf „das eine Pa-
radigma Wissenschaft“ setzen würden, 
um uns „verständlich zu machen“. Weil 
aber dieses Paradigma nicht auf alle 
Phänomene gleichermaßen anwendbar 
sei – beispielsweise auf die Angst selbst 
–, hätten wir dann „zu recht das Gefühl, 
viele Dinge nicht mehr bewältigen zu 
können“. So auch mit Blick auf die 
Künstliche Intelligenz: Diese hätten wir 
Menschen ja nur deshalb entwickelt, 
„damit uns die Angst genommen wird“, 
damit also Komplexität im Alltag redu-
ziert werde; dass wir Menschen uns nun 
vor eben diesem Reduktionsversuch 
fürchten würden, sei – so Hutters ironi-
sche Wendung – die „gerechte Strafe“ 
des Menschen für seine alternativlose 
Akzeptanz der Wissenschaft.  

Ein allzu unscheinbarer Aspekt der 
Angst wurde schließlich von Andreas 
Bönte beleuchtet: Wenn der Mensch 
so fundamental auf Angstvermeidung 
aus sei, warum gebe es dann das Phäno-
men des „Angst-Kicks“, des bewussten 

Suchens der Angst, etwa beim Genuss 
eines Horrorfilms? „Angst ist eine Er-
regung“, erklärte Verena Kast, „und 
Menschen wollen lebendig sein“. Haben 
wir große Angst, „fühlen wir uns leben-
dig“ – besonders dann, wenn bereits vor-
ab gewusst werde, dass es „gut ausgeht“. 
Menschen suchten also „ein Gipfel-
erlebnis“ in Form von Angst, um sich 
einmal wieder richtig „zu spüren“, wobei 
eben hier wieder zu fragen sei, warum 
wir uns eigentlich „nicht mehr spüren“. 
Möglicherweise liege es daran, so Axel 
Hutter, dass „an unserem vermeintlich 
gelingendem Leben etwas nicht mehr ge-
lingt“. So erfahre der Mensch die Phäno-
mene der „Langeweile“ oder „Sinnlosig-
keit“ ja gerade dann, wenn er „alles hat“, 
was er „sich gewünscht hat“, und den-
noch das Gefühl dabei nicht loswerde, 
dass „etwas nicht stimmt“. So sei die be-
wusste Angstsuche, das Sich-Spüren-
Wollen des modernen Menschen, als 
eine Art „Reperatur“ und „Mahner“ ei-
nes unbewusst misslingenden Lebens zu 
verstehen.

Selbstverständlich durfte an diesem 
Abend auch die vielfältige Beziehung 
der Medien zum Thema Angst nicht un-
erwähnt bleiben. „Viel zu viel schlechte 
Nachrichten“ würden wir uns zumuten, 
meinte vor allem Verena Kast. Ein 
schiefes Weltbild hätte das zur Folge, 
das uns irgendwann zu der Annahme 
dränge, „alles sei schlecht“. Es heiße 
nicht umsonst „Fern-sehen“, meinte 
auch Axel Hutter: Die „Komplizen-
schaft“ der Massenmedien mit einem 
„virtuellen Raum“, der einem beständig 
das Gefühl gebe, es sei „nicht wirklich 
ernst“, hätte eine Lust an negativen 
Nachrichten zur Folge – etwa in Ana-
logie zum „unverbindlichen Gruseln“ 
an einer Märchengeschichte.  

Zum Schluss waren sich dann alle 
einig: Die „Bewirtschaftung der Angst“ 
– sei es in Politik, Religion oder auch 
den Medien – erfordere, wie es Verena 
Kast gleich mehrfach nannte, „neue 
Menschen“, ein neues „Wir“ und damit 
ein Miteinander des Vertrauens, wel-
ches wiederum – wie Axel Hutter er-
gänzte – kein plattes „Sicherheitsver-
sprechen“ geben dürfe, sondern sensibel 
und aufgeschlossen bleiben müsse für 
die Ängste der Menschen.
und aufgeschlossen bleiben müsse für 
die Ängste der Menschen.
und aufgeschlossen bleiben müsse für 

Dominik Fröhlich

Akademiestudienleiter Dominik 
Fröhlich, der den Abend zum Thema 
„Angst“ organisierte, fasst den Ge-
sprächsverlauf für unsere „debatte“ 
zusammen. dass uns die menschliche „Herausgeho-

benheit aus einer soliden biologischen 
Ordnung“ – also das, was uns Men-
schen zum Menschen macht – allererst 
in der Erfahrung der Angst zugänglich 
werde und Angst in diesem Sinne als 
ein Auszeichnungskriterium verstanden 
werden müsse. 

Moderator des Abends Andreas Bön-
te, stellvertretender Fernsehdirektor des 
Bayerischen Rundfunks sowie Leiter 
des Programmbereichs BR Fernsehen, 
ARD-alpha und 3sat, wusste diesen Fa-
cettenreichtum der Angst sogleich wirk-
sam zu bündeln: Wie es zu verstehen 
sei, dass Angst zur Krankheit werden 
könne? Letztlich – so Verena Kast – 
gehe es bei der Angst immer um „Mitte“, 
um einen richtigen Umgang mit der 
Angst. Denn „Angst zu haben“ sei nicht 
krank; „nicht mehr aus der Angst her-
auszufinden“ hingegen schon. Und im-
mer dann, wenn die Angst „generali-
siert“ werde, wenn also plötzlich alles 
Zeitliche gefährlich und bedrohlich sei 
und nicht mehr über die Angst reflek-
tiert werde, hätte man von einer Angst-
erkrankung zu sprechen. Dabei dürfe 
sich der Mensch aber – wie Professor 
Hutter betonte – nicht zu der irrigen 
Annahme verleiten lassen, dass es prin-
zipiell erstrebenswert sei, die Angst 
möglichst gründlich zu „tilgen“ oder 
„ein für alle Mal zu überwinden“. So 
wäre ein Mensch, der überhaupt keine 
Angst (mehr) hätte, ein „inhumaner 
Mensch“, weil ihm seine Menschlich-
keit ja allererst in der Angst bewusst 
wird – in der Angst davor, mehr als blo-
ße Natur zu sein. Es gehe somit darum, 
angemessen auf Angst zu reagieren, 
ohne diese dabei zum Verschwinden zu 
bringen – etwa durch „Tapferkeit“: 
Tapfer sei nur, wer zwar Angst habe, 
die Angst also erhalte, dabei aber nicht 
länger zum „Opfer der Angst“ werde. 

Mutig mit der Angst umzugehen sei 
sicherlich kein einfaches Unterfangen, 
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Vernissage und Ausstellung

Open End
Arbeiten der Klasse Karin Kneffel der Akademie der Bildenden Künste München

Rund 180 Kunstfreunde kamen am 
Abend des 20. Mai 2019 zur Vernissage 
in die Katholische Akademie in Bayern. 
Eröffnet wurde die Ausstellung „Open 
End“ der Klasse Karin Kneffel der Aka-
demie der Bildenden Künste München, 
in der 16 Studierende ihre Werke zei-
gen.

Dr. Claudia Nollert, Leiterin Die 
Neue Sammlung München, die auch 
Mitglied im Kunstausschuss der Katho-
lischen Akademie in Bayern ist, ging in 
ihrer Einführung zuerst auf den Stellen-
wert der Malerei heute ein, sprach von 
einer großen „Stilvielfalt“, nicht nur der 
Inhalte, sondern auch Form und Tech-
nik betreffend. Im zweiten Teil ihres Re-
ferats standen dann die Arbeiten der 
insgesamt 16 Studierenden im Mittel-
punkt.

Die Studierenden und die anwesen-
den Kunstfreunde – auch darunter viele 
junge Menschen – genossen den Abend 
in vollen Zügen, unterhielten sich über 
Kunst im Allgemeinen und die ausge-
stellten Arbeiten im Besondern.

Und die beste Nachricht zum 
Schluss: eine ganze Reihe von Arbeiten 
fanden bereits einen Käufer.

Jeder der Studierenden hat auch ein 
Leporello gestaltet, in dem die Arbeiten 
gezeigt und kurz vorgestellt werden. 

Dr. Angelika Nollert, Leiterin Die 
Neue Sammlung München, 
führte in die Ausstellung ein.

Hannes Heinrich, Assistent von Karin 
Kneffel, war einer der Gäste auf der 
Vernissage. Und auch Janka Zöller, eine 

Auf diesen Seiten unserer Zeitschrift 
finden Sie einige der Arbeiten reprodu-
ziert und zusätzlich einige Fotos vom 
Abend der Vernissage. An der Rezepti-
on der Akademie an der Mandlstraße 
23 sind die Leporellos der Sudierenden 
mit den Reproduktionen und knappen 
Erläuterungen zu den Werken für 10 
Euro erhältlich.

Die jungen Künstlerinnen und Künst-
ler erzählen in einem Video, das in der 
Mediathek der Akademie-Website unter 
www.kath-akademie-bayern.de zu se-
hen ist, welche Gedanken sie sich zu ih-
ren Arbeiten gemacht haben. 

Geöffnet ist die Klassen-Ausstellung, 
die sich dank großzügiger Förderung 
durch den Verein Ausstellungshaus und 
den Verein der Freunde und Gönner 
der Katholischen Akademie realisieren 
ließ, bis zum 19. Juli 2019, montags bis 
freitags von 9 bis 17 Uhr. Der Eintritt ist 
kostenlos. Da die Räume, in denen die 
Werke hängen, aber immer wieder auch 
für Veranstaltungen genutzt werden und 
die Ausstellung dann nicht zugänglich 
ist, raten wir, unter 089/381020 kurz 
anzurufen, um sich zu erkundigen, ob 
eine Besichtigung möglich ist. �

An der Rezeption der Akademie ist 
dieser spezielle „Katalog“ für 10 Euro 
zu erwerben.

Neben dem Clubraum hängt das Ge-
mälde von Ralf Hannes, Painting 109, 
Öl auf Leinwand, 2018, 100 x 80 cm.

der Studierenden, fühlte sich in der 
Akademie sehr wohl. 
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Kleines Format: Julia Burek, ohne Titel, 
2018, 20 x 20 cm, Pigment, Acrylbinder 
und Epoxidharz auf Leinwand.

Hängt an der Stirnwand im Vortragssaal: 
Annemarie Faupel, Johannisbeeren, Öl 
auf Leinwand, 2019, 160 x 200 cm.

Begrüßt die Besucher der Akademie: 
Bianca Patricia Isensee, ŠBianca Patricia Isensee, ŠBianca Patricia Isensee, Subbiha Lahum 
(Koran Handschrift, 15. Jh. Nordafrika 
oder Spanien, Sure 4, Vers 157) Öl auf 
Leinwand, Format 280 x 190 cm.

Silouane Dumoulin präsentiert ihre 
beide Werke im Durchgang zum 

Ist im ersten Stock zu sehen: Lukas 
Mletzko, Apotheos (3), 95 x 95 cm, Öl 
und Acryl auf Holz, 2019.

Atrium: Beide Werke Öl auf Leinwand, 
120 x 160 cm, 2019.


